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R J. Erieı Lörcren: 
m GEDANKEN ZUR WELTABRÜSTUNG 


Die angeblichen Bemühungen der Staatsmänner zur Herbeiführung der allgemeinen 
Abrüstung werden sicherlich auf allen Seiten von dem ernsten Bestreben nach einer 
Lösung dieses die Menschheit so tief berührenden Problems getragen. Neben ide- 
ellen Erwägungen sprechen natürlich auch wirtschaftliche Gründe deutlich im Sinne 
dieser Bestrebungen. Bezüglich der Mittel und Wege jedoch, die eingeschlagen werden 
sollen, um dieses Ziel zu erreichen, gehen die Meinungen der Staatsmänner noch 
vielfach auseinander. Die Verschiedenheit der Ansichten beruht zum Teil auf den 
abweichenden sozialen Verhältnissen in den einzelnen Ländern, zum Teil aber auch 
auf den im Gegensatz zueinander stehenden politischen Interessen der einzelnen Na- 
tionen. Durch den Weltkrieg in erheblicher Weise verschärft, halten diese Meinungs- 
verschiedenheiten die Welt in einem Stadium dauernder Unruhe und Unsicherheit. 

- Die von Rußland betriebene Propaganda für eine Weltrevolution ist zweifellos zu 
einem bedeutenden Teil für das allgemeine Mißtrauen verantwortlich zu machen, das 
wir heute noch allenthalben beobachten können. Auch die starke Zurückhaltung der 
Vereinigten Staaten typisch europäischen Problemen gegenüber beeinflußte natürlich 
das Abrüstungsproblem in erheblichem Maße. Durch das Zustandebringen des Kellogg- 
Paktes haben die Vereinigten Staaten einen sehr begrüßenswerten und durchaus er- 
folgreichen Schritt im Sinne einer internationalen Verständigung unternommen. Eine 
dauernde innige und zielbewußte Zusammenarbeit Amerikas mit den europäischen 
Kulturnationen in dieser Frage ist unerläßliche Vorbedingung für den Enderfolg. 

Soweit die Mitglieder des Völkerbundes in Frage kommen, werden ihre Ansichten 
zu dem Problem, wie schon erwähnt, durch ihre unterschiedliche politische Ein- 
stellung bestimmt. Einige Länder haben durch den Weltkrieg einen bedeutenden 
Gebietszuwachs erfahren. Sie wünschen natürlich diesen Zuwachs unter allen Um- 
ständen zu behalten und sind zufolgedessen daran interessiert, die Fortdauer des 
augenblicklichen Zustandes zu sichern. Sie wollen also eine allgemeine Abrüstung 
nur dann gutheißen, wenn diese mit einer sicheren Garantie für wirksame inter- 
nationale Hilfeleistung im Falle eines Angriffes verknüpft ist. Andere Länder wiederum 
haben erhebliche Gebietsteile infolge des Weltkrieges verloren. Sie sind zudem durch 
die Niederlage im Kriege zu einer wesentlichen Einschränkung ihrer Heeresstärke 
gezwungen worden. Diese Länder treten natürlich energisch für eine allgemeine Ab- 
rüstung ein, andererseits haben sie aber die Hoffnung auf Abänderung der durch die 
Friedensverträge festgelegten Grenzen nicht aufgegeben. 

Die Verschiedenheit des Standpunktes der einzelnen politischen Interessen hat nun 
auch zu einer Verschiedenheit der Meinungsauffassung bezüglich der mit der Ab- 
rüstungsfrage zusammenhängenden Probleme, nämlich dem der Sicherheit und des 
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Schiedsgerichts, geführt. Es ist tatsächlich praktisch unmöglich, die Beziehungen, die 
zwischen diesen drei Problemen — Abrüstung, Sicherheit und Schiedsgericht — be- 
stehen, zu übersehen und etwa nur die Forderung nach einer sofortigen, völligen 
Abrüstung zu stellen. Der kürzlich von seiten der Sowjetregierung gemachte Lösungs- 
vorschlag gab vor, eine leichte Lösung des Problems zu bieten. Eine so bedeutende 
Gefahr aber auch militärische Rüstungen für den Weltfrieden darstellen mögen, so 
darf man doch nicht übersehen, daß die Abrüstung als solche keineswegs geeignet 
ist, internationale politische Streitigkeiten gänzlich aus der Welt zu schaffen, wenn 
sie nicht durch andere Sicherheitsmaßnahmen wirksam unterstützt wird. Selbst wenn 
alle Staaten abgerüstet haben, wird ein großer, wirtschaftlich leistungsfähiger Staat — 
besonders wenn es sich um einen Streit mit einem kleineren Lande handelt — in 
der Lage sein, sich in aller Eile mit genügenden Rüstungen zu versehen, um notfalls 
dem schwächeren Gegner seinen Willen mit Gewalt aufzuzwingen. Um die völlige 
Abrüstung zu erzielen, müssen wir also ein leistungsfähiges System internationaler 
Gerichtsbarkeit mit einem zwangsweisen Schiedsgericht als Mittelpunkt schaffen. 

Das Abrüstungsproblem, wie es sich uns heute darbietet, kann also leider nicht 
durch Feststellung bloßer Tatsachen und durch Vorschläge, die ohne Rücksicht auf 
die politische Konstellation gemacht werden, gelöst werden. Die Abrüstungskommission 
beim Völkerbund hat ja auch bereits während der Verhandlungen in dieser Frage 
verschiedentlich auf die ungeheuren Schwierigkeiten hinweisen können, die sich bei 
jedem Versuch, die Weltabrüstung schrittweise durchzuführen, ergaben. 

Hanen wir so zwar die innige Wechselbeziehung, die zwischen dem Problem der 
internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, dem Sicherheitsproblem und der Abrüstungs- 
frage besteht, erkannt, so dürfen wir es trotzdem nicht gestatten, daß die Diskussion 
über diese Probleme die Form des bekannten circulus vitiosus annimmt. Heute ist 
der Zeitpunkt sicherlich gekommen, an dem das Problem von den verschiedensten 
Seiten aus zu gleicher Zeit angegriffen werden sollte. Man kann ohne weiteres ein- 
gestehen, daß bereits viel geschehen ist, um die Schiedsgerichtsbarkeil in den Mittel- 
punkt der Weltpolitik zu stellen, und man kann auch sicherlich behaupten, daß das 
Gefühl der Sicherheit unter den einzelnen Nationen, die sich in unserer schnellebigen 
Zeit noch vor kurzem als Feinde gegenüber standen, erheblich zugenommen hat. 
Unter diesen Umständen ist die heute bestehende Gefahr erhöhter Rüstungen — be- 
sonders zur See und zur Luft — drohend genug, um ernste Schritte im Sinne einer 
allgemeinen Abrüstung zu rechtfertigen. Nur ein solcher Schritt würde zu einer 
weiteren Entspannung führen und das Mißtrauen und die Unruhe, die heute noch 
die politische Zukunft Europas und der Welt unsicher gestalten, abschwächen. 

Aus den obigen Erwägungen heraus kann ich mich nicht der Meinung derjenigen 
anschließen, die da glauben, daß für die Herbeiführung der Weltabrüstung nichts 
unternommen werden sollte, bevor die augenblicklich geführten Untersuchungen des 
Schiedsgerichts und Sicherheitsproblems einen greifbaren Erfolg ergeben haben. Ich 
stimme andererseits aber auch nicht mit denjenigen überein, die um jeden Preis die 
Arbeit der Abrüstungskommission beschleunigt wissen wollen, da meiner Ansicht nach 
mit dieser Taktik die Gefahr einer wenigstens zeitweiligen Unterbrechung der Be- 
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strebungen zur Herbeiführung einer internationalen Abrüstung heraufbeschwören 
‘würde. Wenn ich die sich so ergebende Alternative mit ihren gefährlichen Folgen 
‚nach allen Richtungen hin durchdenke, scheint es mir von jedem Standpunkte aus 
ratsam zu sein, das vorbereitende Werk für die internationale Abrüstung unter allen 
Umständen fortzusetzen. In der Zwischenzeit ist es Aufgabe aller guten Kräfte im 
"politischen wie im wirtschaftlichen Leben, den Frieden durch die Schaffung einer 
wahren Friedensatmosphäre vorzubereiten. Dies kann nur dadurch geschehen, daß 
man eine möglichst vollkommene Forträumung eines jeden Ronfliktstoffes anstrebt, 
und nach einem internationalen System des Rechts sucht, das auf der Würdigung und 
Rücksichtnahme für die Souveränitätsrechte der einzelnen Nationen beruht. Absolute 
Freiheit in der Erledigung der eigenen Geschäfte eines jeden Landes, Sicherheit vor 
ausländischer Einmischung, das muß das Ziel sein, das wir zu erstreben suchen. 
Endlich müssen wir bemüht sein, die öffentliche Meinung im Sinne einer Welt- 
aktion aufzurütteln, die sich die Unmöglichmachung eines anderen Weltkrieges zur 
Aufgabe setzt. Ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit der politischen Ansichten und 
ohne Rücksicht auf die soziale Struktur der einzelnen Länder sollte die allgemeine 
Abrüstung Schritt für Schritt von all denjenigen ausgebaut und gefördert werden, 
die von dem heiligen und ernsten Streben nach der glücklichen Durchführung des 
nunmehr begonnenen Friedenswerkes beseelt sind. 
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Paur Fareye: 
‚DEUTSCHE INNERAFRIKANISCHE FORSCHUNGSEXPEDITION 


Unterredung mit dem Expeditionsleiter 


In Anbetracht der großen kulturwissenschaftlichen und nationalpolitischen Bedeutung der neuen 
Innerafrika-Expedition von Frobenius halten wir es für angebracht, unsere Leser kurz über Zweck 
und Ziel des Unternehmens ins Bild zu setzen. Die neue Expedition verdient, ganz gleichgültig, 
wie man zu Frobenius und seiner Kulturkreislehre stehen mag, stärkste Beachtung. E. Obst. 


Unter Führung von Geheimrat Leo Frobenius, Leiter des Afrika-Archivs und des 
Kulturmorphologischen Institutes zu Frankfurt a. M., hat auf dem Dampfer „Toledo“ 
der Woermann-Linie die Deutsche Innerafrikanische Forschungsexpedition (DIAFE) 
am 28. Juli Hamburg verlassen, um auf dem Wege über Las Palmas, Walfischbai, 
Durban nach Pretoria und in das Innere Afrikas zu reisen. Zum neunten Male führt 
der bekannte Afrikaforscher und Kulturmorphologe somit eine Expedition in den 
schwarzen Erdteil. Es handelt sich um die Klarstellung der Kulturentwicklung in 
dem nach der bekannten Kulturkreislehre von Frobenius noch wenig oder gar nicht 
untersuchten Südafrika sowie um die Erforschung jenes von der Wissenschaft noch 
kaum bearbeiteten alten Kulturreiches, dessen zahlreiche, heute zerfallenen Ringburgen 
einen Teil von Portugiesisch-Ostafrika bis hinein nach Rhodesien bedecken. 

' Als um ı500 die Portugiesen nach Umschiffung des Kaps der Guten Hoffnung 
dort ankamen, nannte sich jenes Reich Makalanga und unterstand dem Kaiser Mono 
Matapa. Der Herrscher hielt einen großen Hof. Ein Stab von Beamten leitete die 
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Verwaltung. Eigentümliche uralte Sitten herrschten am Hofe des Kaisers Mono Matapa. 
Eine große Rolle spielten die Astrologen, und vor allem die Konstellation der Gestirne 
im Frühjahr. Der Kaiser, so berichten die Portugiesen jener Zeit, durfte nur seine 
eigene Schwester oder seine Tochter heiraten. Aus den Gestirnen wurde unter anderem 
bestimmt, ob der Kaiser, um das Wohl des Landes zu sichern, sich ein Glied, z. B. 
den Finger, abschneiden mußte, oder ob man ibn sogar aus gleichen Gründen töten 
solle. Verlor er aber durch Lepra ein Auge, mußte er sich nach alter Sitte den Tod 
geben. Dasselbe geschah zugleich mit seinen Frauen sowie einer Reihe der Höflinge. 

Über den Ursprung dieses sicherlich kulturhistorisch hochinteressanten, alten Reiches 
wurden die verschiedensten Mutmaßungen aufgestellt. Man hielt es z. B. für eine Nie- 
derlassung phönizischer Goldgräber, denn Gold kommt bekanntlich in jenen Gegenden 
vor. Mit noch größerer Phantasie begabte Leute glaubten dort die sagenhaften Goldberg- 
werke des Königs Salomo entdeckt zu haben. Ja, der bekannte englische Schriftsteller 
Sir Rider Haggard schrieb über jenes Reich sogar seinen Roman „King Salomon’s 
Mines“. Andere vermuteten dort das sagenhafte Reich Ophir. Alles, wie Geheimrat 
Frobenius unserem Mitarbeiter in einer Unterredung versicherte, nur Hypothesen, die 
angesichts der heute schon bekannten Tatsachen überhaupt nicht in Betracht kommen. 

Frobenius, der noch in den neunziger Jahren mit der von ihm aufgestellten 
Kulturkreislehre völlig allein stand und von vielen Seiten heftig angegriffen wurde, 
kann das nicht hoch genug einzuschätzende Verdienst für sich in Anspruch nehmen, 
daß er auf seinen vielen Forschungsreisen in Afrika ein außerordentlich wertvolles, 
vielseitiges und reichhaltiges Material für das Studium der afrikanischen Kulturen 
zusammengetragen und durch seine Schriften und Werke (darunter „Erlebte Erd- 
teile“, „Atlantis“, wovon der ı2. Band soeben bei Diederichs, Jena, erschienen ist, 
„Hadschra Maktuba, urzeitliche Felsbilder Kleinafrikas“ und andere Arbeiten) sehr 
viel zur Kulturforschung Afrikas beigetragen hat. 

Als ı904 die erste Deutsch-Innerafrikanische Forschungs-Expedition mit dem 
gleichen Namen wie die jetzt stattfindende unter Leitung von Frobenius nach Afrika 
ging, war dort auf dem Gebiete der eigentlichen Kulturforschung noch nicht viel 
von Fachgelehrten geleistet worden. Zumeist hatte es sich nur um zweifellos wert- 
volle, aber eben doch systemlose Arbeiten von Geographen, Geologen, Zoologen und Bo- 
tanıkern gehandelt. Der Gedanke von Frobenius war es, diese Lücke nach Möglich- 
keit auszufüllen. Er ist dabei auf seinen Forschungsreisen nach den verschiedenen 
Teilen Afrikas von dem Gedanken der durch ihn aufgestellten Kulturkreislehre aus- 
gegangen, und in dieser Beziehung ist es ihm zweifellos gelungen, Licht in viele 
Dinge zu bringen, die uns bis dahin unbekannt und unverständlich waren. 

Frobenius unterscheidet als Urkulturen Afrikas: ı. den Hamitischen Kulturkreis, 
der sich durch ganz Nordafrika, über die Sahara hinweggreifend, bis an die Ur- 
wälder im Quellgebiete des Niger sowie im Osten durch Ägypten, die Randländer 
des Roten Meeres und des Indischen Ozeans bis hinab zum Kap der Guten Hoffnung 
erstreckt, sowie 2. den Äthiopischen Kulturkreis, der die Gebiete vom Südrande der 
Sahara bis über den Zambesi im Süden hinweg sowie vom Atlantischen Ozean im 
Westen durch Zentralafrika bis an die Gestade des Indischen Ozeans umfaßt. 
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Diesen zwei Urkulturen sind nach Frobenius eine Reihe anderer Kulturkreise 

übergelagert, die sich in späterer Zeit entwickelten, und zwar ı. in Nordafrika der 
‚Syrtische Kulturkreis von den Küsten des Mittelmeeres über die Sahara hinweg bis 

in die Urwälder des Niger, 2. der Alterythräische Kulturkreis von den Küsten des 
Roten Meeres im Osten, durch Ägypten, Abessinien, den Sudan bis fast an die 

"Küste des Atlantik im Westen und bis an das Gebiet der Großen Seen im Süden, 
3. der Süderythräische Kreis im östlichen Zentralafrika von den Küsten des Indischen 
Ozeans im Osten bis zu den Großen Seen und bis zum Oberlauf des Kongo sowie 
bis zum Zambesi im Süden, 4. der Atlantische Kulturkreis, westafrikanische Kultur, 
ausgehend von den Mündungen des Niger, des Kongo und anderer zum Atlantik 
fließender Flüsse bis tief in die Küstengebiete des westlichen Afrikas. 

Zur Feststellung der Grenzen dieser Kulturkreise kam es Frobenius vor allem darauf 

‚ an, durch eingehendes Studium an Ort und Stelle übereinstimmende Züge in Sitten 
und Gebräuchen, Kulthandlungen, Staatseinrichtungen, Handwerk, Ackerbau, Jagd, 
Fischerei, Waffen und Geräten, Sprachen, Überlieferungen und Sagen zu erforschen. 

Nach der Ansicht von Frobenius sind die Anfänge der von ihm festgelegten Kultur- 
kreise auf äußere Einwirkungen zurückzuführen. So entstand der Syrtische Kultur- 
kreis am Mittelmeer aus pelasgischen und etruskischen Einflüssen, der Atlantische 
Kulturkreis durch Einflüsse, die vom Mittelmeer um die Westküste Afrikas herum 
kamen, der Süderythräische wahrscheinlich durch sehr frühe Einwanderung aus den 
Kulturgebieten der alten Sumerer, Vorgänger der Assyrer und Babylonier im Euphrat- 

„und Tigristale. Diese Theorien werden von einer Reihe von Gelehrten wohl be- 
- stritten, und hier liegt ein Hauptteil der weiteren Forschungsarbeiten, die Frobenius 
"in den nächsten Jahren beschäftigen werden. 

Vor allem gilt es nun auch, die in kulturwissenschaftlicher Beziehung noch fast 
völlig unerforschten Gebiete Südafrikas systematisch zu bearbeiten. Neben Geheimrat 
Frobenius nehmen daran u. a. teil von seinen wissenschaftlichen Assistenten die 
Herren Dr. Jensen, Seekirchner, Wischhof und Lutz, sowie als Zeichnerinnen die 
Damen Elisabeih Mansfeld, Agnes Schultz und Maria Weyersberg. 

Die Expedition verließ Hamburg am 28. Juli mit dem Dampfer „Toledo“ und 
fuhr die Westküste Afrikas hinab bis nach dem Hafen Durban in Südafrika. Von 
dort ging die Fahrt per Bahn nach Pretoria. Die Damen werden sich zunächst 
zeichnerisch im Gebiete von Transvaal, Oranje-Freistaat, Natal und Kapland 
betätigen, während die Herren den in Maschonaland gelegenen Ort Salisbury zu ihrem 
Zentralsitz erwählen. Sie werden von dort aus das in Portugiesisch-Ostafrika bis nach 

 Rhodesien sich erstreckende Ruinengebiet des alten Reiches Makalanga erforschen und 
dabei auch bis zum Nyassasee sowie wahrscheinlich auch in das Quellgebiet des 
Kongo vorstoßen, um so die Grenzen dieses Kulturkreises möglichst genau festzustellen. 

Die Finanzierung der Expedition geschah durch das Reich und durch die Not- 
gemeinschaft der deutschen Wissenschaft. Die Dauer der Expeditionstätigkeit wird 
sich auf ein bis zwei Jahre erstrecken. Wir wollen dem für die Wissenschaft so sehr 
interessanten und wertvollen Unternehmen vollen Erfolg wünschen. Möge es über- 
dies zugleich zur Mehrung des Ansehens deutscher Forscherarbeit dienen. 
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HERMANN LAUTENSACH: 
BERICHT ÜBER ERDUMSPANNENDE VORGÄNGE 


Veränderungen im Landverkehr 


Das Weltmeer ist ein einheitliches, die Erdfesten umschlingendes Ganzes. Es ist 
allen Seestaaten der Erde rechtlich in gleichem Maße zugänglich. Der Weltseeverkehr, 
der im Augustheft der Zeitschrift für Geopolitik behandelt worden ist, weist daher 
in viel stärkerem Maße einheitliche Züge auf als der Landverkehr, der an erster 
Stelle durch die Bedürfnisse der Besitzer der einzelnen Landflächen bestimmt wird 
und daher eine viel stärkere Zersplitterung aufweist als jener. Trotzdem sind den 
einzelnen Erdteilen, ungeachtet ihrer Aufteilung unter zahlreiche Staaten, je gewisse 
grundlegende und raumbedingte verkehrsgeographische Züge eigen, und infolgedessen 
weisen auch die Veränderungen, die der Verkehr der einzelnen Erdteile in den letzten 
Jahren erfahren hat, ebensolche raumbedingte, erdteilhafte Züge auf. Sie gilt es hier 
herauszuschälen und von den lediglich lokalpolitisch bedingten Zügen der neuesten 
Verkehrsentwicklung zu sondern. Vom Luftverkehr wird dabei abgesehen, da derselbe 
in der gleichzeitig in der Zeitschrift für Geopolitik erscheinenden Aufsatzfolge von 
A. R. Böhm behandelt wird. 

Europa ist immer noch der Erdteil, in dem die modernen Verkehrsnetze der 
Eisenbahnen, Wasserstraßen und Chausseen technisch am höchsten entwickelt und 
am stärksten verzweigt sind. Infolgedessen tritt allein hier und in Nordamerika der 
elektrische Betrieb in der Zugförderung allmählich immer stärker in den Vorder- 
grund. Vorläufig ist die Einrichtung des elektrischen Betriebes auf den Eisenbahnen 
der einzelnen Länder allerdings noch stark von einzelstaatlichen Gesichtspunkten 
beherrscht. Die Gebirgsstaaten, wie die Schweiz und Österreich, die über große 
Wasserkräfte verfügen und zugleich arm an Kohlen sind, erstreben eine im Interesse 
ihrer Handelsbilanz sehr wesentliche Ersparnis an Kraftstoffen, zugleich erhöht sich 
die Leistungsfähigkeit ihrer zahlreichen eingleisigen Gebirgsstrecken, denn die 
Schnelligkeit der Zugfolge kann auf elektrisch betriebenen Strecken eine viel höhere 
sein als auf Strecken mit Dampfbetrieb. Auf diese Weise werden stark abgelegene 
Landesteile durch eine einzelne elektrisch betriebene Bahnstrecke auch politisch 
enger an das Kernland gebunden. Für den Kanton Tessin in der Schweiz und Vor- 
arlberg in Österreich ist dieser Gesichtspunkt sehr wichtig. Es ist daher nur durch 
die traurige Finanzlage verständlich, daß die österreichische Regierung sich entschlossen 
hat, in der Elektrisierung der österreichischen Bundesbahnen zunächst erst eine 
Pause eintreten zu lassen, und daß sie dem Angebot der großen Wiener Elektrizitäts- 
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firmen bezüglich der Elektrifizierung der Strecke Wien—Salzburg, durch die die 
 Elektrifizierung des Verkehrsrückgrats des ganzen Staates, der Linie Wien—Bodensee, 
vollendet würde, sehr zögernd gegenübersteht. Ähnliche Gesichtspunkte-wie in der 
Schweiz und Österreich sind in Italien und Bayern maßgebend. Zielbewußt hat die 
_ Reichseisenbahndirektion Bayern die elektrisch betriebene Streckenlänge von 96 km 
Am Jahre 1924 auf 614 km im Jahre 1927 gesteigert. Bayerns Anteil an den elek- 
trischen Strecken der Reichsbahn (1223 km) ist damit auf 50,2 %/, angewachsen. 
So überwiegen heute noch in der Elektrifizierung des europäischen Bahnnetzes die 
einzelstaatlichen Züge. Dieselben treten in der folgenden Tabelle stark hervor, die 
von den europäischen Staaten nur die für uns wichtigen aufführt, andererseits die 
beiden großen nordamerikanischen Staaten anführt. In der Tatsache, daß man 
seit 1927 von Regensburg bis Verona durch drei Staaten hindurch auf elektrifizierten 
‚ Strecken fährt, ist aber doch eine Tatsache, die eine gewisse Hoffnung auf eine 
großzügige, von gesamteuropäischen Gesichtspunkten beeinflußte Weiterführung der 
Elektrifizierung des europäischen Bahnnetzes erweckt. Die Tabelle zeigt in ihren 
letzten Spalten zugleich die technische Überlegenheit des elektrischen über den 
Dampfbetrieb. 


ı 2 3 4 5 6 7 8 9 
Länge des 
Bchienen- Davon Ende 1926 Geleistete ; 
Staaten re elektrisch Bestand | Davon Ende 1926 Lokomotiv- Davon 1926 in 
für das die Beriieban an Loko- elektrisch kilometer | elektrischem Betrieb 
F folgenden motiven 
Angab 
. nn km | % von I Stück | %von4| 1000 km 1000 km |% von 7 
Deutsches Reich | 53416 | 1006 1,9 | 25 92ı | 301 1,2 | 607 875 10 986 1,8 
Österreich ...... 5 808 503 8,7 2666 | 112 4,2 54 468 3 933 72 
Schweiz ........ 5a6r |.2287..|.43,7 1402 | 386 | 27,5 45 934 13058 | 28,4 
Bialieri-. . ...... 16569 | 1093 | 6,6 6988 | 546 7,8 | 166529 16 202 9,7 
Frankreich...... 39 939 913 2,3 | 19099 | 218 1,1 | 447 957 6 223 1,4 
Großbritannien ..| 3ı 117 640 2,1 | 23 698 13 0,05| 531 623 - . 
Schweden....... 15793 | 1186 | 7,9 2179 | 118 5,5 . 
Norwegen ...... 3 603 165 623 13 103 
Europa........ 207 393 |8010 . 
Vereinigte Staaten | 378 022 | 2693 . 
Kanddar... ne... 64 926 | 3640 
Nordamerika ..| 442 948 | 6333 . 


Die Elektrifizierung der Eisenbahnen Europas und Nordamerikas 


Allmählich fallen einige der Verkehrsschranken, die wie eine kaum überschreitbare 
Mauer Sowjetrußland von der Europäischen Halbinsel trennen. So sind ab 25. März 
dieses Jahres Bahntransporte zwischen Polen und Rußland ohne Umladung möglich. 
Es werden die Achsen, auch der Güterwagen, ausgewechselt. Auch wird an der unter- 
irdischen telephonischen Fernverbindung Berlin—Moskau gearbeitet. Die Polen sind 
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eben dabei, das Teilstück Rattowitz—Warschau zu bauen. Die Zukunft muß lehren, 
ob die Vorzüge oder die Nachteile dieser Verbesserung der Verbindung mit Sowjet- | 
rußland überwiegen. 4 
Was sonst über die Veränderungen im europäischen Landverkehr zu sagen ist, 
steht großenteils unter dem Gesichtspunkt einzelstaatlicher Verkehrspolitik, ins- . 
besondere unter dem der Auswirkung der Friedensdiktate. So plant Rumänien einen 
Ausbau seines Bahnnetzes, der der Neuformung des Staates Rechnung trägt. Bukarest 
soll eine direkte Verbindung mit Craiowa erhalten, und damit soll dem walachischen 
Bahnnetz die fehlende Stammlinie gegeben werden; ein Teil der Hauptlinie der 
Moldau soll der polnischen Durchfuhr wegen zweigleisig ausgebaut werden; die 
berühmte, gegen Osten gerichtete Verteidigungslinie entlang dem Sereth (Focsani— 
Braila) soll von Temci aus eine neue Verbindung mit der Hauptstadt bekommen; 
die Linie Hermannstadt— Bukarest soll verkürzt werden, und schließlich soll Marmaros- 
sziget, das bisher nur durch das tchechoslowakische Karpatoruthenien Eisenbahn- 
verbindung besaß, einen nationalrumänischen Anschluß erhalten. — Belgien bemüht 
sich, die Ausfuhr aus seinem neuerdings stark aufgeblühten Limburger Kohlenrevier 
nach Antwerpen statt die Maas abwärts durch die Niederlande nach Rotterdam zu 
lenken und plant daher einen Kohlenkanal von Antwerpen nach Lüttich. — Neuer- 
dings ist, wie Prof. R. Hennig im „Wirtschaftsdienst“ ausführt, viel von der 
Revisionsbedürftigkeit der Donauschiffahrtsakte die Rede. Der längste Strom der 
Europäischen Halbinsel hat heute sechs Staaten zu Anrainern und bedarf ebenso 
stark wie der Rhein einer großzügigen Regelung seiner Beschiffungsberechtigung, 
wenn nicht die Vorzüge dieser Wasserstraße durch die engräumige staatliche Kästelung 
Europas völlig zunichte werden sollen. Die im Anschluß an die Friedensdiktate am 
23. Juli 1921 unterzeichnete und am ı. Oktober ı922 in Kraft getretene Donau- 
schiffahrtsakte hat diese Aufgabe jedoch bisher nur sehr unvollkommen erfüllt. 
Statutenmäßig ist sie fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten revisionsfähig. Vor dem 
Weltkrieg war die Donau von Orsova ab, jetzt ist sie von Ulm ab „international“, 
d. h. Staatsangehörigen, Gütern und Flaggen aller Länder zu gleichen Rechten zu- 
gänglich. Über die Internationalität der Donau von Orsova ab wachte ehedem die 
„Europäische Donaukommission“, in der das Deutsche Reich, Österreich-Ungarn, 
Großbritannien, Frankreich, Italien, Rußland, Rumänien und die Türkei vertreten 
waren. Die Besiegten des Weltkrieges sind durch die Friedensdiktate aus ihr ver- 
drängt, Rußland ist stillschweigend ausgeschifft, und so befindet sich unter den 
restlichen vier Vertretern nur ein Anrainerstaat. Die Europäische Kommission ist 
jetzt in ihrem Wirkungsbereich auf die Donau abwärts von Braila beschränkt. Sie 
bemüht sich, den 1921 ausdrücklich als provisorisch bezeichneten Zustand der Vier- 
köpfigkeit zu einem dauernden zu machen, und Rumänien beschwert sich über eine 
Vernachlässigung des Fahrwassers seitens der Kommission, wie sie bei deren der- 
zeitiger Zusammensetzung ja auch unausbleiblich ist. Über die Internationalität der 
Donau von Ulm bis Braila wacht die „Internationale Kommission “ (Bayern, Württem- 
berg, Österreich, Ungarn, Südslawien, Rumänien, Frankreich, England, Italien), die 
ihren Sitz kürzlich von Preßburg nach Wien verlegt hat. Aus dem Bereich dieser 
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_ Kommission häufen sich die Klagen, daß einzelne Staaten, besonders Südslawien und 
Rumänien, in der Erlaubnis der Benutzung ihrer Häfen sehr engherzig vorgehen, 
und daß sie insbesondere den „kleinen Kabotageverkehr“, d. h. den Verkehr zwischen 

zwei Häfen ihres Landes, ausschließlich der eigenen Flagge vorbehalten. Eine Revision 

_ der Donauschiffahrtsakte verlangt Zweidrittelmehrheit der in der Internationalen 


Kommission vertretenen Staaten; es erscheint nicht ausgeschlossen, daß eine solche 
' zusammenkommt. 
... 


In der Verkehrsentwicklung Asiens stehen zwei große Eisenbahnbauten im Vorder- 
grund: Die Sowjetregierung hat die 1431 km lange Bahnlinie Semipalatinok—Frunse 
(früber Pischpek) endgültig genehmigt. Die Arbeiten sind darauf sofort begonnen 
worden und sollen ı930 beendet sein. Die Bahn führt über Sergiopol, Alma ata 
. (Wjernyi) und Lugowaja. Sie bedeutet nichts Geringeres als eine unmittelbare Eisen- 
bahnverbindung Sibiriens und Turkestans, die bisher nur über Tscheljabinsk—Oren- 
burg, also durch das Europäische Rußland, möglich war. Nach Sibirien werden auf 
dieser Bahn Baumwolle, Seide, Früchte, Baumwollsaatöl und Ölkuchen laufen, Tur- 
kestan aber wird durch sie mit Bauholz und Brotgetreide versorgt werden. Die Sowjets 
hoffen so, mehr südrussisches Getreide, von dem bisher ein Teil nach Turkestan 
geht, zur Ausfuhr frei zu haben und auf diese Weise ihre Handelsbilanz zu ver- 
bessern. Strategisch hervorragend wichtig sind die drei Stichbahnen, die von der 
neuen Linie nördlich und südlich des Tarbapatai bis an die chinesische Grenze vor- 
_ getrieben werden. 
Das zweite Hauptgebiet asiatischer Verkehrsentwicklung ist die Mandschurei. Seit- 
' dem die Schranken, die die chinesischen Wirren zwischen den innerchinesischen 
Räumen unwiderstehlich starken Übervölkerungsdruckes und dem ersten Auswande- 
rungsgebiet des chinesischen Volkstums errichtet hatten, wieder gefallen sind, ergießt 
sich ein ungeheurer Strom aus Innerchina nach Norden. Im März dieses Jahres 
passierten täglich 6000—8000 Chinesen die große mandschurische Zentrale Tschang- 
schun. Wahrscheinlich wird der chinesische Zustrom zur Mandschurei in diesem 
Jahre zwei Millionen Köpfe übersteigen. Er ergießt sich jetzt bis in die nördlichste 
der mandschurischen Provinzen, Heilungkiang. Die meisten dieser Leute kommen 
als Ackerbauer und bewirken den nahezu beispiellosen wirtschaftlichen Aufschwung, 
den die Mandschurei im letzten Jahrzehnt genommen hat. Hand in Hand mit dieser 
fieberhaften wirtschaftlichen Entwicklung geht der Ausbau des mandschurischen 
Bahnnetzes. Von den zahlreichen im Bau befindlichen, begonnenen und geplanten 
Linien sei auf die von Tschangschun nach Tritrikar, die den rechten Winkel von 
Charlin abschneidet, die Abzweigung von der ostchinesischen Bahn nach Sanhsing 
am Sungari (besonders wegen des winterlichen Eisverschlusses des Stromes wichtig) 
und die japanische Linie von Kirin über Haiphöng nach Korea hingewiesen. 
Diesen beiden Hauptgebieten asiatischer Verkehrsentwicklung von wahrhaft inter- 
nationaler wirtschaftlicher und politischer Bedeutung gegenüber tragen alle übrigen 
asiatischen Verkehrsereignisse jüngeren Datums mehr lokalen Charakter. Die Rivalität 
Frankreichs und Englands am Ostgestade des Mittelmeeres zeigt sich augenblicklich 
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besonders in dem Bestreben beider, eine leistungsfähige Landverbindung nach Osten, 
nach Mesopotamien zu schaffen. Während die Engländer eine Wüstenbahn von 
Palästina nach Bagdad planen, sind die Franzosen in ihrem syrischen Mandatsgebiet 
schon energisch an die Wiederherstellung und den Neubau von Straßen heran- 
gegangen. Eine belgische Gesellschaft hat einen Eisenbahnfährverkehr durch den | 
Bosporus zwischen Stambul und Haidar Pascha (Konstantinopel) eingerichtet. Wegen 
der kleineren Spurweite der anatolischen Bahn ist ein Umsteigen bzw. Umladen 
jedoch trotzdem notwendig. Immerhin kann diese Verbindung, die die Türken zu- 
nächst nur im Interesse eines engeren Anschlusses ihres europäischen Bahnnetzes an 
das anatolische haben einrichten lassen, zu internationaler Bedeutung gelangen. Der 
Bagdadbahnplan zwar wird so schnell nicht wieder aufleben können (Zeitschrift für 
Geopolitik 1925), aber die Verbindung Europa—Ägypten, von der Internationalen 
Schlafwagengesellschaft propagiert, kann in absehbarer Zeit Wirklichkeit werden. 
Die Franzosen haben den Bau einer Bahn von Tripolis über Beirut bis zur Palästina- 
grenze bei Ras-en-Nakura beschlossen. Es wird dann nur noch das palästinensische 
Stück Ras-en-Nakura—Haifa nötig sein, um jene Großverbindung zu vollenden. Für 
den britischen Standpunkt allerdings ist es wichtiger, daß Palästina jetzt durch das 
Kabel Larnaka (Zypern)—Haifa an das britische Weltkabelnetz angeschlossen ist. — 
Der Ausbau des anatolischen Bahnnetzes durch deutsche und schwedische Gesell- 
schaften nimmt seinen Fortgang; die belgische Bahnbaugruppe (Societe int. des 
travaux) jedoch ist kürzlich zusammengebrochen. Persien, dem sein neuer Herrscher 
Ruhe gegeben hat, geht ebenfalls an den Bau einer großen Bahnlinie sowie mehrerer 
neuer Telegraphenlinien und verbessert seine Straßen; auch hier arbeiten deutsche 
Gesellschaften mit. 


* 


Afrika ist noch heute der spezifisch koloniale Erdteil. In seiner Verkehrsent- 
wicklung spielt daher die Rivalität der europäischen Kolonialmächte eine Hauptrolle. 
Eine verkehrspolitische Angelegenheit von höchstem Interesse ist vor allem die Er- 
schließung des belgischen Minengebiets von Katanga. Bisher nahmen die Katangaerze 
ihren Weg nach Europa größtenteils auf der britischen Bahn über Livingstone nach 
Beira am Indischen Ozean und wurden von da durch den Suezkanal verschifft. Der 
„nationalbelgische“ Weg mit der Bahn nach Bukama und von da mit mehrfachen 
Umladungen (Umgehungsbahnen an den Stromschnellen) kongoabwärts war bisher 
nicht voll konkurrenzfähig. Die Belgier haben diesen Weg jetzt dadurch verbessert 
daß sie von Port Francqui (Ilebo) am Kasai über Luluaburg—Kaulu eine Bahn direkt 
nach Bukama gebaut haben; dieselbe ist am ı3. Februar dieses Jahres dem Verkehr 
übergeben worden. Auch auf dieser Route ist noch eine Umladung nötig, da der 
unterste Kongo (Durchbruchstrecke) nicht befahren, sondern von der Bahnlinie 
Leopoldville-Boma umgangen wird. Daher steht dem Katangagebiet eine dritte An- 
bohrung bevor: eine britische Interessengruppe hat die portugiesische Angolabahn 
von Munhango aus nach Osten bis 22° östlich verlängert und treibt die Trace jetzt 
in den Dilolozipfel von Portugiesisch-Angola auf das belgische Elisabethville zu vor. 
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‚- Eine andere zentrifugale Erschließung von Belgisch-Kongo, ebenfalls durch die 
‚Engländer, ist durch den Bau der Zweiglinie von Nakuru (Renia-Kolonie) nach 
_ Mbulamuti (Ugandaprotektorat) erfolgt. Damit haben die Transporte aus Westuganda 
"und dem Nordostzipfel Belgisch-Kongös (Goldminen von Kilo-Moto) eine Verkürzung 

um vier Tage erfahren, da die bisherige Überschiffung des nördlichen Teiles des 
‚ Viktoriasees fortfällt. 

Auch sonst sind die Briten dabei, ihr afrikanisches Bahnnetz mit zäher Energie 
auszubauen: Im bisherigen Deutsch-Ostafrika wird jetzt die Linie Dodoma—Aruscha 
gebaut, die Linie Dodoma—Fife (Nyassaland) ist geplant. Sollte das Kap-Kairo-Projekt 
auf diesem Wege doch noch Wirklichkeit werden? Ihrer Kolonie Goldküste haben 
sie in Takoradi einen modernen Tiefseehafen gegeben, der 3,3 Mill. £ kostete. Er 
wird die Mangan- und besonders Kakaoausfuhr nach Großbritannien leiten. In 

‚ Nigeria ist eine Brücke über den Benue von 2584 englischen Fuß Länge im Bau; 
dieselbe soll die Verbindnng zwischen der Nord- und der Südstrecke der Osıbahn 
Nigerias (Port Harcourt—Kaduna) herstellen. Gewaltig ist auch die Verkehrsentwick- 
lung der Südafrikanischen Union, wie die folgende Zusammenstellung zeigt: 


| 1909 | 1926/27 | Zunahme % 
Beförderte Personen .......... 28 Mill. 80 Mill. 184 
Kohlentransporte............. 5,2 Mill. t | 10,1 Mill. t 100 
Streckenlänge der Staatsbahnen.|| 6844 Meilen |ı2 206 Meilen 78 
2 Kapitalinvestitionen........... 73 Mill. £ | 128 Mill. £ 75 


Verkehrsentwicklung der Südafrikanischen Union 


Demgegenüber treten die Leistungen der anderen afrikanischen Kolonialmächte 
zurück, z. B. die Tatsache, daß die Italiener der Cyrenaika eine erste kurze Bahn- 
linie (Küstenbahn Bengasi—Mery) gegeben haben. Wichtig ist aber immerhin die 
Verkehrsentwicklung der französischen Atlasländer; Tunesiens Autostraßennetz z. B. 
mißt jetzt schon 5400 km, und die Zahl der Kraftwagen (zur Zeit rund 9000) 
wächst jährlich um 1000; Algerien soll schon mit einem unterirdischen Telephon- 
kabelnetz (Oran—Constantine und andere Linien) ausgestattet werden. 

In Südamerika spielt der Verkehr auf den Binnenwasserstraßen noch heute eine 
so große Rolle wie in keinem anderen Erdteil. Sehr viele Bahnlinien vermitteln 
daher nur von einem Verkehrszentrum zum nächsten schiffbaren Fluß. Von dieser 
Art ist die eben fertiggestellte Bahn von Medellin in Kolumbien zum Cancafluß 
sowie die einem deutschen Syndikat erteilte Konzession von Tambo del Sol in Peru 
durch die Ostkordilleren (Sierra) zum Ucayali, die Peru zu einem einheitlichen 
Verkehrsgebiet zusammenschweißen und den jetzigen Zustand beenden wird, indem 
der nächste Weg von Lima nach Iquitos durch den Panamakanal und über Parä 
führt. Eine Flußanschlußbahn ist ebenso die einem britischen Konzern überlassene 
bolivianische Verbindung von Santo Corazön zum Paraguay (La Gaiba) sowie die vene- 
zuelanische Strecke von unterhalb San Felix am Orinoko nach der El Callao-Gold- 
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“ region. — In Südchile, das, z. T. durch deutschen Fleiß, sich wirtschaftlich immer 
mehr hebt, sind drei Bahnlinien beschlossen, die das subandine Seengebiet mit der 
Küste, z. B. Maullin, verbinden werden. — Uruguay plant jetzt eine zweite Ver- 
bindung mit dem brasilianischen Staat Santa Catarina (von Treinta-y-tres nach Rio 


Branco mit großer Brücke über den Jaguaraofluß). 


K. HAusHorer: 


BERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


Botschafter M. Adachi ist die einzige Persönlichkeit, die — als Vertreter Ostasiens 
in Paris und Genf — im Namen indopazifischer Mächte, Massen und Zahlen das 
Aufreißen eines Zwiespalts in Fragen der Machtmethoden zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und den Westmächten Europas begrüßt hat; wohl auch das 
Zerbrechen von so viel Friedens- und Hoffnungsporzellan in Genf durch einen fran- 
zösischen theoretischen Vertreter der II. Internationale, nachdem vorher ein deut- 
scher die Brüchigkeit und Hohlheit der Ware festgestellt hatte. Er war wohl auch 
der einzige an Ort und Stelle in Genf, der die ganze Tragweite dieser beiden Vor- 
gänge für die Weiterentwicklung des Südostens von Asien und die besondere Macht- 
gruppe in Japan übersah, die er vertritt. 

Auch freundliche, wohl abgemessene, unverbindliche Worte für andere unter- 
drückte Völker, bei Durchreisen in Berlin z. B. ändern daran nichts. Mine-ichiro 
Adachi, vollbürtiger Choshu-Mann aus dem Yamagata-Ken, hat nur in den romani- 
schen Ländern und in seiner Zentrale gelernt und ist außenpolitisch romanischer 
„Mentalität“ verfallen. Während der Teilnahme an der Friedenszusammenkunft von 
Portsmouth, zwischen Roosevelt und Graf Witte, und seiner Gesandtschaft in Mexiko 
1ı913—ı6 ist seine Liebe für den großen transpazifischen Nachbarn Japans sicher 
nicht größer geworden; Mitteleuropa vollends steht er kühl gegenüber, mit den 
in leitenden Kreisen von Paris und Belgien eingesogenen Gefühlen und der tiefen 
Verachtung des Choshu-Samurai für alle aus eigener Schuld Ehr- und Machtlosen. 
Ein Heraustreten aus seinem geopolitisch tief verankerten Charakter ist diesem Mann 
nicht möglich. Er kann nur einem den Westmächten restlos unterworfenen Deutsch- 
land freundlich sein. 

Unmittelbar also ist von so eingestellten Vertretern der einzigen zugfähigen, rein 
indopazifischen Macht nichts für die Nöte der Mitte Europas zu hoffen, sondern nur 
mittelbar, durch übersteigerte Ziele, die das Kabinett Tanaka in Ostasien und am 
Pazifikufer ansegelt (auch von seinem Pariser Vertreter dabei unterstützt), 
dadurch, daß man doch in Washington die diplomatischen Katzen in Genf 
zwischen London und Paris noch viel früher gehen hört als hierzulande. So ver- 
zeichnet wohl der Friedensfreund um jeden Preis mit Betrübnis, wer aber nur von 
Katastrophen eine Reinigung lügendunstiger Atmosphäre und die Möglichkeit bes- 
serer geopolitischer Raumgerechtigkeit auf der Erde erwartet mit Genugtuung starke 


und 
und 


Wirkung und allseitiges Aufhorchen auf den Nachklang und Widerhall der jüngsten 
Genfer und Paris-Londoner Gespräche im ganzen indopazifischen Raum. 

- Der Widerhall war so stark, daß er beinahe das größte, geopolitisch bedeutsame 
"Ereignis dieses Sommers im indopazifischen Bereich übertönte — was wohl auch 
ein bewußter Zweck der Westmächte bei der Hervorbringung ihrer Nebengeräusche 
war! —: die Schaffung eines allindischen Verfassungsentwurfes durch alle Führer 
der wichtigeren Parteien, Geistesströmungen und Weltanschauungen. Das ist eine 
Riesenleistung an Einigkeit für die 325 Millionen Indiens, die fast so unvereinbar 
schienen wie die europäischen, deren Führer erst am Anfang der Möglichkeit stehen, 
sich weltpolitisch Gehör zu verschaffen, deren Kaufkraft aber gleichfalls erst jetzt, 
vom pazifischen Ufer her, sowohl auf den indischen Inseln als auf dem indischen 
Festland von Amerika aus entdeckt, deren Markt zunehmend aufgesucht wird. 

Hier also keimen Hoffnungen für die Unterdrückten, daß die Gewaltmethoden 
der notgedrungen durch und durch militaristischen, immer mehr aufeinander ange- 
wiesenen Kolonialmächte England und Frankreich mit Anhang durch ihre Aus- 
schließung und Schrankenziehung großen Handels- und Industrieinteressen der 
Vereinigten Staaten überlästig werden; diese haben dann die Wahl, ob sie diese 
Sorte „Militarismus“ durch Völkerphraseologie oder stärkere Geld- und Heeres- 
mittelgewalt brechen wollen, oder aber durch beides, unter Benutzung der Selbst- 
bestimmungswünsche unterdrückter Völker, was ja schon einmal gute Dienste 
getan hat. 

Auf diesem, allerdings weder von den Vertretern Englands noch Frankreichs ins 
„Auge gefaßten Wege, dessen Beobachtung aber für das indopazifische Gebiet nahe- 
liegt, kann auch noch andern unterdrückten Völkern als Indern und Chinesen 
aus den diesjährigen Herbsttagungen Gutes kommen, — auch wenn sie bei ihren 
direkten Anläufen nur Beifall in Skandinavien und sonst bei kleinen Völkern ge- 
funden haben. 
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Von außerordentlicher Bedeutung für die Auffassungen fernöstlicher leitender Staats- 
männer als Grundlage zum Einblick in ihre dauernde geopolitische Einstellung sind die 
Offenherzigkeiten, mit denen nacheinander das sonst im Osten übliche Maß über- 
schritten:: der frühere Botschafter in Berlin, RKumataro Honda (Tokio, 7. 8. im Doki- 
Klub, wesentlicher Inhalt engl.: „North China Herald“ v. 25.8. 28, $. 318), über die 
Mandschurei und moderne, weit vor den geographischen liegende Wehrgrenzen; 
Baron Tanaka (Tokio, ı3. 8. zu den Botschaftern der Westmächte, der Sowjets und 
der Vereinigten Staaten); Baron T. Kikuchi, der wohlunterrichtete Freund des 
Premiers, und Baron Hayashi (Seoul, ı3. 8.) über Japans Verhältnis zu China und 
der Mandschurei (wohl sicher als Seitenstück zu den angelsächsischen Monroe- 
erklärungen und der neuen französischen Hegemoniepolitik). 

Sie werden ergänzt durch die Erinnerungen, die Baron Kijuro Shidehara, wei- 
land Außenminister (Tokio und Osaka Asahi jap.; „Transpacific“, 4. 8. 28. v. Suyeo 
Nakano abgek. Engl.) über sein und Kap. Hiroses Spiel noch im Frieden mit neu- 
tralen Tel. Netzen gegen den Russen Kozakow in Fusan, über Fürst Katsuras und 
Komuras Verfahren mit Ito und Kurino (zur Entlastung Japans von einer Kriegs- 
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erklärung) zum besten gab, deren Künsten wieder der Diebstahl einer russischen 

Agentin am japanischen Code im Haag gegenüberstand. a7) 
Alle diese Persönlichkeiten hatten damals, beim Ausbruch des Russisch-Japanischen 

Krieges, die Hände genau so — mit derselben geopolitischen Grundeinstellung — 


im Spiel wie jetzt, nur heute in höheren Stellungen; und ihre fast überlegen-heitere 
Darstellung der technischen Vorgänge zeigt uns, daß der Kampf ums Dasein bei 


völliger Vermeidung des Wortes Krieg oder Angriff in den tatsächlichen wehr- 
geographischen Formen des Krieges mehrere Tage, ja wochenlang im Gange sein 
kann, ohne daß irgendein von der öffentlichen Meinung geächtetes, verfehmtes 
Wort dabei fällt — wenn die Beteiligten ihr Handwerk verstehen. j 

Mit sehr offenen Augen hat vor allem Botschafter Honda Schein und Sein in 
Europa zu unterscheiden gewußt, als er bewies, daß die Mandschurei tatsächlich 
Japans „erste Verteidigungslinie“ sei und „einfach lebensnotwendig für dessen natio- 
nale Existenz“. 

„Auch die früheren Grenzen europäischer Nationen hätten sich ja als Ergebnis 
der wissenschaftlichen Fortschritte, namentlich durch die große Entwicklung der 
Luftschiffahrt völlig geändert. Der Weltwandel habe die Grenzen weit über die geo- 
graphischen Linien vorgetrieben.*“ Weder der britische Kanal noch die Nordsee, 
weder Holland noch Belgien bilden nach seiner Meinung die nationale Wehrgrenze 
des Großbritannien von heute. „Der Brite denkt heute, daß seine erste Verteidigungs- 
linie das Rheinland ist, und die Besetzung wie die Entwehrung des Rheines haben 
alle ihre Gründe nur in dieser Tatsache.“ So sprechen führende Völkerbunds- 
diplomaten über unsere Grenzlande daheim, wenn sie unter sich sind. 

Gewiß war Baron Hondas Ausführung in dieser Offenherzigkeit zuerst als Auftakt 
zu seiner Formulierung der Forderung einer „nationalen Wehrgrenze“ (national de- 
fence boundary) auf fremdem Boden für die japanisch-mandschurische Analogie 
gedacht. Aber es ist doch wertvoll, solche Dinge auch für Europa klar ausgesprochen 
zu besitzen! 

Dann folgte ein kluger Appell an den Masseninstinkt: „Wir Japaner können nicht 
leben ohne Reis und Shoyu (Bohnentunke). Aller Rohstoff für Shoyu kommt aus der 
Mandschurei, ebenso viele andere Nahrungsmittel, ohne die wir einfach verhungern 
müssen.“ Hierauf wurden die Register gegen die Sowjetaufreizung in China und die 
Weltrevolution der III. Internationale gezogen, „ohne die der ganze jetzige Zustand 
in China undenkbar wäre“, „Der Kampf gegen die ungleichen Verträge sei nichts 
als die Übersetzung des Programms der Ill. Internationale ins Chinesische.“ Hier 
irrt der kluge Diplomat; und ein erfahrener niederländischer Kolonialmann, der 
ehemalige Minister H. Colijn, urteilt weitsichtiger in seinem Buch „Koloniale 
Fragen von heute und morgen“, wenn er sagt, „daß kommunistische Schlagworte 
nur eine äußerliche Zutat der gegen die abendländischen Oberherren gerichteten Auf- 
ruhrstimmung darstellen“. „Die bolschewistische Agitation habe nur dort schein- 
baren Erfolg, wo die Fehler und Schwächen der regierenden Oberschicht... Wider- 
setzlichkeit der Regierten hochgezüchtet haben...“ (Weitere Auszüge u. a. „D. A. 
2.“ v. 6. 9. 28, mit sehr zutreffenden Nutzanwendungen !) 
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Baron Honda nennt China ein „launenhaft-reizbares Kind“ (a fretful child). Da- 
für ist es zu alt und zu groß! Baron Kikuchi spricht maßvoller von der „Man- 
‚dschurei als einer Tochter Japans“, der gegenüber es etwa die Züchtigungsrechte und 
‚Erziehungspflichten habe, die einst Pitt nicht ganz mit Glück gegenüber den amerika- 
nischen Kolonien — auch Tochterstaaten — in Anspruch nehmen zu dürfen glaubte. 
"Aber Baron Takeo Kikuchi, der Freund Tanakas, kennt die Mandschurei geopolitisch 
und in ihren Persönlichkeiten, wie wenige Japaner; er war in Mukden nach dem 
Attentat Gast General Yang Yu-Tings, hat sicher eine glücklichere Hand mit den 
mandschurischen Würdenträgern als Baron Hayashi, der die erste Geige Japans in 
Mukden viel stärker spielen wollte als der vorsichtigere Soldat Kikuchi. Aber ob 
der Diplomat die gleiche Sache in Dur ausdrückt, oder der erfahrene Generalstäbler 
und langjährige Berater in Mukden in feinsten Mollakkorden: in der geopolitischen 
' Tatsache bleiben sie sich alle gleich, daß Japan seine mandschurische Außen-Stellung 
halten muß, lieber mit, aber nötigenfalls auch gegen China; und daß es dabei zwar 
kleine Tücken, aber keinen ernstlichen Widerstand der Sowjets fürchtet. Nur gegen 
die unberechenbaren Querzüge der neu-merkantilistischen u. s. amerikanischen Poli- 
tik betont Japan kaltblütig seine Interessenverwandtschaft mit den Alt-Kolonial- 
mächten: Frankreich in Indochina, an der Yünnanbahn, in Kwangtschauwan, Eng- 
land in Kanton, in Kaulun! 

So fügt sich in Japans Fernosthaltung mit vollkommener geopolitischer Logik seine 
Genfer und Paris-Londoner Stellungnahme ein, ohne daß es gleich brutal wie Italien 
“ausspricht, daß eben ein nur im engeren Dreiklang den Westmächten Gefolgschaft 
‚leistendes Deutschland durch eine geringe Engerschürzung der britisch-französischen 
Entente zur Null werde! Aber es denkt leider ähnlich; weshalb wir diesen Zusammen- 
hang mit Stimmen zum Teil sehr deutschfreundlicher Persönlichkeiten belegt haben. 

Der derbste Jung-Chinesenführer aber, Feng Yu Hsiang, umschreibt sein Augen- 
blicksbedürfnis mit den vier Zeichen für J, Shih, Chu, Heng: Bekleidung, Nahrung, 
Unterkunft, Handel als das einzige Vordringliche für Chinas Volkswohlfahrt. 

Daß alle vier Notwendigkeiten auch für das sehr bescheidene Mindestbedürfnis des 
chinesischen Kuli ohne eine gewisse Freiheit der Außenpolitik und ein Mindestmaß 
an Lebensraum durch noch so viel innere Tagungen nicht zu schaffen sind, übersieht 
der „christliche General“ (dessen Konstantins-Eigenschaften die Missionen übrigens 
nicht mehr so betonen wie früher) — genau so, wie ähnlich demagogisch gestellte 
Gemüter in Mitteleuropa. 

Wir führen ihn nur an, um zu zeigen, wie rein materiell auch die jungen um 
Selbstbestimmung ringenden Völker, China und Indien, zuerst an ihre eigenen Sorgen 
denken, und daß natürlich auch dort Kooperation nur auf Grund deutlich gemachter 
Interessengemeinschaft möglich ist, — wenn auch durch vorbereitende Ideologie 
wenigstens die ärgsten Hindernisse für eine schnelle Interessenverständigung im 
Bedarfsfall aus dem Wege zu schaffen sind. Es bleiben deren immer noch genug! 

Das zeigt sich kaum an einem Vorgang jüngster Zeit klarer als an dem Ringen 
um die Modernisierung und Mechanisierung der indischen Land- und Luftstreitkräfte, 
denen in Großbritannien wie in Indien Rückständigkeit vorgeworfen worden war, 
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weil sie ın dem Gebrauch von Tanks und Kampfwagen, von Vernebelung, Rauch- 
schutz und Gaskrieg, in Fragen der Kraftwagenbeförderung und der Flugwesenent- 
wicklung der Eigenart des Bodens und Klimas Rechnung trugen und vorsichtig vor- 
zugehen suchten (wie das der Armeestaatssekretär Mackworth Young in langen 
Ausführungen über ein zum Teil in die Öffentlichkeit geratenes, vertrauliches Memo- 
randum nachwies). (U. a. „Times“ vom 6. g. 28.) Die indische Armee besitztan 
Feldmarschall Sir William Birdwood, soweit wir es zu beurteilen vermögen, einen 
Führer, der gerade aus zäher eigener Arbeit (vgl. seine Grenzpatrouille in Birma!!) 
das in Indien geopolitisch Mögliche an Wehrrüstung sehr genau zu beurteilen vermag, 
der aber natürlich für das Wesentliche sparen muß und Angriffen von beiden Seiten, 
von Freunden und Gegnern seines Heeresaufbaues ungewöhnlich ausgesetzt ist. Da- 
zu kommt die begreifliche Erregung Indiens durch den sogenannten Allparteien- 
Verfassungsentwurf. Mitte August haben ausgewählte Vertreter der Hauptkräfte des 
politischen Indien sich auf einen Verfassungsentwurf geeinigt, der zwar viel ange- 
griffen wird, durch seine Rechtserklärung gleichen Wahlrechts für alle Männer und 
Frauen vom 21. Lebensjahr ab, gleicher Erziehung für alle, gleichen Rechts auf Zu- 
tritt zu allen öffentlichen Wegen, Brunnen (einen schweren Schlag für das ganze 
Kastenwesen) zahlreiche Gegner weckt (Siwaswamy Iyer z. B.); der aber doch Swaraj, 
Islamführer, Sikhs, alte Führer der Reformpartei und Ratsmitglieder, wie Sir Ali 
Iwan und Sir Tej Bahadur Sapru, neben Motilal Nehru und Jungbengalen, wie 
Subhad Chandra Bose, auf eine Plattform bringt. 

Es wird in großen Zügen der gleiche Zustand wie bei den sich selbst regierenden 
Dominien unter dem Titel „Gemeinwesen“ von Indien (Commonwealth of India) 
gefordert. Abschaffung des Staatssekretärs und Rates für Indien wird verlangt, da- 
mit Übertragung der politischen Macht und Verantwortlichkeit vom Volk von Groß- 
britannien auf das Volk von Indien, auszuüben durch König, Senat (von 200 aus 
den Provinzialwahlkörpern nach der Volkszahl) und Abgeordnetenhaus (von 500 Er- 
wählten eines allgemeinen Männer- und Frauenwahlrechts), Auch Außen- und Wehr- 
fragen würden vor dieses Forum gehören, Wehrfragen, nachdem sie einen Landes- 
verteidigungsrat passiert hätten, in dem Premierminister, Wehrminister, Außen- 
minister, Höchstkommandierende der Land-, Luft- und Seestreitkräfte, Generalstabs- 
chef und zwei weitere Sachverständige sitzen. Minderheitsvertretungen sind nur für 
die Moslems in den Provinzen vorgesehen, wo sie in der Minderheit sind, und für 
Nichtmohammedaner in der Nordwestprovinz. Dem Versuch, aus den Fürstenländern 
durch das sogenannte Butlerkomitee eine Art indisches Ulster zu machen, wird da- 
durch begegnet, daß man den Fürsten, falls sie freiwillig das indische Gemeinwesen 
vorzögen, den Eintritt offen läßt, freilich unter erheblicher „Modifikation“ der ört- 
lich zuweilen sehr unzeitgemäßen Regierungsweise ihrer Länder. Man wird die Einzel- 
heiten dieses indischen Allparteien-Verfassungsentwurfes (vgl. u. a. Times vom ı5. 
und ı6. 8. 28; Manch. Guard. v. O.) maßvoll nennen können, wenn er auch als 
Ganzes die Hoffnung der britischen Imperialisten zerstört, daß sich Indien über- 
haupt nicht auf eine nationale Verhandlungsunterlage für eine brauchbare Verfassung 
würde einigen können. Ein großer Schritt ist also getan! 
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_ Den Wortlaut des wichtigen Allparteien-Entwurfes werden die Leser der Geopolitik 

in einer im gleichen Verlag erscheinenden deutschen Ausgabe des in Amerika mit 
lebhaftem Anteil aufgenommenen (u. a. von Senator Borah warm begrüßten) Werkes 
von Dr. Taraknath Das: „Indien in der Weltpolitik « finden, das bis auf diese neueste 
Epoche indischer Entwicklung fortgeführt ist. 
Die Stellung der im Herbst nach Indien zurückkehrenden Simon-Kommission zu 
dem Allparteien-Entwurf wird eine Art Aufmarsch der zwei Ausgangsstellungen ent- 
hüllen. Die der unbegrenzten Dauer britischer Vorherrschaft in Asien wie Indien 
so überaus günstigen Aufsätze W. Filchners sind z. B. in India Times vom 25. 8. 
1928 in breiter Aufmachung gebracht. „Sie sei ein Segen für Deutschland und die 
Welt!“ 34 

Abgesehen von solchen Äußerungen kontinentaler Schrittmacher der Kolonialherr- 
‚schaft bemüht sich die eigene Literatur der kolonialen Herrenvölker in zwei Haupt- 
richtungen, den natürlichen Rückschlag der Unterdrückten abzuschwächen oder ab- 
zulenken. Die eine benützt mehr völkerpsychologische Beeinflussungswege, die andere 
betont und fördert vor allem die unleugbaren Segnungen materieller Art, wobei sich 
der angloindische Wirtschaftsimperialismus mit großem Geschick ‘der Spannungen 
zwischen den Intellektuellen der bengalischen Städte 2. ‚der esfa ee 
indischen Landbevölkerung bedient. 

Auf der ersten Linie steht z. B. Duncan K. Overell: „Japan ist nicht übervölkert!« 
(Japan is not over-populated); „Transpacific“, 7. 7. 28. Hier wird zuerst eingeräumt: 

„In keinem Lande der Welt wird die Bevölkerungsfrage so offen diskutiert und gibt 
'zu so alarmierenden Prophezeiungen Anlaß wie in Japan.“ (D. h. sie wird so ge- 
‘schickt als Stimulans in der auswärtigen Politik benutzt!) Dann aber wird mit sehr 
geschickten Zahlenreihen versucht, den Japanern zu beweisen, daß ein mit Händen 
greifbarer Mangel an Atemraum in ihren Hauptkulturlandschaften eigentlich volks- 
wirtschaftlich nicht bestehe und im Gegenteil der Raubbau der Frühindustrialisierung 
eher eine Verbesserung der nationalen Lebensbasis herbeigeführt habe, was eben 
doch sehr trügerisch ist, wie Deutschland seine Hungerjahre lehrten, Gerade die 
wichtige Tabelle A und ihr Ausgangsjahr sind willkürlich. Man müßte doch von 
der Zeit eines fast hundertjährigen Bevölkerungsgleichgewichts, nicht des ersten 
Hinaufschnellens ausgehen und nicht an der alten japanischen Erfahrung vorbei- 
gehen wollen, daß ein koku Reis auf den Kopf der Bevölkerung einen erwünschten 
Gleichgewichtszustand anzeigt, und das Ausgangsjahr eben mit einem Fehlbetrag 
von 6 Mill. koku Unterernährung ansetzt, der in Jahren mit besonders knapper 
Reisdecke schnell zu Unterernährungskatastrophen und Reisunruhen führt. Hier 
also heißt es geopolitisch sorgfältig nachprüfen und das eigene Urteil wahren, ähnlich, 
‘wie etwa gegenüber Nicholas Roosevelts „Restless Pacific“, einem Buch voll glän- 
zender Ideen, das von Charles Willis Thompson im Transpacific vom 30. 6. 28 
außerordentlich geschickt suggestiv für die ostasiatische öffentliche Meinung be- 
sprochen ist. 

"Zu den verführerischen materiellen Leistungen britischer Herrschaft gehöreh un- 
zweifelhaft in allerneuester Zeit die Stau- und Berieselungsanlagen in Indien, wenn 
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auch, wie erst jüngst die Überflutung des Tales von Kaschmir um Srinagar beweist, 
die äußersten Ausschreitungen des Monsunklimas mit gelegentlich unbändigen 
Niederschlagsmassen durch keine Fürsorge ganz ausgeschlossen werden können. 
Dazu gehören ferner die großartigen Pläne für die Hebung der notleidenden Land- 
wirtschaft, wie sie die Indische Landbaukommission unter Lord Linlithgow in einer 
umfangreichen Denkschrift zusammengestellt hat. Das beste Düngemittel ist freilich 
(wie „Economist“ vom ıı. 8. 28, S. 267 und 268 mit Recht hervorhebt) bessere 
Finanzhilfe, angesichts der Tatsache, daß das indische Budget wenig mehr als ı %g 

seiner Ausgaben zur Hebung der Landwirtschaft vorsieht, die drei Viertel der Be- 

völkerung bei sinkender Lebenshaltung ernähren soll, wovon ganze 0,07°/, auf die 
Aufwendungen der Zentralregierung treffen! i 

Mit sehr schonender Hand wird der Finger auf wirtschaftlichen Umwegen auf 
die Wunden verderblicher Volksbräuche gelegt, die Heirat der Unreifen, die aus 
religiösen Gründen verkehrte Viehwirtschaft mit überaltertem Rindvieh, den unzu- 
länglichen Willen der breitesten Schichten zu einer besseren Lebenshaltung, zu aktiver 
Volkshygiene. 

Ein jüngst erst vor dem Gerichtshof in Patna in voller Öffentlichkeit verhandelter 
Fall von Witwenverbrennung (Sutti) gab Anlaß, Licht auf viele andere volkswirt- 
schaftlich schädliche Mißbräuche zu werfen, die sich immer noch im Schatten der 
indischen Volksreligion halten und natürlich zu einer bedenklichen Kontrastierung 
der tatsächlichen Unbildung und des vollen Wahlrechts der indischen Frauen be- 
nutzt wurden. 

Auch Vergleiche zwischen der stattlichen Verkehrsaufbauleistung des anglo-indischen 
Eisenbahnwesens wie des Küstenverkehrs lagen nahe, die durch vorzeitige Selbst- 
bestimmung genau so gefährdet werden könnten wie in China, wo das Eisenbahn- 
wesen allerdings seit 191 1 in einen trostlosen Zustand geraten ist, den die sog. Ver- 
kehrskonferenz von Nanking (18. 8. 28) durch den Bericht des Verkehrsministers 
Wang Po-chun schonungslos der Öffentlichkeit preisgab. Der Berichterstatter gab zu, 
daß 440 Mill. GM. eigentlich für Bahn- und Verkehrszwecke aufgenommen, aber 
anderweitig verschleudert worden waren; er erkannte, daß das Verkehrsministerium 
eine Schuldenlast von 2360 Mill. GM., mit einem Zinsen- und Amortisationsdienst 
von rund 200 Mill. GM. zu tragen habe; er gab vor, zu glauben, mit etwa 200 Mill. GM. 
die heruntergekommenen Verkehrseinrichtungen wieder instandsetzen zu können, was 
die „Times“ vom 5. 9. 28 mit Recht eine sehr niedere und optimistische Schätzung 
nennen. Aber schon ihre Erlangung würde eine befriedigende Auseinandersetzung 
mit den bisherigen Gläubigern, ein Moratorium bedingen. Woher soll das Vertrauen 
zu solchen Riesenaufgaben, wie dem Ausbau der Kanton—Hankau-Bahn, der Lung— 
Hai-Bahn, der Hangchow—Ningpo-Bahn, zur Errichtung von 80 Rundfunkstationen 
innerhalb von > Jahren, von Lokomotiven- und Wagenbaufabriken, Flughäfen und 
Flugwerften kommen, für die etwa 400 Mill. GM. nötig wären? Hier muß die ver- 
gleichende und warnende Kritik für Indien und Japan anheben! Diese Warnungen 
der Kolonialmächte und Kapitalmächte können aber in Japan trotz seinem Früh- 
industrialismus an ein schon gebranntes Kind appellieren. Denn Japan hat trotz dem 
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sigenen großen Kapitalbedarf auch schon etwa »1/, Milliarden Yen in China stecken, 
und 5 Milliarden GM., davon etwa 2,64 Milliarden in der Mandschurei, ı,4 Mil- 
ER in Darlehen von Staat zu Staat; zudem in Textilanlagen rund 464), Mill., 
in Transportunternehmen ı 12, in andern Industrien 214, in Grundbesitz 1751/, Mill. 
GM. Dazu kommen noch verschiedene gewagte, hier nicht gefaßte Privatanlagen, wie 
50 Mill. GM. in Kiukiang u. a.; Beträge, die man nicht gern abschreibt. Von den 
rund 740 Betrieben in Händen von Fremden in China gehören Japanern ı20, aber 
mit fast einem Drittel des investierten Gesamtwertes. 

. Diese Beziehungen erklären, warum das Inselreich auch oft gegen sein geopolitisches 
Interesse auf weite Sicht an die Seite der Gläubigermächte in Ostasien gedrängt wird, 
auch wenn es genau weiß, daß es ihnen in anderen Richtungen durchaus mißtrauen 
müßte. Hingegen begründet seine Abhängigkeit von amerikanischem Kredit und 
amerikanischer Warenabnahme, die daraus einerseits erwachsende Bindung, andrer- 
seits erwachsende Gegenstimmung und Besinnung auf die bewaffnete Volkskraft, als 
letztes Widerstandsmittel gegen fremden Kapital- und Wirtschaftsdruck, innere Linien 
zu den land- und seestarken Schuldnermächten des gleichen Gläubigers, zu England 
und Frankreich, — zumal die so oft gesuchte Gegengewichtsverbindung über China— 
Rußland nach Mitteleuropa in entscheidenden Wendungen nicht zu erlangen, auch 
nicht tragfähig genug erschienen war. 

So erklären sich die zu Beginn dieses Berichts besprochenen, in dem Auftreten 
Japans in Genf und Paris aufgetretenen gemeinsamen Frontstellungen und das geo- 
politisch auf weite Sicht für das Inselreich verderbliche Abrücken von seiner natür- 
lichen Führer- und Helferstellung in der panasiatischen Bewegung, innerhalb einer 
im ganzen für alle Kontinentalmächte der Alten Welt augenblicklich rückläufigen, 
viel Geduld fordernden Konjunktur. 


| OTTo MıAULLE: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Der Abschluß des Kelloggpakts. — Vorbehalte und Vorkehrungen gegenüber dem Allgemeinen 

Weltfriedensvertrag. — Der nordamerikanische Wahlkampf. — Die Werbung des Völkerbundes um 

die amerikanischen Staaten. — Inner- und außenpolitische Lage Mexikos. — Ernesto Quesada über 
die Grundfehler und Leitlinien der südamerikanischen Politik. 


Am 27. August nachmittags 3 Uhr fand im Uhrensaale des Palais des französischen 
Außenministeriums am Quai d’Orsay die feierliche UnterzeichnungdesKellogg- 
paktes oder des Paktes von Paris, wie ihn Briand in der den Akt einleitenden Rede 
genannt hat, statt. Fast ausschließlich wurden die Unterschriften von den Außen- 
ministern der vertragschließenden Staaten gegeben. Es zeichnete Kellogg für die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Briand für Frankreich, Lord Cushendun in Ver- 
tretung von Chamberlain für England, Stresemann für Deutschland, Graf Ushida 
für Japan, Manzoni für Italien, Hymans für Belgien, Benesch für die Tschecho- 
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slowakei, Zaleski für Polen, Mackenzie für Kanada, Smith für Südafrika, Mac Laghlan 
für Australien, Parr für Neuseeland, Cosgrave für Irland. Licht- und Schallwellen 
waren dienstbar gemacht, um die einzelnen Phasen des Vorgangs festzuhalten und 
sie der Mitwelt mitzuteilen. Film und Radio waren dabei die Helfer, um in weiter 
Ferne die Menschen an der Sanktionierung eines Entschlusses teilnehmen zu lassen, 
den im Grunde die Menschheit in einem guten, glücklichen Augenblick gefaßt hat. 
Freilich, die Zeitkurve der Menschheit ist nicht nur aus solchen zusammengesetzt. . 
Das haben die Verhandlungen schon gelehrt, die nach der Konzeption oder besser 
nach der Wiederaufnahme eines alten Gedankens gepflogen, aber schließlich zu einem 
guten Ende geführt worden sind. Auch die Aufnahme des Pakts wie die weiteren | 
Einladungen zum Beitritt zum Pakt ist keine ganz ungeteilte. Es will scheinen, als 
ob die italienische Presse, und damit natürlich auch ein ganz wesentlicher Teil der: 
politischen Öffentlichkeit Italiens, wirklich den Pakt nicht übermäßig ernst nimmt, 
trotz der Unterzeichnung Italiens, weil das faschistische Italien selbstverständlich ı 
den Vertrag nicht begrüßen kann. Denn er macht doch unzweifelhaft einen mora-. 
lischen Strich durch jede imperialistische Rechnung. Der Pakt ist eine Angelegenheit 
der saturierten oder eine der machtlosen, aber keine der begehrenden Staaten. 

Die Vereinigten Staaten haben alle Staaten der Erde bis auf Monaco, San Marino, 
Liechtenstein und Andorra eingeladen. Bei Rußland und Afghanistan ist das durch: 
Vermittlung von Frankreich erfolgt. Von einer ganzen Anzahl der Staaten liegen: 
Äußerungen vor, daß sie dem Vertrag beitreten werden. Das gilt von Südslawien,, 
Rumänien, Griechenland, Schweiz, Österreich, Holland, Dänemark, Norwegen, Est-- 
land, Rußland, China, Türkei, Costarica, die Dominikanische Republik, Cuba, Mexiko, 
Bolivien. Auch Persien stimmt unter Vorbehalten zu. Peru und Liberia sind sogarı 
schon dem Pakt beigetreten. An der einen oder anderen Stelle scheint, wie das Bei-- 
spiel Argentiniens zeigt, die Zustimmung eine sehr umstrittene zu sein. In Argentinien: 
ist die Bewertung des Paktes vom Widerstreit der Parteien erfaßt worden, denn! 
während die Anhänger Alvears den Beitritt befürworteten, haben die des künftigen: 
Präsidenten Irigoyen den Sinn des Paktes vollkommen geleugnet. Selbst in den: 
Vereinigten Staaten befürchtet man, daß die Diskussion über den Pakt, die seine: 
Ratifizierung im Senat auslösen wird, nicht frei von Gegnerschaft gegen die An-- 
erkennung des Vertrags sein wird. Trotz solcher Unstimmigkeiten, trotz der theo-- 
retischen und praktischen Vorbehalte ist aber kaum anzunehmen, daß sich auch: 
nur ein Staat unter den Eingeladenen ausschließen wird. Dafür handelt es sich zu: 
sehr um einen der großen, aber auch praktisch billigen Gedanken zum Wohle der: 
Menschheit, als daß sich irgendein wichtiges Kollektivglied derselben ihm verschließen: 
könnte und wollte. 

Weder Pessimismus noch Optimismus sind bei der Kritik des Paktes zulässig, der: 
in seinem zentralen Entschluß den Krieg als Mittel der nationalen Politik, d. h. den: 
Krieg, der dem Egoismus und der Willkür der Staaten dient, ohne jeglichen Vorbehalt! 
verurteilt. Nicht der Gedanke oder richtiger die Wiederaufnahme eines uralten Ge--. 
dankens ist im Grunde das Wichtige. Wie man zu dem Pakt hinsichtlich seines: 
praktischen Wertes auch stehen möge, eine ganz fundamentale Tatsache kann nicht! 
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übersehen werden: nicht Dichter und Denker haben dieses Mal den Gedanken propa- 
iert und sich ihre Anhängerschaft gewonnen; nein, diejenigen, auf die es ankommt, 
‚ Staaten, haben den Vertrag geschlossen oder sind dabei, ihn abzuschließen. 
. "Man ‚wird einwerfen können, daß natürlich. auch schon früher Staaten Friedens- 
verträge geschlossen haben, um sich bald doch hart zu bekämpfen. Solche Einwürfe 
sollen auch gar nicht entkräftet werden. Der Autor dieses Berichts. gehört zu den 
allerletzten, die meinen, das goldene Zeitalter der Staaten sei mit dem Pakt von 
Paris angebrochen. Überall, wo Staaten in ihrer konkreten Erscheinung gefaßt werden, 
'wird man schwer davon zu überzeugen sein, daß sie hinsichtlich der Anwendung 
der verschiedenen Mittel in der Politik so: vollkommen umlernen wollten. Auch 
wird doch zu leicht über der Idee und der Organisation des Staates übersehen, .daß 
die eigentlichen Träger des Weltgeschehens nicht die Staaten, sondern die Menschen 
sind, die sich noch unendlich in ihrem tiefsten Wesen wandeln müssen, wenn sie 
sich des gegenseitigen Vernichtungswillens vollkommen begeben sollen. 
‚ Der feste Glaube an das Nur-Gute in der Menschheit scheint auch den großen 
Mächten vollkommen zu fehlen. Sowjetrußland wird unterschreiben; aber es hält 
die Formulierung des Kriegsverbots für völlig ungenügend.. Zudem sei eine Reihe 
von Klauseln beigegeben, die anscheinend den Zweck hätten, die Verpflichtung zum 
Frieden nicht zu lastend zu machen. Ähnlich hat sich auch der Völkerrechtler der 
Yale-Universität, Borchard, geäußert, der meinte, es sei schwer, einen Krieg der letzten 
hundert Jahre zu finden, der nicht unter eine der Kategorien der englischen und 
französischen Vorbehalte fällt. Viel deutlichere Zeichen des Nichtglaubens an die 
heilvolle Wirkung des Kelloggpakts sind die praktischen Vorkehrungen, die durch 
militärische Abkommen und Rüstungen getroffen werden. Das geheime Marine- 
abkommen zwischen England und Frankreich hat in Amerika zu Verstimmung und 
Spannung geführt; es hat in dem Augenblick, der eine großzügige politische Be- 
reinigung hinsichtlich der Wahl der Mittel der Politik bringen soll, eine sehr un- 
durchsichtige Atmosphäre zwischen den Mächten geschaffen. Im Grunde hat damit 
anscheinend Frankreich die durch einen französisch-amerikanischen Friedensvertrag 
erhoffte Rückversicherung bei England gefunden, das seinerseits durch ein Flotten- 
abkommen mit Frankreich die Suprematie auf den großen Wegen innerhalb des 
britischen Weltreichs gewonnen hat. Amerikas Antwort scheint folgerichtig Auf- 
rüstung zu heißen. Es verlautet, daß Coolidge nieht das von dem Kongreß gekürzte, 
sondern das ursprüngliche Marineprogramm, das den Bau von insgesamt 71 Kriegs- 
‚fahrzeugen, darunter 25 Kreuzern, vorsieht, dem Senat zuleite. Der Präsident fordere 
die Annahme der großen Marinenovelle, bevor der Kelloggpakt ratifiziert werde, weil 
dieser eventuell die Annahme der ersteren in Frage stellen könne. Anscheinend wird 
auch das englisch-französische Marinekompromiß als Grundlage für. weitere Ab- 
rüstungsverhandlungen mit Amerika von den Vereinigten Staaten abgelehnt werden, 
weil es sich offensichtlich gegen die amerikanischen Interessen wendet. So wird man 
ruhig behaupten können, daß in der Frage des allgemeinen Weltfriedens der Unter- 
schied zwischen Ideal und Wirklichkeit auch unendlich groß ist. Auch Rellogg 
selbst meint ja, wenn auch mit gemäßigten Worten, Ähnliches, wenn er sagt: „Ich 


52 


818 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT 10, 


gebe mich nicht der Hoffnung hin, daß Schieds- und Freundschaftsverträge, ja 
solche, die ausdrücklich den Verzicht auf den Krieg nationaler Politik aussprechen, 
eine sichere Garantie gegen jene Konflikte bieten, die seit Beginn der Weltgeschichte ; 
zwischen den Nationen periodisch wiederkehren. Ich bin nicht so verblendet, zu 
glauben, das Zeitalter des Weltfriedens sei angebrochen, doch bin ich unbedingt der 
Ansicht, daß die Welt, was die friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten 
anbelangt, ungeheure Fortschritte zu verzeichnen hat und daß die Völker in dem 
Wunsche einig sind, die Abschaffung, des Krieges gesetzmäßig festgelegt zu sehen.“ 
Mehr als alle Außenpolitik beherrscht selbstverständlich zur Zeit die parteipolitische 
Spannung die Vereinigten Staaten. Der Wahlkampf beginnt. Er verspricht, hitzig zu 
werden. In geschickter Weise wird von den Republikanern ihr Verdienst um den 
Kelloggpakt unterstrichen, die Fortführung der Politik des Republikaners Coolidge 
durch Hoover verheißen. Die Bemühungen der beiden republikanischen Präsidenten 
Harding und Coolidge um die Landwirtschaft werden durch die demokratische Kon- 
trastigur Wilsons herausgearbeitet, der die Einführung des Schutzzolls für landwirt- 
schaftliche Produkte durch sein Veto unterband. Auch der Besuch Kelloggs in Irland 
wird in innenpolitischem Sinn gedeutet; er bezweckte, in den Iren eine meistbegün- 
stigte Nation zu schaffen und die irischen Landleute in den Vereinigten Staaten damit 
für die Republikaner zu gewinnen. Inzwischen hat aber auch der Demokrat Smith 
seine erste große Wahlrede in Albany gehalten. Er warf darin seinen politischen 
Gegnern weitgehende Korruption vor, zerrte alle Skandale, die sich unter dem repu- 
blikanischen Regime ereignet haben, noch einmal ans Tageslicht, um ebenfalls die 
Periode Wilsons als Kontrastwirkung dazu zu benutzen; sie sei frei von solchen Vor- 
kommnissen gewesen. Das Heer von 4 Mill. Arbeitslosen marschiert in seiner Rede 
auf, das sich während der republikanischen Regierung gebildet habe. Solchen Negativa 
werden die Positiva einer besseren Zukunft gegenübergestellt. Hebung des Wohlstandes 
der Massen ist ein solcher Programmpunkt, allerdings ein sehr allgemeines und doch 
immer zugkräftiges Versprechen. Ferner tritt Smith für eine durchgreifende Änderung 
der Prohibition ein. Es solle den einzelnen Staaten überlassen bleiben, sich auf Grund 
einer Abstimmung für oder gegen die Prohibition zu entscheiden. Die hohe Achtung, 
die Amerika nach der Amtsperiode Wilsons von draußen genossen habe, habe all- 
mählich einer Verstimmung und einem Mißtrauen Platz gemacht. Nicaragua sei daran 
schuld. Einer scharfen Kritik wird die Entsendung von Truppen nach Nicaragua ohne 
Einwilligung des Kongresses unterzogen. Die Monroedoktrin dürfe nicht als Vorwand 
zwecks Einmischung in lokale Angelegenheiten benutzt werden. Smith anerkennt im 
allgemeinen die Bestrebungen um die Ächtung des Kriegs, die sich die Republikaner 
als Verdienst zurechnen. Mit Recht bezweifelt er aber die künftige Wirkung der Ver- 
träge und sieht in der Auffassung des Republikaners Coolidge, daß Personen und 
Eigentum Teile des nationalen Besitzes auch in fremden Staaten und darum auf alle 
Fälle zu schützen seien, stets Anlässe zur Verfolgung einer internationalen Politik. 
Der wahren Ächtung des Kriegs müsse es darauf ankommen, die Kriegsgründe aus 
der Welt zu schaffen. In den Abrüstungsfragen sei seit 1922 nicht mehr Entscheiden- 
des getan worden. Nach Smiths Ansicht habe das amerikanische Volk den Wunsch, 
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‚an der Gestaltung der Welt teilzunehmen, ohne aber mit irgendeinem Staate ein 
Bündnis abzuschließen. Dem Einwanderungsgesetz möchte Smith die National-origin- 
_ Klausel zugrunde legen. Hinsichtlich des Hochschutzzolls scheint Smith den bestehen- 
den Tarif durch einen gemäßigteren ersetzen zu wollen. 
_ Die Eröffnungssitzung des Völkerbundes schloß eine deutliche an die 
amerikanische Staatenwelt gerichtete Werbung ein. Der provisorische Präsi- 
dent Procope gedenkt der Mitarbeit Argentiniens und der Vereinigten Staaten an den 
Sicherheits- und Abrüstungsberatungen, begrüßt besonders die Delegationen Perus und 
Boliviens, hofft, daß Costarica und Brasilien wieder nach Genf zurückkehren werden 
und erwähnt die Teilnahme Ecuadors und Mexikos, die beide dem Bund nicht an- 
gehören, an seinen Arbeiten. Unter den neuen Ratsmitgliedern erscheint Venezuela. 
. Argentinien hat seinen Gesandten in Bern als offiziellen Beobachter in den Völker- 
bund geschickt. Damit ist es seit seinem Austritt im Dezember 1920 zum erstenmal 
wieder in der Völkerbundversammlung selbst erschienen, obgleich es an der Erledigung 
von Spezialaufgaben des Bundes in den letzten Jahren teilgenommen hat. Die Ant- 
wort auf Costaricas Frage nach der Definition der Monroedoktrin im Rahmen des 
Völkerbundpaktes ist geschickt und klug, aber nicht sehr inhaltsreich gegeben worden. 
Wohl will es scheinen, als ob der Artikel 20, demzufolge alle Mitglieder des Völker- 
bundpaktes anerkennen, daß alle mit diesem im Widerspruch stehenden Verpflich- 
tungen der Staaten unter sich durch die Völkerbundmitgliedschaft an sich aufgehoben 
werden, der Monroedoktrin widerstreite. Durch eine gewandte Verbindung mit Ar- 
 tikel 21, der die Monroedoktrin als Beispiel nennt, wird aber gefolgert, daß alle 
: Vereinbarungen, welche den Frieden sichern wollen, durch den Eintritt in den Völker- 
bund nicht herabgemindert werden können. Einer wirklichen Definition und Inter- 
pretation der Monroedoktrin geht aber der Völkerbund aus dem Wege, weil er die 
Bedeutung der Bindungen weder herabmindern noch erhöhen will. 

Gelegentlich der Eröffnung des mexikanischen Kongresses erklärte Calles, daß er 
nicht länger im Amte bleiben wolle, empfahl die Ernennung eines provisorischen 
Präsidenten und die Ansetzung der Neuwahlen, wobei er nicht mehr kandidieren 
wolle. Zur inner- und außenpolitischen Lage Mexikos führte er aus: zum 
ersten Male lägen die Geschicke Mexikos nicht in der Hand eines politischen Führers, 
der zugleich sich auf die militärische Gewalt stütze. Die mexikanische Politik könne 
nun in verfassungsmäßige Bahnen einlenken und sich von der Militärdiktatur zum 
Parlamentarismus wenden. Nachdrücklich müsse die Abkehr von dem Gaudillowesen 
und die Ersetzung durch eine Demokratie erstrebt werden. Außenpolitisch betonte der 
Präsident die Besserung der Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und zu den 
lateinamerikanischen Republiken. Sehr unangenehm werde allerdings von der mexi- 
kanischen Regierung die antimexikanische Propaganda des Klerus empfunden, die 
in den verschiedensten Staaten — inder Union, in Italien, Brasilien, Deutschland, England, 
Holland, Spanien und selbst in den skandinavischen Ländern scharfe Formen angenom- 
men habe. Ob sich die Linien der Callesschen Politik leichterdings gegenüber den Obrego- 
nisten, die das Parlament beherrschen und vermutlich von der alten politischen Ord- 
nung nicht gern lassen werden, verfolgen lassen, ist eine Frage. Ob der Staat allerdings 
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in allen seinen Teilen reif für eine Demokratie im Sinne von Calles sei, läßt der Banditen- | 
terror bezweifeln, der in Mexiko immer wieder frech sein Haupt erhebt. Unter den 
Kandidaten für die provisorische Präsidentschaft wird Manuel Perez Trevino, der 
Gouverneur des Staates Coahuila, in. erster Linie genannt. Er verwaltete früher das. 
Ministerium für Handel, Industrie und Arbeit; besonders lassen ihn auch seine freund- 
schaftlichen Beziehungen zu dem amerikanischen Botschafter Morrow zum weiteren 
Ausbau des Verhältnisses zu den Vereinigten Staaten geeignet erscheinen. . | 

‚Ernesto Quesada, der jetzt in Deutschland lebende argentinische Gelehrte und 
Politiker, hat sich jüngst einmal über die Grundfehler und einzuschlagenden 
Leitlinien der lateinamerikanischen Politik ausgesprochen. Es fehlt vor allem 
an einer: gesunden internationalen Politik. „Man dachte nicht an morgen; verbrauchte 
seine Kräfte in Dorfpolitik mit Kasernenhofrevolutiönchen und Operettenregierungen, 
ohne an Bevölkerungspolitik zu denken, ohne die vorhandenen Reichtümer entspre- 
chend auszubeuten, ohne sich überhaupt um die Zukunft Sorge zu machen, so daß 
man das ganze neunzehnte. Jahrhundert mit verworrenen innerpolitischen Zänkereien 
verlor.“ Das ist alles etwas scharf und nicht ganz gerecht gesagt; namentlich auch mit 
einem Maß gemessen, das unsüdamerikanisch ist. Und doch werden gerade von Quesada 
die Mängel am schärfsten aufgedeckt. Die Basis aller südamerikanischen Machtentfaltung 
ist selbstverständlich immer noch die Einwanderung. Quesada betont mit Nachdruck, 
daß aktive Einwanderungspolitik an Stelle der bisher passiven nottut; daß einer 
solchen mit kleinen Hilfen bei Überfahrt, Landung und Ansiedlung nicht gedient sei. 
Ebensosehr unterstreicht er das bisher mangelnde Verständnis für jeden südameri- 
kanischen oder lateinamerikanischen Zusammenschluß, für eine international-konti- 
nentale Politik. Es existiere keine sichtbare Gemeinschaft der ibero-amerikanischen 
Länder. „Niemand kümmert sich um die Gemeinschaft des Kontinents. Es herrscht 
in dieser Hinsicht noch eine verblüffende Gleichgültigkeit, so daß die nordameri- 
kanische Riesenschlange einen (Staat) nach dem anderen verschlingen kann, wie es 
ihr am besten paßt; d.h. daß die Vereinigten Staaten das wirtschaftliche Leben jedes 
einzelnen Landes aufsaugen können, ohne. sich um die Lokalpolitik zu bekümmern, 
solange diese ihren finanziellen Imperialismus nicht stört.“ 
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GOLDKERNWÄHRUNG ODER GOLDWÄHRUNG? 


Die Frage der Wiederverteilung der Senkumineeh Goldvorräte 


Amerikanische Bankiers, die von der indischen Währungskommission eingeladen 
_ waren, um vor dieser Kommission im Sommer 1926 ein Urteil in wichtigen Währungs- 
fragen abzugeben, formulierten ihre Meinung dahingehend, daß Amerika einen Abfluß 
seiner Goldbestände nicht willkommen heißen würde, ja, daß es das gelbe Metall 
überhaupt nicht entbehren könne. Im Laufe der inzwischen vergangenen zwei Jahre 
sind einige — wenn auch unbedeutende — Verschiebungen in dem amerikanischen 
Goldbestand eingetreten, während andererseits die Ausdehnung. der amerikanischen 
Kreditverpflichtungen in der gleichen Zeit nahezu enorm war. Erhebliche Goldab- 
wanderungen aus Amerika würden naturgemäß zu entsprechenden bedeutenden 
Abweichungen im Preisstand der Warenmärkte und damit zu tiefgehenden Ver- 
"änderungen auch der amerikanischen Marktverhältnisse führen. Das ist eben der 
‚Preis, der für die Rückgabe des Metalles an seine ursprünglichen Eigentümer gezahlt 
werden muß. 

Über die Frage der Wirkung, die eine derartige Goldbewegung auf die Wirtschaft 
der europäischen Länder haben würde, muß man sich natürlich vorher klar werden. 
Wenn diese Goldmengen dazu benutzt werden, um selbständige, von der Goldpolitik 
der Vereinigten Staaten unabhängige Banksysteme ins Leben zu rufen, die, wie dies 
vor dem Weltkriege der Fall war, auf dem System eigener Zentralbanken beruhen, 
so könnte die Wirkung der Wiedererlangung des Goldes nur segensreich sein. Wahr- 
scheinlich würde die Wiedereinführung der tatsächlichen Goldwährung in allen 
Ländern zu einer langsamen, aber sicheren Preissenkung und zu einer Einschränkung 
der Kredite führen. Eine solche Wirkung würde sich allerdings als Begleiterscheinung 
der Goldbewegung von der Union nach Europa kaum vermeiden lassen; sie sollte 
indessen in dem Bewußtsein ruhig hingenommen werden, daß ihre Folge wiederum 
eine. Neubelebung des internationalen Geschäftslebens sein würde und daß die zeit- 
weiligen Störungen nichts weiter bedeuten als eine vorübergehende Anpassung der 
einzelnen Wirtschaften an eine neue Lage, die allmählich zu einem gesicherten 
Wohlstand führt. Europas Länder würden meiner Meinung nach gut tun, in ihren 
Bemühungen um die Rückerlangung des Goldes aus den Vereinigten Staaten fort- 
zufahren, selbst wenn diese ganze Bewegung eine zeitweilige Deflation ihres Währungs- 
systems in Begleitung von gewissen unvermeidbaren wirtschaftlichen Unannehmlich- 
keiten mit sich bringen würde. 
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Die bisherige Politik der Bundesreservebanken — und scheinbar der Bank of i 
England — war gegen eine solche Entwicklung. Heute scheint mir der Moment 
gekommen zu sein, wo der Ersatz der Goldkernwährung (gold-exchange-standard) 
durch die tatsächliche Goldwährung allgemein erfolgen sollte. Für sämtliche euro- 
päischen Länder wäre es nicht gut, wenn sie länger als unbedingt erforderlich an 
der völligen oder teilweisen Goldkernwährung festhalten würden. Durch die Aufrecht- 
erhaltung dieser Währung verketten sie nämlich künstlich den Preisstand ihrer 
Waren mit demjenigen der Vereinigten Staaten, und sie berauben sich in eben- 
demselben Ausmaß ihrer Konkurrenzkraft, so daß sie zum Zwecke der Aufrecht- 
erhaltung ihrer Volkswirtschaft und ihrer Handelsbeziehungen zu hohen Zolltarifen 
und anderen künstlichen Maßnahmen Zuflucht nehmen müssen. | 

Die Notwendigkeit einer Anwendung solcher Methoden, soweit sie überhaupt 
besteht, würde durch die Wiedereinführung einer nationalen bona-fide-Goldwährung 
in jedem Falle ausgeschaltet werden. Einige Länder haben jedenfalls nicht ernsthaft 
genug über die Vorteile der echten Goldwährung nachgedacht, denn sonst würden 
sie auf der Wiedereinführung dieser Währung an Stelle der billigeren aber gefähr- 
lichen Goldkernwährung bestanden haben. Obwohl die Goldkernwährung auf den 
ersten Blick durchaus wirtschaftlich erscheint, ist sie letzten Endes doch sehr kost- 
spielig, da sie zu einem starken Rückgang des Handels und zur Schwächung der 
Konkurrenzkraft der betreffenden Länder führt. 

Sicherlich hat der große Goldhort der Vereinigten Staaten, der für die enorme 
Spekulation an der New Yorker Börse verantwortlich zu machen ist, dem Lande 
einen gewaltigen Schaden zugefügt. Sobald als möglich sollte Amerika daher seine 
Goldexporte wieder aufnehmen, und es sollte alles geschehen, um diesen Goldabfluß 
nach den einzelnen Ländern hin zu begünstigen, trotz der wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten — Verschiebungen des Warenpreisstandes, Beeinflussung der Konjunktur usw. —, 
die eine derartige Bewegung vorübergehend im Gefolge haben wird. Die europäischen 
Länder würden weise handeln, wenn sie die Goldmengen, die sie tatsächlich für ihre 
Wirtschaft benötigen, sich möglichst bald verschaffen würden und künftighin die 
von so vielen Währungstechnikern empfohlene Goldkernwährung zugunsten der echten 
Goldwährung ablehnen würden. Die Goldkernwährung ist für die Wiedereinführung 
eines unabhängigen lokalen Preissystems ebenso ungeeignet wie für die Schaffung 
einer gesunden Grundlage des Wettbewerbes auf dem Weltmarkt. 

Die Abneigung gewisser amerikanischer Interessenten, mit Rücksicht auf den 
geringen Umfang der gegenwärtigen Reservebasis amerikanischer Banken ‚gelbes 
Metall für die europäischen Länder freizugeben, ist psychologisch bedingt und daher 
begreiflich. Diese Abneigung wird jedoch von weitblickenden Finanzpolitikern weder 
als begründet noch als berechtigt angesehen. Die Bewegung für die Einführung 
höherer Diskontraten, die sich jetzt in der Union bereits bemerkbar macht, geht 
darauf hinaus, die Börsenspekulation nach Möglichkeit einzudämmen und den Um- 
fang der noch ausstehenden spekulativen Anleihen zu verringern. In dieser Beziehung 
sollte die neue Diskontpolitik des amerikanischen Bundesreservesystems mehr oder 
weniger erfolgreich sein, da diese Politik Goldbestände, deren Aufrechterhaltung 


% 


WILLIS: GOLDKERNWÄHRUNG ODER GOLDWÄHRUNG? 823 


Jetzt scheinbar als Deckung für den stark aufgeblähten Anleiheumfang als notwendig er- 
"achtet wird, wieder frei macht. Die eben geschilderte Entwicklung geht zwar verhält- 
 nismäßig langsam vor sich, jedoch können bereits durch eine geschickte Diskontpolitik 
die Vereinigten Staaten in die Lage versetzt werden, einen Teil ihrer Goldbestände wie- 
der frei zu machen, die für die Bedürfnisse des Auslandes Verwendung finden können. 
Jedes einzelne Land muß sich klar darüber werden, wie weit es willens und 
fähig ist, Goldankäufe in Amerika vorzunehmen, um dadurch seinen Anteil am 
gelben Metall so früh als möglich zu erhalten. Es muß den europäischen Ländern 
gleichfalls überlassen bleiben, wie sie die von Amerika erstandenen Goldmengen 
verwenden wollen. All dies sind gewiß ernste Probleme für die einzelnen Länder, 
aber die einzig richtige Antwort auf die Frage nach der künftigen Währungspolitik 
_ Europas bietet doch nun einmal die klassische Auffassung, daß jedes Land zu seinem 
_ eigenen Nutzen ein selbständiges und unabhängiges Niveau der Warenpreise auf der 
Grundlage haben sollte, wie es nach dem Maße seiner eigenen Wirtschaftskraft 
erfolgreich auf dem Weltmarkt bestehen kann. Aus diesen Erwägungen heraus muß 
aber auch das Währungssystem eines jeden Landes den Verhältnissen seiner ein- 
heimischen Wirtschaft und seines eigenen Bankwesens angepaßt sein. 
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Hiermit dürften sich die außenpolitischen Versuche der Amerikaner zu Abwehr- 
maßnahmen gegen das britische Kautschuk „monopol* erschöpfen. Die Experimente 
Edisons mit Kautschuksubstituten sind bisher Gestikulationen geblieben. Anträge 
in beiden Häusern des Kongresses, die bisher von der Antitrustgesetzgebung unter- 
sagte Bildung von Vereinigungen für den Einkauf und die Einfuhr von solchen 
Rohstoffen freizugeben, die „gemäß Bescheinigung des Handelssekretärs von einer 
ausländischen Regierung, einem ausländischen Konzern oder Monopol kontrolliert 
werden“, sind trotz der Hinweise auf den Stevenson-Plan, die mexikanische Sisal- 
hanf-Ausfuhrkontrolle, die deutsch-französische Kalisyndizierung und sonstige 
Kontrollen und Kartellisierungen, trotz der Bestimmung, daß diese Import- 
organisationen profitlos arbeiten sollten, im letzten Kongreß nicht durchge- 
gangen. Das Repräsentantenhaus lehnte die ihm vorliegende Bill am 6. April 
mit ı81:120 ab, u. a. weil, wie ein Führer des Farmer-Blocks skeptisch erklärte, 
der Pneumatikverbraucher davon keinen Nutzen verspüren werde. Die Diskussion 
gab dem industriellen Flügel der republikanischen Partei gute Gelegenheit, Hoover, 
ihrem Kandidaten für die Präsidentschaftsnomination, in Kürze gesprochen „einen 
Lorbeerkranz von Blättern des britischen Gummibaums zu winden“. Eine kleine 


Genugtuung für seine Mißerfolge im Kampf gegen die ausländischen Rohstoff- 
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'kontrollen mag das Handelsdepartment. in der wohl von ihm vor einigen Monaten. 


veranlaßten, noch unabgeschlossenen gerichtlichen. Verfolgung der Verkaufs- 
organisationen für Asbest (Ursprungsland: Kanada) und für Chinarinde (Ur- 


sprungsland: holl. Ostindien) erblickt haben, die unvorsichtig genug waren, inner- | 
halb der Vereinigten Staaten und damit unter der Jurisdiktion der Antitrustgesetz- 


gebung zu domizilieren. Ein zur Abwehr der Spekulation von amerikanischen 
Großverbrauchern gebildeter Rohgummi „pool“ im Umfang von wohl höchstens 
50000 t vermochte zur Stabilisierung des Preises, der im Laufe des Jahres 1927 
eine Höchstdifferenz von nur 9 c. per Ib. erreichte, vielleicht ein wenig beizu- 
tragen, brachte aber beim Preiszusammenbruch von 1928 den Beteiligten schwere, 
in den seither erklärten Dividenden deutlich zum Ausdruck gelangte Verluste. 
Man wird den Engländern zugeben können, daß, wie sie in den Diskussionen 
für und wider die Aufhebung ihres Stevenson-Schemas behauptet haben, solche 
Maßnahmen seitens der Vereinigten Staaten auf sie eine nur. geringe über- 
zeugende Wirkung hätten üben können. Eine wirkliche ernsthafte Bedrohung 
ihrer Rohgummiposition hatten sie jedoch, zugegebenermaßen, in der zunehmend 
stärkeren Verwendung von Altgummi (reclaimed rubber) durch die amerikanische 
Industrie zu erblicken. Wenn auch der Wiederverwendung von Altgummi tech- 
nische Grenzen gesetzt sind, wenn sie nur da möglich ist, wo kein hohes Maß 
von Elastizität erfordert wird, wie z. B. für Automobilbereifung minderer Qualität, 
für Fußbodenbelag und verwandte Zwecke, so hat man doch englischerseits den 
dadurch verursachten Minderbedarf der amerikanischen Industrie an Rohgummi 
auf gegen 15°/, geschätzt. An Altgummi sollen die amerikanischen „Reclaiming“- 
Anlagen, die meist Nebenanlagen der Großproduzenten sind, im Jahr 1927 190 000 t 
verarbeitet haben, gegen 135000 t im Jahr 1925 und 175000 t im Jahr 1926. 
Eine Statistik des Londoner „Statist“ vom 28. Januar 1928, der zu den Gegnern 
des Stevenson-Schemas gehört, stellt Weltproduktion und -konsum für 1927 unter 
Einschluß der Altgummiverwendung wie folgt dar (nicht endgültige Ziffern): 


Welterzeugung 1ı927*) 


t % der Totalerzeugung 
Brit. Malayau ara FE RZIT 000 30 
Coylon, when unse tzpe ER 
Hall.-Ostindien Ein Far a 227 000 28 a 
Brasilien usw... #5 ce Her Anag 9°, 
Vereinigte Staaten Altgummi . . . 190000 24", 
rar Totalverbrauch an Roh- u. Altgummi 787 000 1000), 


gehend differierenden Gummistatistiken miteinander in Einklang zu bringen; die für unsere Zwecke 
größte Wichtigkeit liegt ohnedies in den Vergleichswerten. 
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u. _ _ Weltverbrauch 1927 
E: Abe i t % des Totalverbrauchs 
E US. Rohgummi . . . . 2... 371000 48 
“ U. Braun Hr NETT, Igoboo * 24, 
Großbritannien. . . 2 2.2.......45000 6 
Piaunkzeichay 2... 72220, .9 200 36000 [A 
Dentschland. -. ... . ... . ._ 40000 5 
Übrige Länder zusammen . . . . 95000 13 
Totalverbrauch  . 2... 2... 777500 100 


In der zunehmenden Verwendung von Altgummi war ein Faktor gegeben, mit 
dem das Stevenson-Komitee und, wie der Kolonialsekretär Mr. Amery frei- 
_ mütig zu gegeben hat, die englische Regierung nicht gerechnet hatten, ein Faktor, 
der zusammen mit der gleichfalls unerwarteten starken Zunahme der im vorn- 
herein schwer übersichtlichen Produktion von „native rubber“ in den holländischen 
Kolonien wirkte, beides rein ökonomische, vom U. S. Handelsdepartment aus 
kaum bestimmbare Faktoren, vor deren Zwang und deren mutmaßlicher Ent- 
wicklung die englische Regierung auf ihr Stevenson-Schema verzichteten. 
Ein Rückblick auf die Jahre der Wirksamkeit des Stevenson-Planes dürfte ihr, 
wenigstens in Hinsicht der Finanzen der Plantagengesellschaften, kaum Gewissens- 
"bisse bereiten. Im Jahr 1922 zahlten von 460 (als repräsentativ ausgewählten) 
"britischen kautschukproduzierenden Gesellschaften nur 21°/, überhaupt Dividen- 
den, und zwar durchwegs niedrige, weit unter 15°/, liegende Dividenden, welcher 
Satz als die billige Durchschnittsrendite in der riskanten oft weitgehend differieren- 
den Kautschukerzeugung angesehen wird. Damals, 1922, lagen, wie der Kolonial- 
sekretär der Labour-Regierung, Mr. J. H. Thomas, am 26. April 1928 gelegent- 
lich der Auseinandersetzung im Parlament über Für und Wider der Aufhebung 
des Planes, vielleicht etwas indiskret ausgerufen hat, 3 oder 4 große mit ameri- 
kanischem Kapital gebildete Syndikate auf der Lauer, um zum Bankerott ge- 
zwungene britische Pflanzungsgesellschaften aufzukaufen, deren Bankerbott, fast in 
letzter Stunde, durch die Inkraftsetzung des Schema abgewendet worden wäre. 
Im Jahre 1927 zahlten von 512 solchen Gesellschaften 95°/, Dividenden, und 
zwar immer noch ansehnliche Dividenden, auch wenn die von 1925 und 1926 
nicht mehr erreicht wurden, als Sätze von 30°/, und 40°/, nicht selten waren. 
Unter dem Eindruck dieser Erträge schritt man in London zu erheblichen Neu- 
anlagen von Kapital in Pflanzungen; die Zeichnungen auf neu ausgegebene Rubber- 
Shares an der Londoner Börse beliefen sich für 1925 auf £ 13310 181, für 1926 
auf £ 4998345 und für 1927 auf £ 4698358 gegen £ 1387945 für 1913, 
£ 6294278 für 1920, £ 1014631 für ıg21, £ 190200 für 1952, £ 2801673 für 
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1923 und £ 660307 für 1924 (the Statist vom 31. Dezember 1927). Das von den 


im United Kingdom registrierten Kautschukplantagengesellschaften ausgegebene 


Kapital belief sich Anfang 1928 auf rund £ 92000000; dazu kommen die schwer 


übersehbaren in Indien, den Straits Settlements und Shanghai registrierten 


sog. Dollars- oder Rupee-Gesellschaften*). Die 1927 von den Londoner Gesell- 
schaften ausgeschütteten Dividenden werden auf insgesamt £ 17 000 000 geschätzt. 
Solche Erträge hätten allein genügt, den Rubber-Shares ein stark spekulatives 
Interesse zuzuführen. Die durchwegs sehr niedrigen Denominationen der Shares, 
von ı £ und 2 £ aufwärts, machen diese Shares auch für den Kleinkapitalisten 
zugänglich, der allerdings in ihnen mehr eine Art von Lotterielos erblicken dürfte 
als einen sicheren Rentenwert; das hat zur Folge gehabt eine vergleichsweise 
demokratische Verteilung dieser Aktienkategorie, deren Besitz sich auf 200 bis 
300 000 Investoren verteilen soll. Diese Art der Distribution verlieh dem Stevenson- 
Plan naturgemäß eine nicht geringe Popularität beim britischen Kapitalisten und 
seiner Aufhebung, wegen der damit verbundenen Kursverluste, eine nicht viel 
weniger starke Unpopularität; das zeigte sich deutlich bei der Unterhausdebatte 
vom 26. April, bei der mehrere Vertreter der im Zusammenbruch der Rubber- 
Share-Kurse und der Rohgummipreise Geschädigten zu Worte kamen. 

Die vergleichsweise am stärksten beunruhigenden Anzeichen für das Versagen 


des Stevenson-Planes erwuchsen der englischen Regierung nach ihrem Geständnis _ 


aus der über Erwarten rapiden Zunahme der Erzeugung im holländischen Ost- 
indien und dessen wachsender Anteil an der Deckung des Weltbedarfs an Roh- 
gummi, Im Zeitraum 1922—1927 nahm die dortige Rohgummigewinnung, trotz 
der von den dort produzierenden britischen Pflanzern freiwillig mitgemachten Re- 
striktion der Ausfuhr, um 145°/, zu, gegen nur 13°/, in den britischen Kolonien; 
der holländische Anteil an der Weltversorgung stieg von 23°/, im Jahr 1922 auf 
37°/, im Jahr 1925 und wenigstens 38°/, im Jahr 1927. Hierbei macht die native 
rubber-Erzeugung, nach Mr. Amery „Der wirkliche unberechenbare Faktor der 
ganzen Angelegenheit“, allein ein Mehr zwischen 1922 und 1927 von 83000 t, 
aus, eine Zunahme von 17000 auf 100000 t**). In den Produktionsziffern für 
die holländischen Kolonien, die tatsächlich Export- und nicht eigentliche Pro- 
duktionsziffern, darstellen, sind auch gewisse, in den britischen Kolonien gewonnene 


*) Soweit an ihnen chinesisches Kapital beteiligt ist, haben ihre Reingewinne und ihre Aktionäre 
zu einem erheblichen Teil die nationalistische Bewegung in China finanziert — d. h.: indirekt hat 
der amerikanische Automobilist sie zu finanzieren beigetragen. — **) Über den wachsenden Anteil 
der Asiaten, Natives und Chinesen, an der gesamten Anbaufläche im mittleren Osten liegen uns 
Statistiken nur für den Zeitraum bis 1923 vor; sie besagen: ıgı2 25°/,; 1913 26°/,; 1914 und 
1915 27°/,; 1916 und 1917 28°/,; 1918 30%/,; 1919 32%/,; 1920— 1923 35°/,. (Trade Promotion 
Series, Nr. 2, $. 2.) — Gelbe Gefahr in der Kautschukversorgung?! 
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Rohgummimengen — meist native rubber — mitenthalten, die dort ausgeschmuggelt 
worden sind. Dieser Rohgummi wird durchwegs nach dem Freihafen von Singapore 
gebracht und dort auf Standardqualität überarbeitet; er erscheint in der Export- 
statistik von Singapore als aus nicht-britischen Gebieten eingeführt. Die Menge 
dieses Schmuggelkautschuks wird auf bis zu 1000 t pro Monat geschätzt. 
Ob angesichts dieser Entwicklungen ein britisch-holländisches Zusammengehen 
vom Foreign Office neuerlich im Haag angeregt worden ist, mag dahingestellt 
bleiben. Die Gründe für eine konsequente Ablehnung solcher Vorschläge seitens 
der Holländer sind klar: sie hatten den Anbau von Gummibäumen durch die 
Eingebornen in ihren Kolonien angeregt und angeleitet und sahen sich nun 
außerstande, diese, die sie vielleicht nicht eben allzu fest in der Hand haben, dazu 
zu „erziehen“, sich in der Rohgummigewinnung, die bei ihnen in diesen Prospe- 
ritätsjahren vollends in Raubbau ausgeartet sein soll, Mäßigung aufzuerlegen. 
Aus diesen kolonialpolitischen Erwägungen hatte sich die holländische Regierung 
zur Ablehnung der britischen Vorschläge von 1922 und etwaiger späterer ent- 
schlossen, obwohl die Mehrzahl der mit holländisch-europäischem Kapital arbei- 
tenden Pflanzungsgesellschaften den Beitritt zu ihnen befürwortet haben’). 
Nach Erwägung dieser Erscheinungen im Kabinett gab Baldwin am 8. Februar 
in einem Preßkommuniqu& bekannt, daß das Commitee of Civil Research, ein 
vom Kabinett bestellter, in seiner Zusammensetzung nicht näher bekannter Sach- 
verständigenausschuß, dessen Verhöre und Bericht vertraulichen Charakters sind, 
damit beauftragt sei, in tunlichst kurzer Frist ein Gutachten über Beibehaltung 
oder Aufhebung des Stevenson-Planes zu erstatten. Vorsitzender des Komitees 
war, wie bald bekannt wurde, Sir Herbert Hambling, Vicechairman von Barclay’s 
Bank, dessen prinzipielle Gegnerschaft gegen den Plan der City wohl bekannt 
war. Auf die Anrufung des aus unmittelbaren Rohgummi-Interessenten bestehen- 
den Advisory Commitee beim Kolonialamt wurde verzichtet; es ging um mehr als 
Sonderinteressen, es handelte sich um ein Reichsinteresse in diesen gewichtigen 
„national economie matters“ (Macdonald). Die Börsen in London und New York 
nahmen diese Verlautbarung für den Anfang vom Ende des Themas; die Preise 
für Rohgummi und die Notierungen der Shares erfuhren am Tage nach dieser 
Ankündigung und nach derjenigen vom 4. April, daß der Plan zum 1. November 
ds. Js. aufgehoben würde — unter Beibehaltung der 6oproz. Ausfuhrquote bis 
zu diesem Datum — Verluste, die sich nach vielleicht übertriebenen Schätzungen 


*) Mehr als die holländische Regierung und ihre Gouverneure bleiben die holländischen Kreise, 
die in der Internationale Rubber Vereeniging organisiert sind, einem Zusammengehen geneigt; 
noch im März 1928 sprach sie sich dafür, in Form einer gemeinsamen Verkaufsorganisation aus. 
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der City, die Macdonald im Unterhaus vorgetragen hat, für den Marktwert“ 
der Shares auf rund £ 100 Millionen — das wären ca. 50°/, — und für (den- 
jenigen der Rohgummivorräte auf £ 2530 Millionen belaufen. Der amerikanische 
Rohgummi-Pool litt mit; seine Verluste werden auf gegen $ 20.000.000 beziffert. 

Der am 4. April angekündigte Entschluß zur Liquidierung des Plans, mit seinen 
eben angedeuteten desaströsen Folgen, hat naturgemäß manchem Engländer schwere 
Verluste gebracht und der Regierung Baldwin vielfache, auch aus den Reihen der 
eigenen Partei kommende Angriffe eingetragen. Es ist u. a. — so von Macdonald 
als Führer der Opposition — bemängelt worden, daß die Aufhebung so kurz- 
fristig erfolgt, daß die Liquidierung nicht über einen längeren Zeitraum aus- 
gedehnt worden sei, etwa über drei Jahre, wie Sir Eric Geddes namens der großen 
britischen Interessenverbände, der Rubber Growers’ Association, der India Rubber 
Manufactures Association und der Society of Motor Manufactures and Traders, 
vorgeschlagen habe, daß für die Ankündigung von Baldwin ein Zeitpunkt gewählt 
worden sei, wo die Londoner Vorräte, d. h. amerikanischen Vorräte relativ gering 
waren”). 2 

Den Angreifern antwortete der Staatssekretär für die Kolonien Mr. Amery 
(24. April) zunächst mit einer Entstehungsgeschichte des Stevenson-Schemas. Er 
betonte nochmals die Gefahr von 1922, daß damals ausländische Syndikate ganz 
leicht, für ein Butterbrot, ‘sich hätten in den Besitz eines großen Teiles dieses 
wichtigen Wirtschaftszweigs hätte setzen können, daß infolgedessen das Kolonial- 
amt sich der Dienste des inzwischen verstorbenen Lord Stevenson versichert hätte, 
daß die holländische Regierung ihre von Stevenson angeregte Mitwirkung „absolut“ 
abgelehnt hätte, daß der dann trotzdem aufgestellte Plan bis ins Jahr 1925 zu- 
friedenstellend, vor allem auch hinsichtlich der Preisregulierung, funktioniert 
hätte. „Uns im Kolonialamt lag die Sorge ob um die Prosperität der unserer Kon- 
trolle unterstehenden britischen Territorien und der Entwicklung einer großen 
Reichsindustrie.“ 

Bei der überraschenden Preissteigerung von 1925 erwies sich der Plan, der nur 
eine jeweilige — von Quartal zu Quartal veränderliche — Erhöhung der Ausfuhr- 
mengen um 5°/, der Standard-Produktion zuließ, als zu unelastisch. Auch die 
Durchbrechung des Planes und die Erhöhung der Ausfuhrquote auf 100°/, und 
die Erhöhung des Grundpreises auf ıs 9d für das Pfund, in der Absicht, die von 
allen Beteiligten gewünschte Stabilität der Preise zu erreichen, sowie die spätere 
Verringerung der Ausfuhrquote auf 60°/, vermochten diesen Preis nichi zu halten. 
Der Minderabsatz nach Amerika und die Mehrerzeugung in den holländischen 


‘) Wortlaut der Debatte in Parl. Debätes. Höuse of Commons. vol. 216, Sp. 1162. 
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Xolonien brachten das Kolonialamt zu folgender Erwägung: Zur Zeit der Inkraft- 
etzung des Stevenson-Planes erstreckte sich die britische Kontrolle auf volle 750, 
ler Weltproduktion; um diese Weltproduktion zum Zweck der Preiserhöhung 
ım 20°), zu verringern, bedürfte es einer Restriktion der britisch kontrollierten 
Robgummiausfuhr um 30°/,. Bei einer infolge der holländischen Mehrproduktion 
ınd aus sonstigen Gründen nur mehr 5oproz. britischen Kontrolle hätte, um 
lie gleiche Wirkung zu erreichen, die Produktion in den Gebieten dieser Kon- 
rolle um ganze 40°/, eingeschränkt werden müssen. Bei einer vom Hambling- 
Sommitee als durchaus möglich angesehenen Steigerung der holländisch-indischen 
Native rubber-Produktion auf 200000 t pro Jahr hätte der Umfang der britisch 
sontrollierten Ausfuhr auf womöglich 50°/, der Standardproduktion reduziert 
werden müssen. Dazu trat die fernere Erwägung, daß bei eingeschränkter britisch 
kontrollierter Produktion die Betriebsunkosten per Pfund Rohgummi nicht im 
lirekten Verhältnis der Produktionsbeschränkung zurückgingen — Amery setzte 
ie sogar, soweit die overhead expenses (Betriebsleitung usw,) in Frage kamen, 
ıls gleichbleibend an, so daß sie sich bei 5oproz. Restriktion auf 6d per Pfund 
pelaufen würden, gegen 3d bei voller Produktion, wie die Holländer sie aufrecht- 
srhalten konnten. Letztere, bei voller Produktion und guten Einnahmen, waren 
‚tärker geneigt, einen Teil ihrer Reingewinne für Experimente mit Sämereien, 
Pfropfungen usw. aufzuwenden, mit der Folge einer weiteren Erschwerung des 
künftig wieder freien Wettbewerbs für die britisch kontrollierten Pflanzungen. 
‘Zu diesen Erwägungen des Kolonialamtes, das die im Verzuge der Aufhebung 
les Stevenson-Planes liegenden Gefahren offen zugab, gesellten sich solche des 
Schatzamts, das nach Amery niemals die Tatsache aus den Augen verloren habe, 
‚daß diese große Ausfuhrindustrie in britischen Händen, deren Erzeugung großen- 
eilsin den U. S. A. verbraucht wird, eine höchst wichtige Rolle in unserer Handels- 
hilanz und ın der Aufrechterhaltung des Goldstandards spielt*). Ein Zustand der 
ler Dinge, der die Position des britischen Produzenten untergrub und die Kaut- 
chukproduktion in holländische Hände überführte, war sicherlich nicht dazu 
ingetan, Großbritannien bei seinem Bemühen zu unterstützen, seine Stellung in 
ler Welt zu behaupten.“ Es sei der Tag gekommen, „wo das Fortbestehen jenes 
Planes sich als höchst nachteilig für unsere Pflanzer erweist und die dominierende 
Position zu erschüttern scheint, welche das Britische Reich durch die Erzeugung 
les Rohstoffs für eine der großen Schlüsselindustrien einnimmt. «“*) 


*) Der Wert der gesamten Einfuhr der U.S.A. belief sich für 1924 e $ 363 lee für 1925 
uf $ 429705000, für 1926 auf $ 505818900: das sind 10,1 0/95 10,2 JR bzw. 11,4 lo vom Wert 
ler Gesamteinfuhr dieser Jahre. — **) Fernere Erwähnung hätte vielleicht verdient die Tatsache, daß 
n wachsendem Umfang amerikanische Aufträge auf dem Amsterdamer Markt erledigt werden, womit 
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Von solchen imperialen Erwägungen, von ökonomisch determinierter Staats- 
räson ließ das Kabinett Baldwin sich bestimmen, über die Wünsche der Interessen- 
verbände, die Hoffnungen der Londoner Spekulanten, erst noch ihre Läger an 
Amerika ausverkaufen zu können und die momentanen Interessen von 230000. 
Shareholders — das ist eine Geschädigtenzahl, die die Daily Mail vom 10. Februar 
erreicht, nach den Worten eines M. P. alles „perfectly inoffensive investors“*) — 
und ihre fiktiven Werte hinwegzugehen. Daß die moderne Distribution des Aktien- 
besitzes, verglichen mit den 60-80 Personen, die Ende des 17. Jahrhunderts 
die Anteile der East India Company unter sich verteilten, einen sozusagen de- 
mokratischen Charakter angenommen hat, daß sich unter den M. P.’s eine be- 
trächtliche Anzahl von Aktionären der ostindischen Kautschukkompagnien be- 
fand, hat diese Entscheidung nicht verhindern können. Das Unterhaus, das auch 
bei dieser Gelegenheit überparteilich sich für die wenigstens zeitweilige Nützlich- 
keit, für den rettenden Charakter des Stevenson-Plans, prinzipieller gesprochen: 
für den Bruch mit dem laissez faire-Prinzip ausgesprochen hatte, billigte die 
Entscheidung der Regierung Baldwin mit 194 gegen 94 Stimmen. Man wird, 
ohne in den innerbritischen Streit über den geeigneten Zeitpunkt für die Auf- 
hebung des Schemas miteinzutreten, diese Entscheidung als staatsmännisch be- 
rechtigt und von den Bedingungen in der Kautschukproduktion erfordert an- 
sehen dürfen, die darauf verzichtet hat, in Verkennung neuer Wettbewerbs- 
momente etwa in die Hartnäckigkeit der Brasilianer von 1910—12 zu verfallen, 
denen die damals zur Abwehr der ihnen vollkommen überraschend gekommenen 
Konkurrenz der Pflanzungen des mittleren Ostens regierungsseitig unternommene 
Kautschukvalorisierung („Defesa da Borracha“) so ungeheuer kostspielig zu stehen 
gekommen ist. 

Über die mutmaßlichen nächsten Folgen der Aufhebung des Stevenson-Schemas 
würde — in Schlagwortform — vielleicht zu sagen sein: wachsende Konzentration 
unter den britischen Pflanzungsgesellschaften unter Ausschaltung der unter dem 
Schema mehr als die stärkeren Gesellschaften begünstigt gewesenen, finanziell und 
technisch ungesunden Unternehmungen; vermutliche Bildung eines Kautschuk-Ver- 
kaufs-Pools unter den britischen — und womöglich holländischen — Pflanzern, 


wie ihn der den mittleren Osten bereisende Unterstaatssekretär Mr. Ormsby-Gore 


dem Londoner Markt, der allerdings damit seine überragende Stellung in der Preisgestaltung für 
Rohgummi nicht verloren hat, die Kommissionsgewinne ebenso zu entgehen drohen wie die früheren 
Transitgewinne an dem in den U.$.A. verwendeten Kautschuk, der seit 1915 mehr und mehr seinen 
Transportweg direkt über den Pazifik nimmt, an dessen Ufern — nach den Regeln der Standorts- 
lehre — ein neuer Zweig der amerikanischen Kautschuk verarbeitenden Industrie im Entstehen ist. 
— ") Sir Frank Nelson, im Unterhaus. Parl. Debates, vol. 216, Sp. 1174. 
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am ıı. April den dortigen Pflanzern anempfohlen hat; Propaganda für stärkere 
‘Verwendung von Rohgummi und Auffindung neuer Verwendungszwecke (Bei- 
spiel: Gründung der Universal Rubber Pavers Ltd. in London für die Herstellung 
von Gummiblocks für die Straßenpflasterung, mit denen in London und Man- 
‚chester bereits Experimente unternommen worden sind); Standardisierung der 
Produktion, um mit der ungleichen Qualität des so viel billiger produzierten 
native rubber erfolgreicher konkurrieren zu können*), 

Die gesunden unter den britischen Pflanzungsgesellschaften sehen mit der Re- 
gierung nach Abflauen der Paniken von Februar und April der Zukunft ihrer 
Unternehmungen gefaßt entgegen. Der Verbrauch einer sich automobilisierenden 
Welt ist im steten Steigen begriffen: der amerikanische Verbrauch für das erste 
Vierteljahr 1928 hat eine neue Rekkordhöhe erreicht (+ 13%), verglichen mit 
Januar-März 1927). Einzelne ihrer Sprecher haben erklärt, keine ernste Gefahr 
für ihre Unternehmungen erblicken zu können, es sei denn, der chemischen 
Industrie gelänge die Herstellung synthetischen Kautschuks in rentablem Ver- 
fahren, das, wie auf der letzten Generalversammlung der I. G. Farbenindustrie 
erklärt worden ist, bisher nicht gefunden wurde. 


GERHARD HERRMANN: 
WELTWIRTSCHAFTLICHER BERICHT 


Beginn eines Zuckerkrieges — Freihandel oder Schutzzoll in Großbritannien? — Beginn des Dawes- 
Normaljahres 


Die letzten Jahre haben dem geopolitischen Betrachter deutlich gezeigt, wie der 
Kampf um die Beherrschung der Weltrohstoffmärkte, der Versuch, Rohstoffe zu 
monopolisieren, das nach dem Chaos des Krieges mühsam neu gesponnene Netz welt- 
wirtschaftlicher Beziehungen immer wieder zu zerreißen drohte. Auf zwei Punkte ist 
in diesen Spalten schon des öfteren hingewiesen worden: Einmal, daß diese Kämpfe 
um Wirtschaftshegemonien nur aus ihrem politischen Hintergrund zu verstehen 
sind, nur dann ist die Schärfe mancher Zusammenstöße erst erklärlich (Erdöl, Kaut- 
schuk). Zum andern aber heben sich aus diesem Ringen immer mehr das britische 
Weltreich und die U.S.A. als überragende Gegner heraus, während der ferne Osten 
noch mit der Einrichtung des eigenen Hauses und das unglücklich zerrissene Europa 
mit der Beseitigung des aus dem Weltkriege verbliebenen Trümmerhaufens zu sehr 
beschäftigt sind, um aktiv und gestaltend in den gigantischen Kampf um die Weltroh- 
stoffe einzugreifen. 


*) Die Kapitalsaufwendung für Rodung und sonstige Ausgaben bis zur Zapfreifwerdung werden 
im mittleren Osten auf $ 250—300 per Acre für europäische, auf $ 60—70 für Eingeborenen- 
pflanzungen geschätzt. Trade Promotion Series Nr. 17, 8. 4. 
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Diesmal ist es der Zucker, auf den sich unsere Aufmerksamkeit zu richten hat. 
Bereits vor einem Jahre tauchten die ersten Nachrichten auf, daß die Produzenten. 
bemüht seien, eine Internationale Zuckerkonvention zu bilden, um eine drohende 


Überproduktion zu vermeiden. Im November 1927 kam es dann zu einer Konferenz 
in Paris, wo Kuba, Deutschland, die Tschechoslowakei und Polen vertreten waren, 

die 1926/27 eine Erzeugung von 4,5, 1,7, 1,1 und 0,6 Mill. CQURIR Da | 
diese Gruppe aber nur ein Drittel der Weltproduktion umfaßt und dieser Anteil viel 


zu gering ist, um eine wirklich wirksame Restriktion oder Preisregulierung durchzu- 


führen, verliefen diese Verhandlungen ergebnislos. Selbst wenn es gelungen wäre, die 


javanischen Interessenten mit >2 Mill. t Produktion zum Anschluß zu bewegen, hätten 


diese insgesamt 42°/, der Welterzeugung immer noch nicht genügt, um eine Be- 


herrschung des Marktes zu garantieren. 

"Daß die Gegensätze innerhalb der Zuckerproduktion sich so verschärft haben, hat 
zwei Ursachen: Gegenüber der Vorkriegszeit hat eine erhebliche Steigerung der Pro- 
duktion stattgefunden, die freilich nur auf Konto des Rohrzuckers ging. Der Ver- 
brauch blieb demgegenüber zurück, so daß Überproduktion die natürliche Folge war. 
Während noch um die Jahrhundertwende der Rübenzucker mit zwei Drittel der Welt- 
produktion die Führung hatte, war kurz vor dem Kriege infolge der Brüsseler Zucker- 
konferenz mit der Abschaffung der Exportprämien der Rübenanbau stark zurück- 
gegangen, so daß ı912 der Rohrzucker wieder mit 56°/, der Welterzeugung in Führung 
ging. Diese Entwicklung ist durch den Weltkrieg noch verschärft worden, als der 
Rübenanbau, vornehmlich in Europa, zurückging, während der Plantagenanbau, vor 
allem in Kuba und Niederländisch-Indien, erhebliche Fortschritte machte. Die Welt- 
rübenproduktion blieb mit 7,9 Mill. t im Durchschnitt 1909— 1913 gegen 7,7 Mill. t 
1926/27 im wesentlichen unverändert, hingegen stieg die Rohrzuckerproduktion im 
selben Zeitraum von 9,6 auf 15,7 Mill. t, beträgt also jetzt genau zwei Drittel der 
Welterzeugung. 

Aber auch in Europa selbst haben sich insofern starke Umwandlungen vollzogen, 
als der Vorsprung Deutschlands sich vermindert hat — wenn es auch immer noch 
den ersten Platz einnimmt —, und die Tschechoslowakei und Großbritannien große 
Anstrengungen machen, den eigenen Rübenanbau zu heben. Durch die Bemühungen 
einer ganzen Reihe von Staaten, den Rübenanbau künstlich zu fördern — auch die 
U.S.A. gehören hierzu —, ist die Weltzuckerproduktion heute viel zersplitterter als 
vor dem Kriege. Wenn auch heute noch nicht übersehbar ist, wie sich der Kampf 
aller gegen alle auswirken wird, so scheint es doch im wesentlichen auf einen Kampf 
zwischen dem englischen Kapital (Indien-China) und dem amerikanischen (Kuba, 
U.S. A., Brasilien) hinauszukommen. Auf den europäischen Märkten hat die Tschecho- 
slowakei dadurch die Feindseligkeiten eröffnet, daß sie die Inlandpreise erhöhte, um 
die Exportpreise senken zu können. Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. 

Großbritannien steht vor wichtigen, für seıne ganze wirtschaftliche Zukunft be- 
deutsamen Entscheidungen. Die Frage, ob Freihandel oder Schutzzoll beschäftigt 
schon seit langem die führenden politischen und wirtschaftlichen Köpfe und hat seit 
den Ausführungen des Innenministers Joynson Hicks und des Kolonialministers Amery 
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"im Parlament Ende Juli aktuelle Bedeutung erlangt. Die englische Stahl- und Eisen- 
industrie bemüht sich mit allen Mitteln, für ihre Schutzzollbestrebungen Propaganda 
‚zu machen und hat bereits maßgebliche Führer der Konservativen für ihre Ziele ge- 
 wonnen. Noch hat die gemäßigte Richtung des Premiers Baldwin die Oberhand, der 
sich Ende Juli scharf gegen alle Schutzzollbestrebungen aussprach; freilich aicht aus 
"Prinzip — Baldwin ist selbst Protektionist —, sondern aus wahltaktischen Erwägungen. 
Die endgültige Entscheidung, ob England zum Schutzzollsystem übergehen wird, 
"werden die Wahlen des nächsten Jahres bringen. Vorläufig. bleibt also noch das so- 
‚genannte System des Industrieschutzes bestehen, wonach alle Ansprüche von Industrie- 
zweigen auf Gewährung von Zollschutz von einem besonderen Ausschuß des Handels- 
amtes geprüft werden, daß ein Schutz aber nur dann gewährt wird, wenn die be- 
treffenden Industrien den Nachweis führen, daß sie selbst leistungsfähig sind, unter 
‘ unfairer ausländischer Konkurrenz leiden und daß durch einen Schutzzoll andre ein- 
heimische Industrien nicht geschädigt würden. Was praktisch dabei herauskommt, 
hat freilich mit einem gemäßigten Schutzzollsystem weitgehende Ähnlichkeit, das 
übrigens gerade den deutschen Export nach England in besonders großem Maße trifft. 
Wir werden auf die Frage der englischen Handelspolitik noch zurückkommen. 

Die Reparationsfrage ist hier schon öfters betrachtet worden. Daher genügt heute 
der kurze Hinweis, daß mit dem ı. September dieses Jahres für Deutschland das 
„Normaljahr“ beginnt, wonach nun 2,5 Milliarden jährlich — bisher waren es 
1,75 Milliarden — an die Siegerstaaten abzuführen sind. Gegenüber dem unentwegten 

“Optimismus eines Parker Gilbert kann aber nicht oft genug betont werden, daß das 
finanztechnisch reibungslose Arbeiten des Dawes-Planes nur ein Trug ist, solange die 

Bartransferierungen auf den Devisen beruhen, die durch Auslandsanleihen in Deutsch- 
land einströmen. So hat z. B. kürzlich die Direktion der Diskontogesellschaft in ihrem 
Monatsbericht berechnet, daß einer Reparationsleistung von 4700 Mill. RM. eine Ge- 
samtverschuldung an das Ausland in Höhe von 8800—9300 Mill. RM. in den letzten 
vier Jahren gegenübersteht. Vorläufig bezahlt also der amerikanische Kapitalist Deutsch- 
lands Reparationslast. Endgültig kann Deutschland seine Schuld aus der eigenen 
Wirtschaft erst bezahlen, wenn ihm die Erzielung eines Exportüberschusses von 
2500 Mill. RM. ermöglicht wird. Dann erst könnte man von einem sinnvollen, nicht 
nur technischen Funktionieren des Dawes-Planes reden. Doch wer glaubt heute noch 
im Ernst daran, daß dies möglich sei ohne schwere Erschütterungen des weltwirt- 
‚schaftlichen Gleichgewichts? 


53 
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Arpap Török: 
DIE SÜDSLAVISCHEN STAÄMME UND IHR STAAT. 


Es gibt wohl ein südslavisches Problem, aber dieses besteht keineswegs in einem 
unversöhnlichen Gegensatz zwischen Stämmen und Staat. Ein flüchtiger Blick auf 
die Karte genügt, um zu erkennen, daß die seit zehn Jahren bestehende Schick- 
salsgemeinschaft ohne bedeutende Gefährdung der einzelnen Stämme nicht auf- 
gelöst werden kann. Die sich etwa bildenden Zwergstaaten wären jeder Expan- 
sionsbestrebung preisgegeben. Dazu kämen noch ständige Reibereien zwischen den 
Stämmen selbst, da die wirtschaftlichen und nationalen Grenzen unmöglich zu- 
sammenfallen könnten. Seit der Versöhnung der kroatischen Partei unter Führung 
von Stefan Raditsch mit den Serben, schien es eine Zeit hindurch, als hätte das 
Problem seine bisher so scharfe Spitze verloren. Man hatte feste Hoffnung, daß 
das, was sich bisher als Problem zeigte, in einer ruhigen und allmählichen Ent- 
wicklung seine Lösung finden wird. Die blutigen Ereignisse von Belgrad sind aber 
nicht dazu angetan, diese Hoffnung zu stärken. 

Das südslavische Problem ist kein Problem des Staates selbst, sondern es be- 
trifft lediglich den Aufbau des Staates. Die Frage lautet also nicht: soll der 
Staat in seinen heutigen Grenzen weiterbestehen oder von Zwergstaaten abgelöst 
werden, sondern ob die Art des inneren Staatsbaues den historischen, politischen 
und geographischen Eigenheiten der Stämme entspricht oder nicht? Es heißt also 
vor allem, diesen Eigenheiten auf die Spur zu kommen. 

Wir wollen mit dem kleinsten Stamm, mit den Slowenen, beginnen. Sie 
machen mit etwas über eine Million rund ı1°/, der gesamten Staatsnation aus, 
d.h. der Serben, Kroaten und Slowenen. Sie bewohnen den nordwestlichen Teil 
des Staates, der hier einen Keil zwischen Italien und Österreich bildet. Durch 
diese geopolitische Lage sind sie gezwungen, nach Osten zu gravitieren und An- 
lehnung. bzw. Anschluß an die verwandten slavischen Stämme zu zuchen. Allein 
verblieben, würden sie entweder der italienischen politischen Expansion oder 
der deutschen kulturellen Expansion verfallen. Die Slowenen hatten niemals 
ernste eigenstaatliche Pläne verfolgt. Erst in den letzten Jahrzehnten vor dem 


Kriege begannen sie sich national zu sammeln und entfalteten einen nationalen 
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Geltungswillen. Schon aus diesem Grunde konnten sie dem neuen Staate keine 
großen Schwierigkeiten bereiten. 
- Die Kroaten, die rund 27°/, der Staatsnation bilden, bewohnen das Gebiet 
östlich von Slowenien. Ihr Sprachgebiet erstreckt sich hier zwischen Drau und 
Save ungefähr bis zur verlängerten Drinalinie. Im Südwesten zieht es entlang der 
Adria. Der kroatische Stamm bewohnt einen spitzen Winkel, dessen einer Arm 
entlang der Adria führt, der zweite zeigt in die Richtung der unteren Donau. 
Diese für selbständige Staatsbildung ungünstige Lage könnte durch den Anschluß 
der Slowenen zwar verbessert, aber nicht entscheidend beeinflußt werden. Das 
Knie, in dessen Winkel die Serben eingekeilt sind, auf dessen beide Flanken ex- 
‚pansionsbedürftige Völker drücken, könnte keinen dauernden Widerstand leisten. 
Die Kroaten besitzen zu gleicher Zeit eine Adria- und eine Donautendenz (bzw. 
Mitteleuropatendenz). Die Adriatendenz ergibt sich aus ihrer geographischen Lage 
und aus ihrer Geschichte. In Dalmatien haben die Kroaten ein langes, durch zahlreiche 
Inseln vorgelagertes Adriaufer. Hier haben sie auch ihre natürliche Verbindungs- 
linie mit der Weltwirtschaft. Aber auch die Mitteleuropatendenz ist nicht ohne 
Bedeutung. Hierher weist ihre Kulturzugehörigkeit und ihr natürlicher Gegensatz 
zu Italien. Dazu kommt noch, daß die beiden Hauptströme Drau und Save in die 
“Donau münden und so die natürliche Verbindung mit den Donauländern herstellen. 

Ist die geopolitische Lage der Kroaten auch ungeeignet für selbständige Staats- 
bildung, so handelt es sich hier dennoch um eine geopolitische Individualität. 
Das nationale Siedlungsgebiet ist im Osten von der Drau und Save, im Westen von 
dem ansteigenden Karsthochland, im Süden von den Dinarischen Alpen und der 
Adria natürlich begrenzt. Diese geopolitische Individualität wird durch die geschicht- 
liche und kulturelle Eigenart des Volkes nur noch verstärkt. Die Kroaten verloren 
zwar schon vor tausend Jahren ihre staatliche Unabhängigkeit, konnten aber trotz- 
dem den staatlichen Charakter ihres Gebietes bewahren. Sie gingen nicht in dem 
sie beherrschenden Staat gänzlich auf, sondern bildeten eine Art von Vasallen- 
staat, mit ausgeprägter staatlicher Eigenart. Dadurch ist dann das Streben nach 
vollkommener staatlicher Unabhängigkeit erhalten geblieben. Sie haben ihre be- 
sondere nationale Kultur nicht nur erhalten, sondern kräftig weiterentwickelt. 
Da sie zur römischen Kirche gehörten, ist in der Vergangenheit zwischen ihnen 
und das Serbentum ein großer Trennungsstrich gezogen worden. Erst ın den 
letzten Jahren vor Kriegsausbruch, insbesondere aber in den letzten Jahren des 
Weltkrieges begann hier der südslavische Einheitsgedanke Fuß zu fassen. 

Die Serben, die die absolute Mehrheit im Staate haben, bilden 62°/, der ganzen 
Staatsnation. Sie sind also das entscheidende Element der Staatsbildung und -er- 
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haltung. Das Verhältnis zwischen Serben, Kroaten und Slowenen ist in runden 
Zahlen ausgedrückt, wie 6:3: ı. Das Siedlungsgebiet der Serben erstreckt sich 
auf das alte Königreich Serbien, auf Bosnien und die Herzogowina, Montenegro, 
Syrmien (die Donau-Save-Ecke) und die Vojvodina (das von Ungarn abgetrennte 
Gebiet). Stellenweıse ist dieses Gebiet mit Minderheitsvölkern durchsetzt. Die Serben 
besitzen keine Adriatendenz im geopolitischen Sinne. Wohl hat Montenegro eine 
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Adriaküste, auch könnte man die untere Spitze von Dalmatien mit dem Hafen 
Ragusa als den natürlichen Ausgang des serbischen Volkstums zum Meere be- 
trachten, Die Häfen sind aber hier sehr klein und haben keine rechte Verbindung 
mit dem Hinterlande. Die natürliche Verbindung der Serben mit der Weltwirt- 
schaft ist einesteils die Donau, anderesteils Saloniki. Das serbische Volkstum ist 
also nicht adriatisch, sondern ägäisch orientiert. Wirtschaftlich gehört es aller- 
dings auch zu Mitteleuropa, aber diese Tendenz wird erstens durch die vorherr- 
schende Balkanlage, zweitens durch ihre geschichtlich-kulturelle Einstellung be- 
deutend abgeschwächt. Das serbische Volkstum lebt am Balkan, bloß seine nörd- 
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lichen Ausläufer überschreiten die Save bzw. die Donau, hier leben sie aber nicht 
in festgefügten Massen, sondern mit Minderheiten stark durchsetzt. Geschichtlich 

ehört das Serbentum dem byzantinischen Kulturkreise an. Dieser Umstand und 
Buch die Verschiedenheit der Religion bildet einen gewissen Trennungsstrich zwi- 
schen Serben und Kroaten, weshalb die südslavische Idee auch hier erst spät Fuß 
fassen konnte. Wir finden das Serbentum, wenn es ideologisch über die Landes- 
‚grenzen hinausstrebt, nicht so sehr in den südslavischen, sondern in dem unter 
russischer Führung stehenden panslavischen Lager. Die serbische Expansions- 
bestrebung beschränkte sich daher ursprünglich auf Bosnien, welches ethno- 
graphisch und historisch ein serbisches Land ist. Einen wirklichen Aufschwung 
nahm die südslavische Idee erst im Weltkriege. Auch das Siedlungsgebiet des 
serbischen Volkstums hat eınen geschlossenen geopolitischen Charakter, auch 
dieses kann als geopolitische Individualität angesehen werden. 

Wir können nicht umhin, uns die Frage vorzulegen, warum diese geopolitischen 
‚Individualitäten eigentlich in einen zentralistischen Einheitsstaat hineingezwungen 
wurden? Es steht wohl außer Zweifel, daß die südslavischen Stämme zur Zeit 
der Staatsbildung dafür noch nicht reif waren, sondern bloß für einen Förderativ- 
staat. Das zeigte sich nun alsbald auch darin, daß in dem neuen, noch nicht voll- 
‘endeten Staat eine heftige förderalistische Bewegung, namentlich seitens der Kroaten, 
‚eingesetzt hat. Die Kroaten, die schon unter ungarischer Herrschaft weitgehende 
Selbstverwaltung besaßen, waren bereit, auf ihre Idee des unabhängigen kroatischen 
Staates zu verzichten, weil in einem südslavischen Gesamtstaat die Halbstaatlichkeit 
eine ganz andere Bedeutung haben mußte als in einem Staate, der von einem 
fremden, ihnen nicht freundlich gesinnten, Volkstum beherrscht war. 

Auf serbischer Seite setzte eine Gegenströmung ein, die sich mit dem geplanten 
Einheitsstaat der Serben, Kroaten und Slowenen nicht zufrieden gab, sondern ein 
Großserbien wollte. Die Anhänger dieser Bewegung wollten Kroaten und Slowenen 
nicht als staatsbildende Stämme anerkennen und wären bereit gewesen, auf einen 
Teil dieses Gebietes zu verzichten, um ihren großserbischen Staat zu bekommen. 
Diese Bewegung ist das typische Produkt von Machtstreben. Zum Verständnis der 
großserbischen Idee müssen wir vor allem wıssen, daß der Serbe einen natürlichen 
Hang zur Machtpolitik besitzt. Den kräftigsten Ausdruck erfuhr diese Fähigkeit 
in dem bekannten Staatsmanne Paschitsch, der seine Machtleistungen unter einem 
traditionslosen, mehr oder weniger demokratischen, nicht klassengefärbten Regime 
vollbracht hatte. Durch die rasche Erfüllung der serbischen außenpolitischen Be- 
strebungen wurde diese Machtanlage nur noch gesteigert. Ist doch das serbische 
Kerngebiet in einem Jahrhundert auf seinen sechsfachen Umfang angewachsen. 
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In den Augen der Großserben galt der neue Staat als die wohlverdiente Frucht des | 
Welıkrieges bzw. ihres Sieges. Die Serben waren es, die den Staat erobert hatten, 
dieihn organisierten, sie hatten auch das Bedürfnis, sich darin vollkommen auszuleben. 

Die Verfassung, die im Juni 1921 erbracht wurde, befriedigte keine dieser 
Gegenströmungen. Sie anerkannte, wie das bereits im ersten Staatsbildungsakt 
vom Dezember 1918 geschah, die Serben, Kroaten und Slowenen als staatsbildende 
Stämme, zog aber daraus keine weiteren Konsequenzen, sondern kennt nur noch 
Staatsbürger. Die drei Stämme wurden in der Verfassung nur als historische, nicht 
aber als aktive staatspolitische Individualitäten anerkannt. Diese Lösung, an der 
die Kroaten keinen Anteil hatten, weil sie die verfassunggebende Nationalver- 
sammlung sabotierten, ist z. T. durch die Mentalität und politische Ideenwelt des 
Serbentums zu erklären. Dieses Volk kämpfte von jeher für seine serbische 
Sache. Während der langen Krisenzeit mit der Türkei und der alten Monarchie 
lernte es seine Sache mit den Mitteln der Machtpolitik durchsetzen. Die Größe 
Serbiens ist nicht so sehr in revolutionären Freiheitskämpfen als vielmehr in regel- 
rechten, diplomatisch vorbereiteten und geführten Kriegen errungen worden. Der 
Sieg brachte dann Macht und stärkte das Machtbedürfnis. Auch bei diesem letzten 
und größten Krieg und Sieg war das nicht anders. 

Bei der Schaffung des Einheitsstaates müssen wir immerhin auch staatsmännische 
Erwägungen annehmen. Sehen wir von der extremen großserbischen Bewegung, 
die sich zu keinem politisch-parlamentarischen Programm verdichtet hat, ab, so 
waren auch die Serben an der Erhaltung der neuen Staatsgrenzen interessiert. Sie 
befürchteten, daß der Förderalismus das neue Staatsgebiet mit der Zeit endgültig 
trennen könnte. Bei der Opposition der Kroaten, deren rechter Flügel im Aus- 
lande förmlich antisüdslavische Propaganda trieb, war zu jener Zeit diese Be- 
fürchtung immerhin nicht aus der Luft gegriffen. Der Einheitsstaat schien das 
einzige und sicherste Mittel zu sein, um die Früchte des Sieges zu konservieren. 
Andrerseits hoffte man durch den Einheitsstaat das 'hervorzubringen, was die 
Geschichte noch nicht voll ausreifen ließ: eine einheitliche Nation. Es gab 
Idealisten, die den Staat straffer zusammenfassen wollten, weil sie hofften, daß da- 
durch dieser geschichtliche Werdegang beschleunigt würde. Man wählte den Ein- 
heitsstaat, um die Nation besser ausreifen zu lassen, man wählte ihn aber auch 
deshalb, weil der Einheitsstaat ein vollkommeneres Mittel ist, um die nationalen 
Kräfte nach innen und außen wırken zu lassen, weil er am geeignetsten schien, 
Größe und Macht des südslavischen Volkes am erfolgreichsten zu fördern. 

Wie hat sich nun die kroatische Frage im Rahmen der neuen Verfassung ge- 
staltet? Anfangs hatten die unter Führung von Raditsch stehenden Kroaten an 
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hrer staatsrechtlichen Opposition festgehalten. Später ist Raditsch aus Anlaß 
einer ausländischen Propaganda verhaftet worden, und jetzt kam der große Um- 
chwung. Raditsch schloß mit der führenden serbischen Partei einen Versöhnungs- 
pakt, worauf seine Partei in die Regierung eintrat. Vorher hatte sie auf ihr bis- 
reriges republikanisches und förderalistisches Programm verzichtet und die Ver- 
assung anerkannt. Damit schien das südslavische Problem eine endgültige Lösung 
yefunden zu haben. Dieser Umschwung war politisch vollkommen unvorbereitet. 
Der Kampf zwischen Raditsch und Regierung hatte eben ihren Höhepunkt er- 
reicht, als der Pakt geschlossen wurde. Von einem Verflauen der Bewegung unter 
dem Volke konnte damals noch gar keine Rede sein. 

' An der Oberfläche hat sich jetzt alles abgeglättet. Die Lösung der langen Krise 
brachte Raditsch und seinen Kroaten die deutliche Erkenntnis, daß man im 
südslavischen Staate auf die Dauer nicht gegen die Kroaten regieren 
kann und regieren wird. Das war doch immerhin ein teilweiser Erfolg. Man 
hatte also die anderen Stämme zur Anerkennung der Bedeutung der Kroaten für 
len Staat erzogen. Weiter ging’s jedoch nicht. Wollte man auch nicht gegen sie 
regieren, so ließ man sie auch nicht über den Rahmen der Verfassung politisch 
zur Geltung kommen. Trotz des Verzichtes der Kroaten auf staatsrechtliche Oppo- 
ıtion kam es zu keinem wirklichen Zusammenarbeiten der beiden Stämme. 
Raditsch hat der Regierung, die er unterstützte und deren Mitglied er auch war, 
stets Schwierigkeiten bereitet und ununterbrochene Krisen heraufbeschwört. Eine 
sewisse Änderung trat hierin nach den Wahlen des Sommers 1927 ein. Raditsch 
blieb diesmal außerhalb der Regierung. Es hat sich aber wieder alsbald heraus- 
gestellt, daß man die Kroaten nicht entbehren kann. Es wurde neuerdings um 
Raditsch geworben, der seine Ansprüche immer höher schraubte. Raditsch hat nun 
seine Taktik geändert. Das alte staatsrechtliche Programm griff er zwar nicht 
mehr auf, er begann aber gegen das Gebiet des historischen Königreiches Serbien 
einen Kampf, der nicht ohne staatsrechtlichen Beigeschmack war. Er hat der 
Regierung vorgeworfen, daß sie eine hegemonistische Politik führt und die neuen 
Gebiete im Interesse Serbiens ausbeute. Sachlich war dieser Kampf insofern be- 
sründet, als die neuen Gebiete verhältnismäßig viel mehr an Steuern zahlten als 
das Gebiet des alten Serbiens. 

Das südslavische Problem, wie wir es hier kennengelernt haben und wie es in 
der Belgrader Katastrophe voll zum Ausdruck gelangte, beruht auf einem ER 
Gegensatz des politisch-parlamentarischen Lebens. Wir haben gesehen, daß die 
südslavischen Stämme stark ausgeprägte geopolitische Individualitäten sind und 
einen kräftigen politischen Geltungswillen haben. Aber die Ideologie des Einheits- 
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staates will diese Wahrheit nicht anerkennen. Sie kennt eine serbo-kroatische und 
eine slowenische Sprache, aber nur eıne einheitliche Nation. Der Verzicht der 
Kroaten auf ihr föderalistisches Programm, das Aufgeben ihrer staatsrechtlicher 
Opposition, müßte eigentlich eine Anerkennung der Ideologie des Einheitsstaa or 
und der einheitlichen Nation bedeuten, Das Programm der kroatischen Parte> 
wurde jetzt mehr und mehr mit sozialpolitischem Inhalt erfüllt: sie ist zu ein 218 
Bauernpartei geworden und betont in erster Linie agrarpolitische Forderungen 
Bedeutet das aber auch wirklich ein Aufgehen i im zentralistischen Einheitsstaate. 
in der einheitlichen Nation? Was sehen wir? Die mit sozialpolitischem Inhalt er- 
füllte Bauernpartei führt in ihrem Titel auch weiterhin den Namen „kroatisch“! 
Das ist keineswegs ein Zufall. Es ist einfach die Partei der Kroaten und wird vom 
serbischer Seite mit Recht als die Hauptvertreterin des kroatischen Stammes an- 
erkannt. Das bedeutet aber soviel, daß die Kroaten als politische Individualität 
gelten wollen und in den Augen der Serben als solche auch tatsächlich gelten. 

Die Kroaten sind somit eine besondere politische Individualität, ein besonderen 
politischer Faktor des südslavischen politisch-parlamentarischen Lebens. Nicht 
weil sie eine Partei bilden, sind sie eine politische Individualität, sondern weil sie 
eine politische Individualität sind, bilden sie eine dieser Indivitualität entsprechende: 
Partei. Nicht Programm und Ideologie sind es, die die Partei geschaffen haben. 
sondern die Stammeszugehörigkeit, diese immanente Kraft, hat die Menschen zunt 
Partei geformt. Diese ist der Ausdruck ihrer immanenten Kraft, die Partei-Ideo- 
logie ist einfach der Reflex der den Kroaten innewohnenden Bestrebungen. Das 
sozialpolitische Programm Raditsch mag vollkommen ehrlich gemeint sein; darim 
kann sich unmöglich Programm und Idee dieser Partei erschöpfen. 
Jede politische Individualität, die sich ihrer selbst bewußt ist, die nach Geltung: 
strebt, muß irgendwelche konkreten Ziele vor Augen haben, in denen sich 
diese Individualität offenbaren, ausleben kann. Das ist eine zwingende 
logische Schlußfolgerung! Bei den Kroaten müssen diese Ziele auf staatsrecht- 
lichem Gebiete liegen, denn nur in einer besonderen staatsrechtlichen Ordnung 
kann diese, ihrer Natur nach nationale Individualität eine Befriedigung erfahren. 

Damit haben wir den Kern des südslavischen Problems aufgedeckt. Als politische 
Individualität streben die Kroaten nach staatspolitischer Geltung. Ihr Ideal 
ist, zur staatsrechtlichen Individualität emporzuwachsen. Das ist ihr histo- 
risches Ideal. Aber auch heute ist es noch das gleiche, selbst wenn ihre größte 
Partei dieses Ideal von ihrer Fahne herunterholte. Aber dieses immanente, schicksal- 
hafte Ziel soll ihnen verwehrt bleiben, dieses Ziel sollen sie selbst verleugnen. Da- 
durch mußte dann die Kollision entstehen. Dieses ihr schicksalhaftes Streben nach 
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taatspolitischer Geltung wird verdrängt, macht sich aber an anderen Stellen des 
arlamentarischen Lebens Luft. Die Kroaten sind aus ihrer natürlichen politischen 
deenwelt herausgeschleudert, deshalb bilden sie im Einheitsparlament ein un- 
ezügeltes, unstetes Element, ob sie nun in der Opposition oder in der Regie- 
ung sind. 

_ Die Ereignisse der letzten Zeit haben diese Ausführungen voll bestätigt. Seither 
st. der Verfassungskampf von neuem ausgebrochen, und allem Anscheine nach wird 
r zu einer tiefgreifenden Änderung im Aufbau des südslavischen Staates führen. 
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RuvoLr Friedmann: 
ZUR GEOPOLITIK DER FRANZÖSISCHEN MENTALITÄT 


Die Mentalität der lebenden französischen Generation und die Äußerung ihres 
ebenswillens, will sagen die Politik des französischen Staatswesens, ist ohne ein- 
‚ehende Kenntnis der französischen Landschaft nicht zu verstehen. Wie kaum in 
inem anderen europäischen Lande sind die Fäden sichtbar, die das Individuum 
nit dem Boden verbinden und es von ihm abhängig machen und andererseits die 
tichtung der Gesamtheit bestimmen. Es mag gleich eingangs erwähnt werden, daß 
lie französische Landschaft sich kaum im Laufe der Jahrhunderte verändert hat, 
wie sich ja auch die wirtschaftliche Struktur des Bodens seit Jahrhunderten nicht 
zeändert hat. Frankreich ist mit Ausnahme weniger eng begrenzter Bezirke auch 
jeute noch ein Agrarland, dessen Konturen durch Weizenfelder, Wiesen und 
Bäche gezogen sind. Es ist sehr leicht, aus mittelalterlichen französischen Minia- 
uren die Landschaft zu erkennen, die dem Maler das Modell geliefert hat. Ohne 
weiteres lassen sich die Ufer der Loire und der Seine und andere Gegenden in 
liesen Kleingemälden bestimmen. Die französische Landschaft ist stationär ge- 
lieben, und damit ist bereits einer der Haupteinflüsse des französischen Charakters 
enannt worden. 

Wenn man nach den charakteristischen Merkmalen der französischen Land- 
schaft sucht, so stößt man sofort auf Kirche und Schloß. Auch der kleinste fran- 
wösische Flecken hat seine alte, oft sehr alte Kirche bewahrt. Es ist sehr selten, 
laß die kleinen Dorfkirchen auf eine spätere Zeit als das 16. Jahrhundert zurück- 
gehen. In der Mehrzahl der Fälle sind es frühgotische Kirchen, recht häufig so- 
ar romanische, die ohne große Veränderungen ihre ursprüngliche Gestalt be- 
wahrt haben. Moderne Kirchen in Frankreich gibt es kaum. Kirche bedeutet Ge- 
schichte und Überlieferung in Frankreich, Kirche ist der sichtbarste und am leich- 
testen zu begreifende Ausdruck früherer Geschlechter. Generation ist auf Gene- 
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ration gefolgt, die Kirchenmauern sind stehengeblieben und prägen auch im ein-- 
fachsten Gemüte den ersten und dauerhaften Eindruck des Gotteshauses. Kirche 
bedeutet für den französischen Bauern ein altes Bauwerk, von dem er weiß, daßt 
seine Väter und Vorväter es ebenso wie er gesehen haben. Kirche ist gleichbe-- 
deutend mit „alt“ und „historisch“, und selbst wenn die heutige Generation dies 
Kirche nur von außen kennt und nicht am Gottesdienste teilnimmt, so kann sie: 
sich doch nicht der Beeinflussung der alten Mauern entziehen. Das Bild der Kirches 
steht fest, unverrückbar, überall gleich. Die Verhältnisse in den Städten sind dies 
gleichen. Ebenso wie das flache Land sind die Städte außerordentlich reich anı 
alten monumentalen kirchlichen Bauten. Frankreich ist das Land der Kathedralen,, 
die mit noch größerer Wucht als die mittelalterliche Dorfkirche die Geschichte: 


des Landes verkünden. Die gegenwärtigen Bewohner einer Stadt wie Beauvais mit? 
16000 Einwohnern würden wahrlich nicht daran denken, eine Kathedrale auf-- 
zuführen, wie sie ihre Vorväter errichtet haben, mit einem Chor von 72 m Höhe: 
und mit Ansmaßen, die aus dieser Kathedrale die größte Europas, wenn nicht dert 
Welt, gemacht hätten. Die Fassade ist nicht konstruiert worden, aber welche Höhe: 
hätte sie erreichen müssen, wenn allein der Chor schon solche Dimensionen auf-- 
weist! Das Straßburger Münster und der Kölner Dom haben zu allen Zeiten auf! 
eine blühende, große und reiche Stadt blicken können, ihre Größe hat immer im 
Einklang mit der Bedeutung des Ortes gestanden. Anders in Frankreich, wo es: 
außer Paris, Marseille und Lyon kaum eine andere wahrhaft bedeutende Stadt! 
gibt. Überall, wo gewaltige Kathedralen stehen, in Chartres, Amiens, Laon,, 
Troyes — um nur einige der bekanntesten zu nennen —, ist ein Mißverhältnis 
zwischen Bauwerk und Größe des Ortes. Je größer dieses Mißverhältnis ist, um 
so handgreiflicher wird die Geschichte und Tradition, um so ehrwürdiger wırd 
der Bau früherer Geschlechter, um so bestimmender wird der Einfluß auf die 
Mentalität der Bewohner. Je entfernter die Stadt von modernem Erwerbsleben ist, 
um so stärker hat sie ihr historisches Gepräge bewahrt. Neubauten sind nicht 
notwendig gewesen, und so lebt die Bevölkerung straßenweise in Behausungen, 
die mehrere Jahrhunderte zählen. Wenn in Deutschland Nürnberg, Rothenburg 
oder Dinkelsbühl Kostbarkeiten und Seltenheiten sind, weil die moderne Ent- 
wicklung sonst den Rahmen der Städte gesprengt, verändert, modernisiert hat, so 
ist das Gegenteil etwas Außerordentliches in Frankreich. Die Beibehaltung des 
landwirtschaftlichen Charakters des Landes hat auch die Städte sich kaum ver- 
ändern lassen. Sie besitzen noch ihre alten Befestigungen, haben den alten Um- 
fang bewahrt, sind eng, düster, malerisch, aber im Widerspruch mit moderner 
Hygiene und sind, wie beispielsweise Rouen durch Tafeln auf allen Landstraßen 
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‚on sich verkündet, wahrhaftig „villes muses“, d. h. Städtemuseen. Reliquien 
pr Geschichte. Alt, oft tot. 

fr Das zweite Charakteristikum der französischen Landschaft ist das Schloß. Ein 
Land, das seinen Wirtschaftscharakter Jahrhunderte hindurch beibehalten hat, 
mußte auch — wie es bei der Kirche und Kathedrale der Fall ist — seine Profan- 
bauten bewahren. Gleich häufig wie die kirchlichen Bauten sind die Landschlösser, 
die meistenteils aus dem 15. und 16. Jahrhundert stammen und nur in den seltenen 
Fällen jüngeren Datums sind. Sie sind zwar zuweilen in reine Luxusbesitzungen 
verwandelt worden, die keinen Zusammenhang mehr mit der Landwirtschaft haben, 
aber sie sind doch da, sind erhalten geblieben, sind neben der Kirche das Merk- 
mal der Landschaft. In den Städten haben sie sich in „hötels particuliers“, in 
Stadtschlösser des Adels verwandelt. Wie die Stadtkathedrale die Steigerung der 
Dorfkirche ist, ist das „hötel particulier“ die Steigerung des „manoir“. Nicht ein- 
mal Paris macht davon eine Ausnahme, denn ganze Stadtviertel bestehen noch 
heute aus jahrhundertealten Häusern, die denselben Anblick wie eine kleine Pro- 
vinzstadt bieten. 

Eine so unveränderliche Umgebung kann nicht ohne Einfluß auf die Bildung 
des Charakters und der Denkungsart einer Bevölkerung bleiben. Der hervor- 
$techendste Zug der französischen Mentalität, der Konservatismus, findet seine 
natürliche Erklärung aus der Kontinuität der landschaftlichen und städtischen 
Umgebung des Individuums. Die Bautätigkeit ist wie keine andere das Zeichen 
schöpferischen Geistes einer Nation und lebendigen Wirtschaftslebens. Die Bau- 
tätigkeit in Frankreich ist aber stets sehr gering gewesen. Die Veranlassung dazu 
fehlte, denn die Bevölkerung ist seit mehr als zwanzig Jahren stationär geblieben 
und das Wirtschaftsleben bat sich nicht verändert und nicht erweitert. Es konnte 
gar nicht anders kommen, als daß das ewig gleichbleibende Stadt- und Landbild 
eine Schwerfälligkeit des Geistes, Unmöglichkeit rascher Erfassung der Notwendig- 
keiten einer Lage und ein unverändertes Lebensideal — das der Ruhe und Be- 
harrlichkeit — hervorrufen mußte. Im Privat- und Staatsleben herrschen daher 
Anschauungen, die alt und von einer früheren Generation geschaffen wurden. 
Schon rein äußerlich kommt dies auf Schritt und Tritt zum Ausdruck. Wenn 
irgend etwas verboten oder erlaubt ist, so greift gewöhnlich ein Verbot oder eine 
Erlaubnis auf Gesetze zurück, die aus dem ı8. Jahrhundert stammen. Um nur 
ein krasses Beispiel zu nennen. Am Eingang der Pariser Börse prangt eine Tafel, 
die den Zutritt zur Börse regelt und deren erster Satz ein Zitat eines Gesetzes aus 
der Zeit der großen französischen Revolution ist! Die Pariser Polizei muß sich zur 
Regelung gewisser sittenpolizeilicher Fragen Verordnungen aus der Zeit Lud- 
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wigs XIV. bedienen! Ebenso wird die französische Innen- und auch Außenpolitik 
von Begriffen vergangener Epochen, in erster Linie der Revolutionszeit, bestimmt. 
Immer wieder findet man Phrasen in amtlichen Schriftstücken, die ganz wie Sad 
Robespierres oder Dantons anmuten und sich ausdrücklich Gedankengänge dieser 
Epoche zu eigen machen. Um auch hier ein Beispiel zu geben. Die Verwaltung. i 
der französischen Kolonien ist ein Chaos, es gibt solche, die wie irgendein fran- 
zösisches Departement Abgeordnete und Senatoren zum Parlament wählen, es gibt 
andere, die Schutzgebiete sind und wie eine eroberte Provinz verwaltet as | 
es gibt wieder andere, die direkt unter dem Außenministerium stehen. Das fran- 
zösische Parlament kennt Abgeordnete schwarzer Farbe, was nichts anderes als 
die Folge der Menschheitsverbrüderungsideen der Revolution ist. Während aber 
Neger aus den vor der amerikanischen Küste gelegenen Kolonien Abgeordnete 
werden können, sind die Araber Algiers nur Schutzbefohlene und nicht einmal 
französische Bürger. 

Als eine Folge der eben geschilderten äußeren Verhältnisse trägt das Leben der 
französischen Masse archaische Züge und eine Enge der Lebensauffassung, die sie 
in Gegensatz zu allen modernen Nationen stellen. Der französische Bürger hat als 
Ideal das Sich-zur-Ruhe-Setzen auf dem Lande oder in der Kleinstadt, es gibt kein 
großstädtisches Empfinden in Frankreich. Nicht einmal Paris hat ein solches 
schaften können, denn die aus der Provinz nach Paris zugewanderten Provinzler 
verteidigen ihre provinziellen Eigenarten auf das zäheste. Jeden Augenblick gibt 
es Heimatsbälle und Feste der Auvergnaten, Bretonen, Marseiller oder wie die 
landsmännischen Verbindungen und Provinzen heißen mögen, und man muß es 
erlebt haben, mit welcher Begeisterung auf solchen Vereinigungen von der engeren 
Heimat, der „petite patrie“, gesprochen und gesungen wird, wie die Heimatstracht 
mit Stolz getragen wird, die heimatliche Mundart gesprochen wird. Keiner von 
diesen Leuten will ein Pariser sein oder werden, er ist Auvergnate oder Bretone, 
äußerlich und innerlich, er ist für sein ganzes Leben ein Produkt seiner heimat- 
lichen Umgebung geworden. Seine Ideale, seine Lebensweise, sein Lebensziel stehen 
ein für alle Male fest, sie sind unverrückbar, sie stehen im größten Gegensatz zu 
großstädtischem Empfinden. Sie alle-haben als Ziel die Rückkehr in ihre kleinen 
Dörfer und Städte, und damit ist jedes Verständnis für die großen bewegenden 
Fragen der modernen Zeit ausgeschlossen. Das unveränderte Land- und Stadtbild 
mußte Selbstgefälligkeit und vermeintliche Sicherheit entstehen lassen, die heute 
die französische Masse beinahe hilflos dem Ansturm einer veränderten Zeit gegen- 
überstellen. Wo immer es sich um Organisation moderner technischer Mittel und 


Institutionen handelt, versagt der Franzose fast immer. Die Tragik Frankreichs 
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st, daß diese Nation über das zweitgrößte Kolonialreich der Erde verfügt und 
mit fast allen seinen Nachbarn — Deutschland, Italien, Frankreich, England — mehr 
der minder schwere Konflikte hat, ohne daß sie technisch und geistig zu ihrer 
Lösung vorbereitet ist. Man baut viel auf eine beschleunigte und vereinfachte 
Naturalisierung der zahlreichen Fremden in Frankreich und will es sich zur Auf- 
gabe machen, jährlich 100 000 Naturalisationen durchzuführen, aber man wiegt sich 
dabei in dem Wahn, daß alle diese Naturalisierten in die französische Atmosphäre 
aufgehen werden. Man kann das bezweifeln, denn stets sind die Auswanderer das 
beste und tatkräftigste Element ihrer Nation. Die sehr zahlreichen Italiener, die 
n Frankreich eine neue Heimat gefunden haben, haben gezeigt, daß sie der ein- 
jesessenen französischen Bevölkerung an Initiative überlegen sind. Sie haben für 
wenig Geld ganze Landstriche aufgekauft, die nach Meinung der französischen 
Besitzer erschöpft waren, aber die nichts anderes als moderne künstliche Düngung 
notwendig hatten, um zu neuer Blüte zu erwachen. Die französischen Bauern 
hatten aus eingefleischtem Konservativismus die Verwendung künstlichen Düngers 
ınterlassen, weil ihre Väter sie nicht angewandt hatten. Eine Einwanderermasse, 
die der eingesessenen Bevölkerung überlegen ist, wird sich nicht auf ein niederes 
Niveau zurückbringen lassen, und wenn die Hoffnung Frankreichs auf die heran- 
wachsende Generation gesetzt wird, so ist dem entgegenzuhalten, daß gerade die 
Einwanderer sorgfältig die Erziehung ihrer Kinder in heimatlichen Verhältnissen 
pflegen. Polnische und italienische Priester und Lehrer werden herbeigeholt, um 
den Kindern Unterricht in der Sprache ihrer Eltern zu geben. Wenn Frankreich 
aus der äußerlichen Naturalisation wirklich eine innere Aufsaugung der fremd- 
ländischen Massen machen will, so muß es Ideale entwickeln, die die eingesessene 
und eingewanderte Masse gemeinsam auf eine neue Ebene heben können, so wie 
ss in Amerika der Fall gewesen ist. Soll dies möglich werden, so müßte aber eine 
orundlegende Veränderung der französischen Nation vor sich gehen, die mit den 
iußeren Verhältnissen beginnen müßte. Einen kleinen bescheidenen Anfang kann 
man in Paris feststellen, wo die jahrhundertealten Häuser so altersschwach ge- 
worden sind, daß ganze Viertel niedergerissen werden müssen, um Neubauten 
Platz zu machen. Damit wird die Bevölkerung aus Schmutz, Finsternis, Enge, 
Dumpfheit buchstäblich ans Licht gezogen. Der Wechsel aus niedrigen, kaum 
mehr menschenwürdigen Behausungen in moderne, helle, saubere und gesunde 
Wohnungen muß eine Veränderung der Auffassung des Lebens mit sich bringen, 
muß beinahe eine Offenbarung schaffen. Die große Frage ist die, ob eine solche 
Veränderung sich auch auf das ganze Land erstrecken wird. Man lächle nicht vor- 
ilig über Verbindung von Wohnverhältnissen und Mentalität, denn das Heim ist 
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der allerpersönlichste Ausdruck des Individuums, das sein intimstes Leben bes 
grenzt. Anders muß ein Mensch empfinden, dem Licht, Luft und Wasserklosett 
Selbstverständlichkeit und Lebensbedürfnis geworden sind, als ein anderer, dem 
diese Dinge unbekannt sind. 1 

Eine Hoffnung kann man auch auf die Entwicklung des Sports in Frank- 
reich setzen, der recht eigentlich erst nach dem Kriege entdeckt worden ist. Der‘ 
Sport erfordert die Gesinnung des „fair play“, wobei der Gegner geachtet und! 
nicht mehr beschimpft wird. Der Sport bringt durch seine internationalen Wett-- 
kämpfe die französische Jugend in Verbindung mit dem Auslande — eine Ver-- 
bindung, die die ältere Generation nicht kannte. Wenn diese Bewegung intensiver‘ 
werden wird, so werden veraltete und unmöglich gewordene Begriffe zerschlagen ı 
werden. Es wird das Gefühl der Überheblichkeit und angeblichen Überlegenheit 
vernichtet werden, das mit dem Begriff der „lateinischen Kultur“, die allen anderen 


überlegen sein soll und mit dem maßloser Mißbrauch getrieben worden ist, ver- 
bunden war. Zu lange ist von einer nach dem Beifall der Masse buhlenden Presse 
derselben von dem „genie francais“, der „generosite francgaise“ erzählt worden, 
so daß jeder kleine Herr Durand sich als ein Teil dieses „genie francais“ fühlte. . 
Die Kritik wird endlich einsetzen müssen, und dann wird man in Frankreich er- 
kennen müssen, daß dieses Land abseits des großen europäischen und modernen 
Stromes geblieben ist, der sich an seinen Grenzen staute und nicht Einlaß fand. 

Vielleicht wird die in großem Maßstabe einsetzende Einwanderung nach Frank- 
reich das Glück dieses Landes werden, indem unverbrauchte fremde Kraft die in 
ihm schlummernden Möglichkeiten weckt. Vielleicht wird sich langsam eine Ver- 
änderung und Modernisierung des Landschaftsbildes vollziehen und damit einen 
neuen Beweis dafür liefern, daß kein Völkerschicksal begriffen werden kann, wenn: 
es nicht aus dem Boden erklärt wird. 


Kurt SauERLAND: 


PERSIEN VOR DER ENTSCHEIDUNG 


Mit der Anmeldung seiner Rechte auf die Bahreininseln, einer noch zu weni 
beachteten Tatsache, hat Persien den Willen zu einem neuen politischen Kurs, 
der sich in der Ratifizierung des Vertrages mit der Sowjetunion, der Abschaffun | 
der Kapitulationen, der Entlassung der amerikanischen Finanzberater, der Linien 
führung der projektierten Eisenbahn und der Einführung der Militärdienstpflicht 
schon zeigte, deutlich unterstrichen. Einige große Blätter bezeichneten diese Vor- 
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= als einen Sieg der russischen Asienpolitik. Das ist richtig; die Dinge ‚aber 


mer nur vom weltpolitischen und europäisch betonten Standpunkt, also vor- 
wiegend unter dem Gesichtspunkt des britisch-russischen Gegensatzes, zu sehen, 
muß uns das Verständnis für „asiatisches Erwachen“ verschließen. Die inneren 
Norgänge, die hinter diesen Auswirkungen stehen, bedürfen einer Analyse, will 
man nicht wieder Rätsel vor sich haben wie China oder Indonesien . 

' Persien steht am Anfang der Strukturwandlungen, die andere Länder Asiens 
z. T. schon durchgemacht haben. Hier treten uns daher die Tatsachen, die an das 
auf dem Trockenklima basierende ökonomisch-soziale System anknüpfen, noch 
klarer entgegen. Die bis in die Mittelmeerzone und nach China reichende „asi- 
‚atische Produktionsweise“ ist hier Vorstufe und Fundament des erhaltenen Feuda- 
lismus, der noch manche Merkmale islamitischer Tradition trägt. Nur wenn man 
die Entstehungsgeschichte des islamitischen Feudalsystems, an hellenistische Ein- 
flüsse anknüpfend und aus der Steuerpacht heraus, versteht, wird der Unterschied 
gegenüber dem abendländischen Feudum klar, das hier geld-, dort naturalwirt- 
schaftlich entstand, hier die militärischen Aufgaben zur Folge, dort als Antrieb 
hatte, so daß, wie im ganzen Orient beim Fehlen der Kundenproduktion und der 
Eigenart des durch den Basar charakterisierten Handels, gerade die Momente 
fehlen mußten, die im Okzident zur Entstehung kapitalistischer Formen trieben. 
"Das zeigte sich bei jeder Zunahme der Militarisierung und trat besonders bei der 
westlichen Wanderung der Türkstämme hervor, die feudalistischen Tendenzen 
verstärkend, ohne jedoch das Gleichgewicht dieser Gesellschaft letztlich erschüttern 
zu können. Dafür ist ja gerade so interessant, daß die wohl auch an die Antike 
anknüpfende Wagfinstitution wesentlich zur Sicherung dieses Gleichgewichts bei- 
trug und deshalb sich so schnell einführen konnte, während sie heute in erster 
Linie jeder Modernisierung, d. h. Kapitalisierung, entgegensteht. 

Hatte dieses eigenartige Feudalsystem sich konsoldieren können, so wurde es 
aber, mit allen zum kollektiven Wasserbausystem drängenden klimatischen und 
"geographischen Faktoren im Widerspruch stehend, der Grund zum Rückgang des 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens und zum Hindernis weiterer Differen- 
zierung und Entwicklung. Die Entdeckung des Seewegs nach Östindien wirkte in 
dieser Richtung noch verschärfend, woran auch das spätere Wiederaufleben des 
pontischen Handelsweges um Mitte des vorigen Jahrhunderts nichts ändern konnte, 
obwohl dies damals zum Abschluß einer ganzen Reihe von Handelsverträgen 
führte. Die Eröffnung des Suezkanals brachte zudem vorerst einen Rückschlag. 

Die für die Strukturwandlungen mancher Asiengebiete so wichtige merkanti- 
listische oder liberal-handelspolitische Beeinflussung blieb hier unbedeutend. War 
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auch die Zerstörung einzelner Gewerbe mit der Einfuhr von Massenfabrikaten 
schon eingeleitet, so setzte die „Penetration pacifique“ doch erst in der Phase des 
Kapitalexports ein. 1888 wurde die Lynchkonzession erteilt, 1889 die britische 
Imperial Bank of Persia, 1890 die russische Banque d’Escompte et des Präts ge- 
gründet und im gleichen Jahr das Tabakmonopol an Engländer vergeben. Damit 
setzt die neue Zeit ein, die zunächst durch eine systematische Verschuldung des 
Landes gekennzeichnet wird: wie bei dem Rückkauf des Tabakmonopols so auch | 
später noch öfters wird Persien zur Aufnahme hochverzivslicher Anleihen ge- 
zwungen. Alle Industrialisierungsversuche mußten scheitern, wie die Versuche | 
der Imperial Bank Mining Rights Corporation (1893/94), die Inbetriebnahme einer 
Uhrenfabrik (1890), einer Glasfabrik (1891), einer Baumwollspinnerei (1894), 
eıner Zuckerfabrik (1895— 1899) usw. Nur die Tätigkeit der Anglo-Persian Oil Co. 
führte zu industrieproduktionellen Leistungen, wie andererseits auch die Handels- 
beziehungen und die Anforderungen des Weltmarktes die agrarische Export- 
erzeugung steigerten. Hatte Persien nicht sonderlich rentable Exploitationsgelegen- 
heit geboten, so änderte sich das zu Beginn unseres Jahrhunderts. 

Die Zurückziehung der Reuterkonzession in den siebziger Jahren war also nicht 
weiter verwunderlich gewesen, wohl aber das Scheitern aller Industrialisierungs- 
versuche in den neunziger und den folgenden Jahren. Die europäische Furcht vor 
neuem Wettbewerb beschränkte ja in allen kolonialen und halbkolonialen Ge- 
bieten die europäische „Erziehung“ auf Zerstörung des Gewerbes (Wareneinfuhr) 
und Kapitalisierung der schweren Industrieformen (Rohstoffausfuhr) und hielt die 
industrielle Entwicklung hintan. Die geographische Lage Persiens war dabei ein 
Faktor, der diese Tendenzen noch verstärken mußte: als Glacis zwischen Britisch- 
Indien und Rußland durfte es nicht militärisches Aufmarschgebiet werden können. 
1890 ließ sich die zaristische Regierung das Versprechen geben, daß Persien 
innerhalb zehn Jahren keine Eisenbahnkonzession gewähre, und 1902 wurde 
dieses Versprechen zusammen mit der englischen Diplomatie erneut erzwungen! 

Die Eigenart dieser Einflüsse erklärt die Besonderheit der aktuellen Probleme; 
das Entstehen einer im Grunde antüimperialistichen und nationalistischen Front 
weist auf Ähnlichkeit mit dem übrigen Orient hin, trotzdem aber können erst die 
für Persıen spezifischen Formen der sozialen und ökonomischen Verhältnisse eine 
Prognose ermöglichen. 

Daß es in der Trockenklimazone keın privates Grundeigentum gab, war be- 
reits im orientalischen Mittelalter immer mehr zur Theorie geworden. Während 
aber im allgemeinen die Auflösung der alten Agrarformen so vor sich ging, daß 
nicht mehr die Rente ausschlaggebend blieb, sondern unmittelbares Interesse an 
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der landwirtschaftlichen Erzeugung eben für den Markt genommen werden mußte, 
blieb hier trotz der Besitzverschiebungen die alte Agrarverfassung erhalten. Die 
Akkumulierung von Handelskapital und die Erstarkung der Kaufmannschaft 
drängte seit Mitte des 19. Jahrhunderts die alte Grundbesitzaristokratie zurück: 
der Chan wird durch den Mulkadar abgelöst. Eine Auflösung des Feudalsystems, 
die mit Rationalisierung der Landwirtschaft verbunden war, konnte hier also nicht 
stattfinden, da den Kaufleuten von den Großmächten eine andere Verwertung 
ihres Kapitals verwehrt wurde. 

Diese Händlerklasse und neben ihr die Muschsheiden, den offiziellen Geistlichen 
opponierend, waren die Triebkräfte der persischen Revolution, die außerdem die 
‚Unterstützung der Bauern fand, die seit den achtziger Jahren in ihrer Lebenslage 
immer tiefer sanken, Die Empörung richtete sich sowohl gegen den Schah, dessen 
Politik und Verschwendung, wie auch gegen die Großmächte, die Persien zu ver- 
schlingen drohten (Abgrenzung der russischen und englischen Einflußsphäre!). 
1906 wird eine Verfassung erzwungen. 1908 wird der Belagerungszustand ver- 
hängt, es kommt zum Staatsstreich, zur Auseinandertreibung des Medschlis, zur 
Zusammenschießung des Parlamentsgebäudes und schließlich zur Abdankung des 
Schahs, nachdem Teheran von den Revolutionären eingenommen worden war. 
In diesen Tagen des Aufflackerns der Klassenkämpfe zeigten die Vertreter Ruß- 
lands und Britanniens ihr wahres Gesicht, wodurch der Nationalismus noch ge- 
stärkt werden mußte. 

Die komplizierte Lage wird durch die Eigenart der Klassenverhältnisse erklärt, 
besonders dadurch, daß hier der „Bourgeoisie“ die gleichen Funktionen zufallen 
wie einer feudalen Grundbesitzeraristokratie. Die Händlerklasse ist Trägerin der 
nationalistischen Bewegung. Auch die Bauernschaft ist, soweit sie aufgeklärt, anti- 
imperialistisch eingestellt, doch liegen ihr naturgemäß diese politischen Aufgaben 
viel ferner als die Bekämpfung ihrer Landesherren. Können beide Schichten eine 
Strecke des Weges zusammengehen, so sind die Gegensätze doch so groß, daß sie eine 
Einheitsfront erschweren müssen. Andererseits befindet sich heute auch ein großer 
Teil der Geistlichkeit im Gegensatz zu der Macht heischenden Bourgeoisie, da sie 
eine Einschränkung ihrer Rechte erwarten muß. Der ganze Antagonismus dieser 
verwickelten Lage zeigt sich drastisch in den Zielen des Kaufmannskapitals: einer- 
seits will man frei von allen fremden Beschränkungen sein, um eine bessere Basis 
der Kapitalverwertung zu finden, und andererseits will man auf die aus dem 
Landbesitz entspringenden Rechte nicht verzichten, trotzdem dies bitter notwendig 
ist, um sowohl den freien Lohnarbeiter zu schaffen, wie auch eine Rationalisierung 
der Landwirtschaft durchzuführen. Die schwankende Taktik Rısa Chans ist durch 
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diese Umstände bedingt; typisch war dafür die unter seinem Protektorat vor 


kurzem gegründete Iran-i-No, die gleich wieder, wahrscheinlich auf‘ Einspruch 
der Geistlichkeit hin, aufgelöst werden mußte. | 

Jeder, der eine fortschrittliche Entwicklung im Orient ehrlich wünscht, wird | 
der neuen konsequent selbstbewußten Außenpolitik Persiens sympathisch gegen- 
überstehen, Aber unsere Analyse zeigt uns, daß die wirklichen Hemmnisse allen 


| 


Fortschritts, die im Innern liegen, sich noch zeigen werden. Ohne eine Agrar- 
revolution wird der Weg zur Modernisierung nicht frei werden! 


Frıtz Hesse: 
ENGLISCH-PERSISCHE VERKEHRSFRAGEN 


Persien ist unter der Führung seines tatkräftigen Herrschers bestrebt, sich 
außenpolitisch seine völlige Unabhängigkeit zu erringen. Während England es 
1919, gestützt auf seine militärischen Erfolge im Irak und die von ihm subven- 
tionierte Interventionsarmee im Kaukasus, die sog. Dunsterville-Expedition, noch 
wagen konnte, Persien einen Vertrag anzubieten, der praktisch Persien unter eng- 
lische Herrschaft gebracht hätte, hat es in der nachfolgenden Zeit starke Rück- 
schläge in Persien erlitten, die zum großen Teil darauf zurückzuführen waren, 
daß die Perser mit Recht befürchteten, durch ein allzu weites Entgegenkommen 
an die Engländer in wirtschaftliche und politische Unabhängigkeit zu geraten. 
Diese Befürchtungen stützten sich nicht nur auf das Vorhandensein starker mili- 
tärıscher Streitkräfte im Irak, deren Einfall in persisches Gebiet man in Teheran 
während der letzten Jahre, allerdings wohl ohne Grund, mehrfach befürchtete, 
sondern auch auf die Tatsache, daß der Irak während des Krieges und besonders 
auch während der Zeit der russischen Revolution geradezu das Transitland für 
den gesamten Außenhandel Persiens wurde. Im Jahre 1920 z. B., als in Ruß- 
land die kommunistische Revolution gerade zu siegen begann, das russische Eisen- 
bahnsystem völlig zerrüttet war und jeder Warenaustausch mit Rußland unmög- 
lich wurde, während zugleich in der syrischen Wüste die ersten Aufstände gegen 
die Franzosen tobten, so daß auch der Karawanenverkehr zwischen Syrien und 
Mesopotamien erlosch, war der Irak infolge der wirtschaftlichen Verschlossenheit 
der südpersischen Gebiete das einzige Land, über das hinweg die Perser mit dem 
Auslande Handel treiben konnten. Der Ausbau des uralten Handelsweges von 
Bagdad nach Hamadan, der während des Krieges durch englisch-russische Streit- 
kräfte erfolgt war — die Engländer haben hier damals eine für orientalische Ver- 
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hältnisse geradezu musterhafte Automobilstraße geschaffen, die weitgehendsten 
Ansprüchen genügte —, gab dabei auch verkehrstechnisch die Möglichkeit des 
Einfalls dieses Handels nach Persien. Auf diesem Wege kam übrigens auch zuerst 
das Automobil im persischen Handelsverkehr zu Ehren. Politische Versuche Eng- 
lands, in Persien Einfluß zu gewinnen, lagen denn auch zum ‚großen Teil auf 
dieser Linie. Der Bau der Eisenbahn von Bagdad bis an die persische Grenze (erst 
Chanakin, dann Quraitu) sollte zweifellos fortgesetzt werden, durch den Bau einer 
Eisenbahnlinie nach Hamadan und nach Teheran, der ja bereits schon vor dem 
Kriege, wenn auch von anderer Seite, ins Auge gefaßt worden war. Mit der Stabili- 
sierung der Herrschaft der Bolschewiken, der Erstarkung des nationalen Willens 
in Persien und der Wiederaufnahme des persisch-russischen Handelsverkehrs wuchs 
jedoch auch die Tendenz der Perser, sich wachsend von England abzuschließen, 
insbesondere, da Rußland bereits nach wenigen Jahren die Gelegenheit für ge- 
kommen hielt, gerade in Persien den Kampf gegen den englischen Handel auf- 
zunehmen. Die Verhängung der Einfuhrsperre für persische Waren durch Ruß- 
land im Jahre 1925/26 brachte denn auch schließlich ein Einverständnis zwischen 
Persien und Rußland zustande; es bestand im Abschluß des Handelsvertrages vom 
1. Okt. 1927 und in der Regelung aller ausstehenden persisch-russischen Fragen, 
ansbesondere der Regelung der Fischereifrage am Kaspischen Meer, sowie einer 
allgemeinen Bereinigung des persisch-russischen Verhältnisses, so daß gerade der 
Besitz des Irak eine persisch-englische Entfremdung im Endergebnis brachte. 
Diese Tatsache brach jedoch in Persien auch der Erkenntnis Bahn, daß die 
verkehrspolitische Abgeschlossenheit der wirtschaftlich wertvollsten Gebiete Nord- 
persiens der Erringung der völligen politischen Unabhängigkeit des Landes weit- 
gehendst entgegensteht. So wie die Situation zur Zeit liegt, ist Persien gezwungen, 
für den Absatz seiner nordpersischen Waren sich entweder auf Rußland oder auf 
England zu stützen, da ein Export aus diesen Gebieten, wenn er wirtschaftlich 
möglich bleiben soll, immer nur entweder über den Kaukasus oder über den Irak 
möglich ist; denn ein Transport nach dem Süden Persiens, etwa nach Buschir, ist 
infolge des Mangels großer durchgehender Wege und der außerordentlichen Kost- 
spieligkeit dieses Karawanentransportes unmöglich. Aus dieser Erkenntnis heraus 
entsprang der Gedanke, die nördlichen ertragreichen Provinzen Persiens am 
Kaspischen Meer durch eine Bahn mit dem Süden des Landes zu verbinden, daß 
mit dieser Bahn in der Notzeit ein Abtransportweg geschaffen würde, der es ge- 
statten soll, handelspolitisch unter Umständen zugleich gegen den Willen Ruß- 
lands und gegen den Willen Englands zu treiben. Obgleich dieser theoretisch 
denkbare Fall zweifellos in der Praxis nur selten eintreten wird, muß zugegeben 
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werden, daß der Gedanke der Transpersischen Bahn und auch die Anlage dr 
Route zweifellos richtig ist, da sie in der Tat die wichtigsten nordpersischen Pro- 
vinzen an Teheran anschließen und außerdem einen Auslaß aus den wichtigen 
mittelpersischen Provinzen schaffen würde, der auf das denkbar günstigste einen 

Kompromiß zwischen den verschiedenen wirtschaftlichen Möglichkeiten des Ver- 
kehrs bietet. Der Bau, der in diesen Jahren begonnen werden soll, und der cha- | 
rakteristischerweise nicht mit einer fremden Anleihe, sondern mit den eigenen 

Mitteln Persiens bewerkstelligt werden: soll, bedeutet das sichtbarste geopolitische 

Zeichen für den Unabhängigkeitswillen des Landes. Wie lange es dauern wird, bis 

die zum Teil technisch sehr schwierig zu bauende Bahn vollendet sein wird, muß 
allerdings dahingestellt bleiben. 

Die sich aus der englischen Besitznahme des Irak ergebenden Gegensätze zu 
Persien finden lebhaften Ausdruck in einer weiteren Reihe von politischen Dif- 
ferenzen zwischen beiden Staaten, über deren Beilegung zur Zeit verhandelt wird. 
Es sind dies unter anderen die Frage der Anerkennung des Irak durch Persien, 
die Persien bisher verweigert hat, die Frage der Regelung der von England Per- 
sien einst zwangsweise aufgenötigten Anleihen, die Frage der Stellung des Scheichs 
Khasal von Mohammerah u. a. m., die auszuführen im einzelnen hier zu kompli- 
ziert ist, da es sich zum großen Teil nicht um geopolitische, sondern um rein 
politische Fragen handelt. 

Dagegen ist geopolitisch auch von Interesse das Problem des Überfliegens der 
südpersischen Provinzen durch die englische Imperial Airways Co. Nachdem ur- 
sprünglich zwischen der persischen und der englischen Regierung ein Überein- 
kommen über das Überfliegen südpersischen Gebietes erzielt worden war und die 
Luftlinie London—Karatschi bereits erfolgreich zu funktionieren begonnen hatte, 
ist, wohl auf russischen Druck hin, durch Persien aus politischen Gründen das 
Abkommen nicht ratifiziert worden, so daß die Engländer gezwungen waren, 
ihren Luftdienst nach Indien wieder einzustellen. Interessanterweise ist es trotz 
jahrelanger Bemühungen nicht gelungen, die Perser zu einer Aufgabe ihres Stand- 
punktes zu bewegen; erst in diesem Jahre scheinen sich die Aussichten auf eine 
Beilegung dieser Konflikte besser als bisher zu gestalten. Es hat sich nämlich her- 
ausgestellt, daß der Versuch, die Luftlinie nach Indien anstatt an der persischen 
Küste, an der arabischen Küste des Persischen Golfes entlangzuführen, aussichts- 
los war. Die insbesondere zu den Monsumzeiten starken Trübungen der Atmosphäre, 
sowie Stürme und Gewitter hätten das Überfliegen einer so großen Seestrecke, wie 
es der Seeweg von Maskat nach Karatschi ist, untunlich erscheinen lassen. Anderer- 


seits ist es den Persern trotz der großen Bedeutung, die diese Luftlinie für die 
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Engländer hat, zweifellos nicht gelungen, diese Frage als Druckmittel zur Regelung 
inderer Fragen zu benutzen. Es scheint, daß auch hier starker russischer Einfluß 
m Spiel war, da insbesondere die kommunistisch offiziöse Presse in Rußland 
wiederholt mit großer Schärfe das Überfliegen persischen Gebietes durch englische 
Flugzeuge als eine „Verletzung der Souveränität Persiens“ bezeichnet hat, obwohl 
Persien an sich durch die Unterzeichnung der Londoner Luftfahrt-Konvention von 
1920 rechtlich die Möglichkeit gehabt hätte, diese Frage Rußland gegenüber mit 
iner vertraglichen Verpflichtung zu rechtfertigen. Erst der Ausbau eines eigenen 
Luftnetzes in Persien durch die Junkers-Gesellschaft, die heute einen regelmäßigen 
Luftverkehr zwischen Teheran—Baku, Teheran—Buschir, Teheran—Mesched, Te- 
aeran—Khanikin unterhält, und nachdem im November vorigen Jahres zwischen 
len persischen und den russischen Luftfahrtgesellschaften ein Vertrag geschlossen 
worden ist, der das persische Luftnetz an das russische auf dem Umwege über 
Baku anschließt, scheint der russische Widerstand gegen die Verwirklichung der 
:nglischen Luftlinie überwunden worden zu sein. Interessanterweise wird durch 
lie somit wahrscheinlich gleichzeitig erfolgende Aufnahme des Luftverkehrs zwi- 
chen Indien und Europa eine bemerkenswerte Konkurrenz zwischen den beiden 
Wegen gegeben sein, die möglich sind. Der eine von London über Berlin—Königs- 
serg— Moskau— Kiew— Odessa— Sebastopol — Batum — Baku— Teheran—Buschir— 
Benderabas dürfte unter Umständen bis um 48 Stunden kürzer sein können als 
ler entsprechende Luftweg über London—Paris—Marseille—Malta—Kairo—Bag- 
lad—Basra—Buschir— Indien und dürfte obendrein den Vorzug haben, daß diese 
Linie, da sie fast völlig über Land führt, sicherer ist als die englische Route. Wie 
weit allerdings in der Praxis diese theoretische Berechnung den Tatsachen ent- 
;pricht, wird wohl abzuwarten bleiben. Jedenfalls dürfte England trotz der etwaigen 
ürzeren Zeitdauer wohl kaum für Briefe und Paketpost den Weg über Rußland 
jenutzen, da hiergegen wichtige politische Gründe sprechen, die englische Post- 
‚erbindung würde damit von Rußland abhängig werden; somit hat wohl eher die 
:nglische Luftlinie nach Indien über Südpersien Aussichten, sich für dıe Dauer 
uch wirtschaftlich zu behaupten, wenn nicht die russische Linie von der Sowjet- 
inion gleichfalls entsprechend subventioniert wird. Die Luftlinie London—Karatschi 
lürfte im übrıgen wohl die längste der existierenden Luftrouten sein. 
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Eovarp SooLich: 
DAS BESIEDLUNGSPROBLEM DER MANDSCHUREI 


Nur dem Theoretiker dürfte der Untersuchung wert erscheinen, ob die Man- | 
dschurei rechtmäßig zum eigentlichen China gehört oder ob sie politisch als selb- 
ständiger Raum zu betrachten sei. Dem praktischen Politiker und dem Wirt- 
schaftler ist die Mandschurei gegenwärtig chinesisches Land und wird auf unab- 
sehbare Zeit solches wohl bleiben. Wenn gewisse Kreise der konservativen Partei 
Japans darauf hinweisen, daß die Mandschurei in der Geschichte niemals zum 
eigentlichen China gehörte, daß chinesische Besiedlung sogar durch kaiserliche 
Edikte verboten war, daß erst nach dem Russisch-Japanischen Kriege unter dem 
Druck der Verhältnisse die drei Ostprovinzen in ein Vizekönigtum verwandelt 
wurden, und daß deshalb die noch lebenden Mandschuprinzen rechtmäßige An- 
wärter auf einen mandschurischen Thron seien, die vielleicht einmal ihre Ansprüche 
unter Mithilfe Japans geltend machen würden und ähnliches mehr, so wird von 
keinem ernst zu nehmenden Politiker die Tatsache in Zweifel gezogen, daß die 
Mandschurei als ein zu China gehöriger Teil zu betrachten und als solcher macht- 
politisch und wirtschaftlich zu behandeln sei, selbst wenn die wirtschaftlichen 
und administrativen Verbindungen mit dem eigentlichen China gegenwärtig noch 
so locker sind. Denn die Mandschurei ist beinahe ausschließlich von Chinesen be- 
wohnt und wird von chinesischen Beamten verwaltet, welche Faktoren genügen, 
ihre Zugehörigkeit zu China zu bestimmen. 

Das heutige politische Verhältnis der Mandschurei zu China ist durch zwei 
geschichtliche Ereignisse bestimmt worden: die nach erfolgter Einigung man- 
dschurischer und mongolischer Völkerschaften unter Nurhatschi geglückte Erobe- 
rung Chinas mit Gründung der Mandschu-Dynastie im Jahre 1644, und das Vor- 
rücken der Russen an den Amurfluß um ungefähr die gleiche Zeit. Die neue 
Dynastie, die naturgemäß ihre Macht von der Erhaltung des Landes ihrer Väter 
abhängig sah, mußte alles aufbieten, um die anverwandten Stämme gegen den 
Druck sowohl der Russen als auch Chinesen zu schützen, wobei diese Bestrebungen 
an schweren inneren Widersprüchen litten, die die ganze mandschurische Politik 
der Tsing-Dynastie kennzeichnen. Ein aktives Vorgehen gegen die Russen nämlich 
setzte eine Zusammenfassung der Staatsgewalt und deshalb ein Aufgeben der 
Stammesfreiheiten, ein Niederlassen der Bevölkerung und eine planmäßige und 
organisierte Besiedlungspolitik voraus, was alles aber wiederum im Gegensatz zu 


den Interessen der mandschurischen Aristokratie und auch zu den wesentlichsten 
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Nöten des größten Teiles der einheimischen Bevölkerung stand. Aber in demselben 
Grade 'wie die einst starke Mandschu-Dynastie dem Chinesentume erlag, verfiel 
auch die Mandschurei unwiderstehlich dessen ausgleichenden Einflüssen. 

£ Dem russischen Beispiele folgend ging die Mandschu-Dynastie an die Gründung 
mehrerer Städte im Norden der Mandschurei, wie Aigun, Mergen, Tsitsikar und 
anderer kleinerer am Liaoho, Sungari und Hulanho gelegener Städte, die die 
Heilungkiang- und Kirinprovinz fester an die Dynastie oder, wenn man will, an 
China knüpfen sollten. Die ersten chinesischen Siedler waren die Hantschiung, 
Chinesen, die den Mandschus bei der Eroberung Chinas beigestanden hatten und 
gleich den Mandschufürsten Besitzer ausgedehnter Landstriche wurden. Später 
wanderten, durch Gerüchte von viel freiem und fruchtbarem Boden herbeigelockt, 
aus eigenem Antrieb Siedler aus den nördlichen Provinzen Chinas in die südliche 
Mandschurei ein, trotz heftiger Widerstände der landeingeborenen Fürsten, welche 
aber, da sie dem anschwellenden Einwandererstrom nicht mehr Einhalt gebieten 
konnten, schließlich gegen Zahlung gewisser Landabgaben den ersteren das Sied- 
lungsrecht zugestanden. Auch die Pekinger Regierung erließ die verschiedenartigsten 
Verbote, die eine Besiedlung des Landes durch Chinesen hemmen sollten (darunter 
war auch das Verbot der Auswanderung chinesischer Frauen über die Große Mauer, 
das erst 1878 zurückgenommen wurde). Der Mangel an freiem Land in China aber 
trieb jedes Jahr in verstärkten Massen Einwanderer in die Mandschurei, die sich 
anfangs im Süden festsetzten und dann allmählich gegen Norden vordrangen. In 
der Regel vermieteten sich die chinesischen Siedler erst als Arbeiter an die kaiser- 
lichen Ansiedlungen, um später Land von den Bannerleuten in Pacht zu nehmen. 
Diese letzteren waren eine Grenzschutzorganisation, aufgestellt noch in den früheren 
Jahrhunderten nach dem Muster der Grenzkosaken und rekrutierten sich aus 
Mandschus, Hantschiungs, Mongolen und Tungusen. Veranlaßt durch die unaus- 
gesetzten Reibereien zwischen den chinesischen Pächtern und den einheimischen 
Landbesitzern, mehr noch vielleicht aus Furcht vor den nach den Verträgen von 
Aigun und Peking stark anwachsenden russischen Einflüssen, wurden immer 
größere Gebiete freien Landes den Einwanderern zur Verfügung gestellt. Noch 
mehrmals wurde die Einwanderung auf einheimische Proteste hin verboten, bis 
schließlich die letzten übrigbleibenden Verordnungen gegen sie im Jahre 1878 
aufgehoben wurden. Von dieser Zeit an ergoß sich der Siedlerstrom unbehindert 
und ununterbrochen, jetzt schon beinahe ausschließlich in die Heilungkiang- und 
Kirinprovinz, da die südliche Fengtienprovinz an Bevölkerungsdichte der angren- 
zenden Tschiliprovinz inzwischen gleichgekommen war. Es darf nicht unerwähnt 
bleiben, daß die Besiedlung der Nordmandschurei bisweilen Rückschläge erfuhr. 
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So wurden ıgıg große Teile des Hailundistriktes wegen dort ausgebrochener 
Seuchen von den Siedlern verlassen, auch fand 1924 und später eine bedeutende 
Abwanderung aus den östlichen Teilen der Kirinprovinz wegen dort tätigen starken 


Räuberbanden statt. 
* 
R| 


Die chinesische Postorganisation berechnete für das vergangene Jahr die Ein-: 
wohnerzahl der Mandschurei auf über 24 Mill. Wenn diese Ziffer auch leicht. 
übertrieben zu sein scheint*), so dürfte diese in den nächsten Jahren weit in den 
Schatten gestellt werden, wenn die Einwanderung in gegenwärtiger Intensität an- 
hält. Die rassische Zusammensetzung der Bevölkerung ist vom wirtschaftlichen 
Standpunkt aus betrachtet mehr oder weniger einheitlich, obwohl man hin und 
wieder Unterschiede, begründet durch die verschiedene Abkunft, bemerken kann. 
Der vorherrschende Volksstamm ist der der Chinesen, eingewandert meist aus 
Schantung und Tschili, dessen Sprache, Zivilisation und Wirtschaft die besonderen 
nationalen Eigentümlichkeiten der einheimischen Bevölkerung beinahe ganz aus- 
gelöscht hat. Selbst dort, wo die Mandschus in verhältnismäßig größerer Anzahl, 
wie im Atschengdistrikt, ansäßig sind, sind sie gänzlich ins Chinesentum auf- 
gegangen und haben nichts von ihren Volkseigentümlichkeiten, mit Ausnahme 
vielleicht weniger Gebräuche des häuslichen Lebens, für sich gerettet. Die Man- 
dschusprache hat sich nur in wenigen verlorenen Gebieten des Nordens erhalten. 
Besser bewährt hat sich der Volkscharakter und die Sprache der Daurier, Tun- 
gusen, Orochonen und anderer Nomadenstämme, die aber alle wegen ihrer geringen 
Anzahl ethnographisch für die Mandschurei bedeutungslos sind. 

Wir erleben’in unseren Tagen das Schauspiel einer friedlichen, aber gründ- 
lichen Eroberung. Das erstemal in seiner Geschichte nimmt das chinesische Volk 
Besitz von einem Lande außerhalb der Großen Mauer, dem Lande seiner Eroberer, 
wenn auch nicht mit dem Schwerte in der Hand, sondern als Ackerbauer und 
Händler und begünstigt durch einen Zug besonderer Umstände. Wenn auch die 
völlige Besiedlung der Mandschurei, trotz ihrer von Jahr zu Jahr sich steigernden 
Intensität, noch viele Jahrzehnte auf sich wird warten lassen, so zeigt dieses Land 
schon heute in allen Zweigen seiner politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Existenz das wahre Gepräge Chinas, in nichts darin zu unterscheiden von irgend- 
einem seiner Teile innerhalb der Großen Mauer, außer durch sein Alter. Wenn 
in den früheren Jahren die Mandschurei 400000--500.000 Einwanderer aufgenom- 
men hatte, so stieg ihre Zahl 1927 auf ı Mill. Dabei wäre zu berücksichtigen, daß 
in den früheren Jahren der größte Teil der Eingewanderten nach der Erntezeit 


*) Ist unterschätzt; allein 1927 fAluteten 2 Mill. hinzu! 
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nach Süden wieder abzog, während seit 1926 die Tendenz zu bemerken ist, ın 
ganzen Familien mit landwirtschaftlichen Geräten und Hausutensilien einzuwan- 
dern, was auf eine dauernde Ansiedlung dieser aus Schantung und Tschili wegen 
des dortigen Kriegs- und Räuberunwesens, Hungersnöten und Steuerdrucks Flüch- 
tigen schließen läßt. Die jährliche Vermehrung der dem Ackerbau gewonnenen 
Landflächen ist dementsprechend von 5 auf 150/, gestiegen, eine wahrlich Ein- 
druck machende Entwicklung. 

Aus der dichtbevölkerten Schantungprovinz, die seit dem Sturz der Tsing- 
Dynastie der ununterbrochene Kampfplatz um Vorherrschaft ringender Generale 
war, setzt sich drei Viertel der Einwanderer zusammen. Schwere Mißernten, Kon- 
iszierung der Ernte und anderer beweglicher Werte, Einhebungen für Militär- 
zwecke, schwerer Steuerdruck, Zwangseinziehungen junger Männer für den mili- 
tärischen Dienst und älterer Männer zum Lasttragen, unerträgliches Räuberunwesen 
ın ganzen Lande, bis in die Nähe der Städte Tsinanfu und Tsingtao, veranlaßt 
die drangsalierte Bevölkerung zu Fuß, zu Bahn und zu Schiff das Land zu fliehen, 
ım sich eine neue Heimat im rauhen Norden zu suchen. Brachland zur Kultur- 
fähigmachung kann in Menge und billig von den Behörden gekauft werden, doch 
kommen die Neueingewanderten als Käufer freien Landes wegen ihrer Armut 
selten in Betracht. Meist wird dieses von wohlhabenden Leuten und höheren Be- 
ıimten erworben, die dann wieder das Land in kleineren Parzellen mit Gewinn 
weiterverkaufen oder, was meist der Fall ist, an die Siedler verpachten. In letz- 
terem Falle baut der Grundbesitzer Behausungen, Ställe, Brunnen, Mühlen usw. 
ür den Pächter, versorgt ihn mit dem notwendigen Vieh, mit Samen, Proviant, 
Futtermitteln, und manchmal auch mit Geld, wogegen der Pächter nach einer 
Frist von drei Jahren das Vorgeschossene, ausgenommen die Immobilien, mit Auf- 
chlag von verhältnismäßig niedrigen Zinsen ratenmäßig abzuzahlen sich ver- 
pflichtet. Wenn nach drei Jahren das Land „reif“ geworden ist, d. h. wenn kein 
wildes Gras darauf mehr wächst, und Hirse und Bohnen gesät werden können, 
jeginnt der Pächter den Pachtzins in Naturalien zu zahlen, wobei deren Ausmaß 
lem Bodenertrage angepaßt wird. Dieses System, das übrigens in dieser und ähn- 
icher Form in ganz China besteht, hat sich unter den Chinesen trefflich bewährt, 
la es zwischen Grundbesitzer und Pächter jenen sozialen Gleichgewichtszustand 
jewirkt, der beide kontrahierenden Parteien faktisch zu Teilhabern an der Ernte 
auf beiderseitig günstigen Bedingungen macht. 

Die andauernden Bürgerkriege südlich der Großen Mauer und der durch Japans 
jesondere Stellung in der Mandschurei gewährleistete politische Friede nördlich 
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von ihr, haben anregend auf eine permanente Besiedlung der unbebauten man- 
dschurischen Gebiete in größerem Ausmaße gewirkt. Auf chinesischer administra- 
tiver Seite ist auch seit der Revolution nichts unternommen worden, um eine 
Einwanderung von dauernden Siedlern zu fördern, und auch jetzt, angesichts der: 
ungeheuren Einwanderungswelle, die sich über das Land ergießt, der wirtschaft-: 
lichen Probleme, die sich daraus ergeben und der schreienden Notwendigkeit, die: 
Ankömmlinge gegen Habsucht und Willkür der Ortsbehörden zu schützen, sind: 
noch immer keinerlei Ansätze eines umfassenden Programmes zur wirtschaftlichen . 
Ansiedlung zu bemerken. Die kritische finanzielle Lage und ihre näheren und 
weiteren Folgen, an denen die Mandschurei wegen ihrer jahrelangen Beteiligung 
am Bürgerkrieg gegenwärtig leidet, läßt im Gegenteil für die permanente Ansied- : 
lung im nächsten Jahre einen schweren Rückschlag erwarten. Die großen Sum- : 
men, die der Wirtschaft durch hohe Besteuerung und Zwangsanleihen entzogen, das 
durch uneingeschränkte Ausgabe stark entwertete Papierge!d, das durch den bei-: 
nahe monopolistischen Ankauf von Bohnen und Bohnenprodukten durch die man- 
dschurische Provinzialbank der Landwirtschaft aufgezwungen wird, die durch 
desertierende Soldaten anschwellenden Banditenhorden, die besonders am Unter- 
lauf des Sungari und im Südwesten der Mandschurei beängstigend für Bevölkerung 
und Behörden geworden sind und die rücksichtslosen Erpressungen mancher ört-: 
lichen Beamten an wehrlosen Siedlern schaffen nicht die Voraussetzung zu einer ' 
ununterbrochenen regen Besiedlungstätigkeit. Schon hat die in Schantung zur' 
traurigen Berühmtheit gelangte Ta-Schau-Huei (Gesellschaft des Großen Schwertes) 
auch hier im östlichen Teile der Kirinprovinz ihren verzweifelten aktiven Wider- 
stand gegen Räuber- und Erpressungsunwesen erhoben, der bereits Tausenden auf’ 
seiten der Bauern und Behörden das Leben kostet, ein stark zu denken gebendes ; 
Protestsymptom. | 
Dennoch steht die gegenwärtige Wirtschaftslage der Mandschurei, mag dieselbe 
aus den angeführten Gründen gar vieles zu wünschen übriglassen, hoch über der 
des vom Bürgerkriege heimgesuchten übrigen Chinas. Beweis dafür liefert die: 
Tatsache, daß die Mandschurei, die nur 6°/, Chinas Gesamtbevölkerung beherbergt, 
mehr als ein Drittel des Gesamthandels für sich beanspruchen darf. Wenn auch 
die Ausdehnung des Handels nicht gleichen Schritt hält mit der Entwicklung der ' 
Besiedlungs- und Anbautätigkeit und auch nicht halten kann wegen der durch 
die Finanzkrise beeinträchtigten Ertragsfähigkeit der Landwirtschaft, wenn auch 
weiter Rückschläge in der Besiedlung zu befürchten sind, so sind doch die Aus- 
sichten auf einen selten erlebten Aufschwung der mandschurischen Wirtschaft 
vorhanden, welcher, soweit sich sehen läßt, nur von der Eindämmung der ab- 
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HieBenden Wirtschaftserträge für Tschang-tsolins Kriegsabenteuer abhängig ist, 
‚h. nach Rückkehr des mandschurischen Diktators über Schanchaikuan heraus 
ee werden kann. 
Wiederum ist eine ruhige Entwicklung auf unabsehbare Zeit hinaus ohne 
Japans machtpolitische und kapitalistische Interessen in der Mandschurei nicht 
denkbar, und wenn auch von chinesischer Seite vieles versucht und einiges schon 
erreicht worden ist, einen eigenen Wirtschaftskörper mit seinem ganzen Apparate 
neben den bestehenden japanischen zu setzen, so ist schon die Anregung zu einer 
solchen Großtat durch die Anwesenheit Japans in der Mandschurei mit ihrer die 
politische Ruhe verbürgenden Eigenschaft bedingt. 


= 


Der mittelbare Einfluß, den die japanische Politik in der Mandschurei auf die 
Besiedlung dieses Landes ausgeübt hat, ist im vorhergehenden angedeutet worden. 
Zum Schlusse wäre noch zu zeigen, ob Japans mandschurische Politik auch ein 
bewußtes Besiedlungsprogramm enthält, und wenn ein solches besteht, wieweit 
Japans Politiker diesem gerecht geworden sind. 

Nach Beendigung des Russisch-Japanischen Krieges und nach Schaffung der Süd- 
mandschurischen Eisenbahngesellschaft, deren eine Hälfte der Aktien die japanische 
Regierung besitzt, war von Privatunternehmungen und Regierung einiges unter- 
nommen worden, um Möglichkeiten für eine starke japanische Einwanderung zu 
schaffen, die einesteils die Übervölkerungsfrage Japans lösen und andernteils die 
Mandschurei auch ethnographisch fester an das Mutterland knüpfen sollte. In 
einem Strome von 200000 Mann jährlich sollten sich die japanischen Siedler über 
die Ebenen der Mandschurei ergießen. Das ist lange her. Heute, da die Man- 
dschurei weniger als 200000 Japanern, worunter über die Hälfte Bahnangestellte 
sind, Unterkunft gibt, darf der Plan, dieses Land mit Japanern zu besiedeln, als 
gescheitert zu betrachten sein. Wollte nicht die Regierung unter ungeheuren 
materiellen Opfern ermutigende Grundlagen dazu schaffen, dann dürfte auch in 
der absehbaren Zukunft an eine japanische Einwanderung nicht zu denken sein. 
Einstweilen aber sind alle Parteien Japans darüber einig geworden, daß das Über- 
völkerungsproblem nur durch eine zielbewußte Industrialisierungspolitik gelöst 
werden kann, so daß sich Japan, gestützt auf seine machtpolitische Beherrschung 
der Mandschurei, mit der Nutzbarmachung und Sicherstellung ihres Marktes und 
mit der Erschließung ihrer Mineralreichtümer, zufrieden stellen könnte. Dennoch 
hat es Japan nicht verstanden, nach dem gänzlichen Fehlschlage einer japanischen 
Kolonisation, durch großzügige Kapitalsanlagen in planmäßigem, regem Bahnbau 
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und in weitverzweigten Kreditbanksystemen und anderen Wirtschaftsunterneh- 
mungen alle Möglichkeiten zu einer aktiven Beeinflussung der Landwirtschaft, 
und damit des Marktes überhaupt für sich zu erschöpfen, welche Aufgabe ihm 
doch durch die besondere Bedeutung der Mandschurei für seine Großmachtstellung 
gegeben worden ist. Die eine Milliarde Jen, die einschließlich des Kapitals der Süd- 
mandschurischen Eisenbahn, Japan in der Mandschurei angelegt findet, ist ver- 

zettelt und vertan, da nur die Eisenbahn und ihre Zweigunternehmungen ein 

wirklich solides und kulturelles Unternehmen darstellt und auch guten Gewinn 

aus ihren Anlagen zieht, während allen anderen japanischen Unternehmungen der 

Mangel einer reellen kapitalistischen Grundlage und darum Fehlen von Expansions- 

kraft eigen ist. Alle diese größeren und kleineren Unternehmungen haben seit 

Jahren nur Verluste zu verzeichnen. Der Mangel an einer wirklich zielsicheren 

Wirtschaftspolitik, nicht von der Art, wie sie der Militarist Tanaka vor Jahresfrist 

plump angekündigt, hat nun die japanische Diplomatie vor die nicht leichte Lösung 

verschiedener, Japans Wirtschaftsstellung in der Mandschurei bedrohender Fragen 

gestellt. Die aufgegebenen Fragen der chinesischen „Konkurrenz“bahnen, des 

Landpachtrechtes, des Jenboykotts, der doppelten chinesischen Besteuerung in 

Form einer Konsum- und Transitsteuer und der Monopolisierung des Getreide- 

aufkaufs durch die mandschurische Provinzialbank sind gewiß eine harte Nuß, 

doch ist. es sicher, daß Japan, dank seinem geopolitischen Instinkt, ohne bewaff- 

neten Aufwand, alle gegenwärtigen Reibungsursachen nach und nach aus der Welt 

schaffen wird. 

Noch muß einer neuen Erscheinung Erwähnung getan werden, die teils dem 
Besiedlungsproblem, teils den japanisch-chinesischen Machtausgleichbestrebungen 
in der Mandschurei gewisse, nicht unbedenkliche Aufgaben gestellt hat: es ist dies 
die koreanische Einwanderung. In verhältnismäßig noch junger Zeit drängten sich 
koreanische Siedler über den Jalu- und Tumenfluß, die natürlichen Festlandgrenzen 
Koreas, in die anliegenden Gebiete der Mandschurei, wo sie sich mehr oder weniger 
mit den Chinesen assimilierten und sich naturalisieren ließen. Diese Gruppe von 
Einwanderern kommt für den gegenwärtigen Gegenstand nicht in Frage, auch 
noch nicht jene Gruppe von Einwanderern, die nach der Annexion Koreas durch 
Japan, mit der neuen politischen und wirtschaftlichen Ordnung unzufrieden, sıch 
hauptsächlich in den Städten der südöstlichen Kirinprovinz niederließen. Aller- 
dings hatte schon diese Gruppe einen mittelbaren Einfluß auf das bestehende 
Koreanerproblem ausgeübt, als sie durch ihre ununterbrochenen Feindseligkeiten 
gegen das Grenzgebiet die chinesischen Behörden mit dem japanischen Grenz- 
schutz in Konflikt brachten und so die Chinesen lehrte, in der koreanischen Ein- 
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wanderung irgendwie eine Quelle von Reibungen mit den Japanern zu sehen. 
Es i ist aber die koreanische Einwanderung, die vor etwa zehn Jahren in größeren 
Massen einsetzte, die für die Koreanerfrage in der Mandschurei problematisch 
wurde. 

Meist aus dem von der Natur schlimm bedachten, übervölkerten Kankyodistrikt 
Koreas, nicht aus politischen Motiven kommend, siedelten sich diese Koreaner 
hauptsächlich im Osten der Fengtien- und Südosten der Kirinprovinz an, wobei 
ie sich meist mit dem Reisanbau beschäftigten, den Bodenbeschaffenheit und 
Klima dieser Gegenden begünstigen. Die Zahl der in der Mandschurei wohnenden 
Roreaner wird auf 900000 geschätzt und würde in diesem Jahre wohl die Million 
srreichen, wenn zwischen den japanischen und chinesischen Behörden in dieser 
Koreanerfrage ein Kompromiß gefunden werden könnte. Diese Zahl macht aller- 
lings nur etwas über 4°/, der Gesamtbevölkerung der Mandschurei aus. Wenn 
iber bedacht wird, daß die Koreaner in beinahe geschlossenem Siedlungsgebiete 
wohnen, daß sie weit bessere Ackerbauer als die Chinesen sind und sich deshalb 
uch materiell von der chinesischen Umgebung wohltuend abheben (der Koreaner 
st unter den mongolisch-malaischen Völkern vielleicht der tüchtigste Ackerbauer 
ınd landwirtschaftliche Pionier), und daß sie schließlich alle Rechte der Extra- 
erritorialität besitzen, die sie mehr oder weniger vor den Erpressungen der Orts- 
jehörden schützen, so wird man leicht verstehen, daß eine stärkere Einwanderung 
us Korea von chinesischer Seite nicht gerne gesehen und den im Lande Wohnen- 
len das Bleiben nicht leicht gemacht wird. Landarbeiter werden, wo es möglich, 
lurch chinesische Einwanderer aus Schantung ersetzt, den Pächtern wird der 
Zins in solche Höhe geschraubt, daß ihre Arbeit nicht ertragfähig ist. Vor einiger 
Zeit griff man in der südöstlichen Kirinprovinz sogar zu gewaltsamer Verjagung 
ranzer koreanischer Familien, die sich weigerten oder wegen der hohen Gebühren 
jicht imstande waren, sich naturalisieren zu lassen. 

‘Die chinesischen Behörden sehen, trotzdem ihre Gegenmaßnahmen dies nicht 
u deuten scheinen, in der koreanischen Ansiedlung weniger eine wirtschaftliche 
ls eine politische Gefahr, da die Koreaner in größter Dichte und Geschlossenheit 
n den an Korea grenzenden Distrikten wohnen, welche Tatsache Japan seiner 
nandschurischen Machtpolitik einst dienstbar machen könnte. Japan hat zwar 
ine koreanische Auswanderung nie begünstigt, hat sie sogar in den Jahren nach 
ler Annexion Koreas gewaltsam zu verhindern gesucht, doch dürfte es, dank 
hrem Ausmaße, der Auswanderung jetzt größeres Interesse schenken. Das Ver- 
agen von Koreanern durch chinesische Behörden hat durch einen Eu 
)ruck auf Tschang-tsolin aufgehört, aber nach wie vor dringen die Chinesen auf 
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Naturalisierung dieser Landfremden, was wiederum die Japaner zu Schritten ve . 
anlassen muß. So hat sich zu den vielen ungelösten Fragen, die sich gegen Wirt 
schaft und Machtpolitik Japans in der Mandschurei richten, noch die Koreaner-- 
frage gesellt. ” 

Es ist an der Zeit, daß Chinesen und Japaner (die Russen können nur mit 
Wohlwollen und einem gewissen Optimismus als Dritte im Spiel bezeichnet werden) 
vorurteilsfrei, im Verstehen der beiderseitig verfolgten Wirtschaftsziele in diese 
Lebensraume, sich über die durch die neuen Verhältnisse gegebenen Differenzeı 
restlos verständigen, um die wirtschaftliche Entwicklung der Mandschurei sicher- 
zustellen und zu fördern. China kann wohl das Menschenmaterial, noch nicht 
aber die materiellen Mittel und die leitenden Organe stellen, die zu einer plan- 
mäßig-wissenschaftlichen Besiedlung dieses Zukunftlandes gefordert werden. Japa 
ist vollends imstande, diese Lücken zum Vorteile beider Seiten auszufüllen. 


Annıe Franck-Harrar: 
KOKOSPOLITIR 


Von der Kopra und ihrer Bedeutung 


Wenn man von der anderen Seite der Welt, von jenseits des Äquators, au! 
Europa blickt, dann nimmt sich unser heimatlicher Kontinent sehr merkwürdi 
und grundverschieden anders aus. Jeder von uns würde doch schwören, ihn ganä 
und bis in kleinste Zusammenhänge hinunter zu kennen. Aber in solchen Augen- 
blicken überwältigt uns die Überzeugung, eigentlich gar nichts über den wunder- 
baren Aufbau dieses Kolosses von Leben und lebendigen Beziehungen zu wissen 
Dinge, die einmal unendlich wichug und bedeutungsvoll erschienen, schrumpfer 
ins Nebensächliche zusammen. Ist man nur lange genug unter Farbigen gewesen! 
so bedeutet „Europäer“ und „Weißer“ ein Zauberwort, vor dem aller Nationalii 
tätenhader wie Herbstlaub im Oktober abfällt. So vieles von dem, was uns gana 
unüberwindlich vorkam, Betrübnis, Enttäuschung, schmerzlicher Verzicht au 
letzte, gegen bessere Einsicht festgehaltene Illusionen, Kränkung, die wie soziala 
Herabwürdigung war — das alles wiegt nicht mehr, sobald man von Europa fün 
einige Zeit oder gar für immer Abschied genommen hat. Dafür aber tauchen 
andere Probleme auf, die, solange man sich zwischen Hamburg und den Alpen 
unthexbewyags, ganz geringfügig sind. So geringfügig, daß die Zeitungen höchsten, 
in winzigen, nur für Eingeweihte verständlichen Notizen ihrer erwähnen, daß di« 


überwiegende Mehrzahl der Gebildeten nie etwas von ihnen geahnt hat. Von de» 
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dumpfen Masse der ihr kleines Leben Lebenden ganz zu schweigen, deren Schick- 
sale ohnedies aus so weiter Ferne in einen einzigen gleichförmig grauen Strom zu- 
sammenfließen. 
Aber solche Probleme, deren Unbekanntheit man mit einemmal gar nicht mehr 
begreifen kann, haben die Eigenschaft, bei näherer Betrachtung ins Gigantische 
zu wachsen. Sie dehnen sich aus, sie greifen wie ein Polyp mit zahllosen Armen 
in alle Bindungen von Zivilisation und Kultur hinein. Sie werden wie ein Alp- 
druck, lastend, unerträglich. Oder man sieht es ihnen an, daß sich durch sie der 
Zündstoff künftiger Katastrophen bildet, scheinbar ganz unbeachtet, aber darum 
nicht weniger gefährlich für die Völker Europas und ihre Wirtschaft in kommen- 
den Jahrhunderten. 

‚Einen solchen Komplex habe ich an mir selber erfahren. Er scheint mir wichtig 
genug, ausführlicher von ihm zu sprechen. 

Es war sehr fern von aller weißen Zivilisation, es war sogar in den heute noch 
unbekanntesten Gebieten der Erde, auf den Neuen Hebriden, jenem großen 
Inselarchipel in der Südsee. Dort machte man uns mit einem Mann bekannt, 
einem Mister G\... Dabei fiel zum erstenmal das Wort „Copramaker“. Es be- 
durfte nur eines Gespräches, bei dem wir als stille Zuhörer anwesend waren, um 
"uns darüber zu unterrichten, daß dieses Wort wie ein Vorhang sich von einer 
ganzen Welt von Verknüpfungen hob, in denen heute das gesamte Europa wie in 
einem Netz festversponnen liegt. 

„Copramaker“ bedeutet nämlich einen Mann, der akinlme kauft. Das 
kommt uns nicht weltbewegend vor. Denn dort in der Südsee kann man wirklich 
nicht viele andere Dinge kaufen, als Kokosnüsse, Perlmutter, Trepang, etwas 
Edelhölzer und allenfalls noch Vanille. Das Land ist ein sehr beschränktes, reines 
Rohstoffland. Viele Inseln liefern nicht einmal das. Und die Nickel- und Chrom- 
erze, oder der Kobalt, die besonders auf Neukaledonien ausgebeutet werden, be- 
finden sich längst in den festen Händen großer Gesellschaften. Der Copramaker 
kauft also Kokosnüsse. Von den Eingeborenen, auch von den wenigen Weißen, 
‚die Plantagen besitzen. Wenn man die Verhältnisse indes kennt, so weiß man, 
daß die Europäerpflanzungen dort unten höchstens etwas wie die Sahne auf der 
Milch bedeuten. Die große Menge der Nüsse stammt immer von Insulanern. 
Der Copramaker ist also eigentlich ein Zwischenhändler. Er arbeitet nichts, er 
ist ganz unproduktiv. Das einzige, was er tut, ist, daß er mit einem elenden, oft 
bis zur Gebrechlichkeit ausgedienten Dampferchen oder Segelschiff von Insel zu 
‚Insel fährt, seine Ware bei den Häuptlingen einhandelt und nach einem größeren 


"Hafen bringt. Nach Noumea, Port Vila oder Port Suva oder Papeete. Dort sitzt 
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der Großhändler, der sie ihm abnimmt. In den französischen Kolonien ist eine 
sehr bekannte Firma so ein ungekrönter Südseekönig. Ein Großunternehmer, PEN | 
fast die Hälfte der Neuen Hebriden gehören und viele andere Inseln und die meisten | 
Plantagen auf Neukaledonien und nicht weniges von Tahiti. Er läßt Schiffe laufen, 
er hat fast den gesamten Handel in Händen. Er — das sind natürlich Unter- 
nehmer, die in seinen Diensten stehen. Die Mitglieder dieser unermeßlich reichen 
Familie, so sagte man uns, haben Paris ‚seit langem nicht verlassen, nie die Südsee 
gesehen. Sie besitzen nur einen Teil ihres Reichtums. 

Handel und Zwischenhandel spielt also beim Verkauf der Kokosnüsse die sro 
Rolle. Die Produktionskosten zählen überhaupt nur bei weißen Plantagen. Dem 
Eingeborenen wird sein Lager um einige Pfunde Tabak abgeschwatzt, um so und 
so viele Flaschen Schnaps — will sagen, miserablen Fusel, trotzdem der Alkohol- 
verkauf an die Kanaken natürlich offiziell verboten ist —, bestenfalls um einige 
Flinten und Munition. Niemals wird der volle Wert bezahlt, aber man kann auch 
noch billiger zu Kopra kommen, wenn man mit Strafexpeditionen droht, bei denen 
die Bäume regelmäßig umgehackt werden. Das ist für die Eingeborenen sehr 
schlimm, denn auf den oft völlig wasserlosen Koralleninseln oder angesichts der 
schlammigen, brakigen Flüsse ist das Kokoswasser, das die halbreife Nuß bis zu 
mehr als !/, 1 anfüllt, zumeist das einzig Trinkbare. 

Der Händler aber will verdienen. Er will sich sein Risiko bezahlen lassen. 
Nicht umsonst läuft er täglich Gefahr, in einem der schrecklichen Zyklone unter- 
zugehen, für die dieser Teil des Stillen Ozeans so berüchtigt ist, nicht umsonst 
wird er von melanesischen Kannibalen und ungnädigen Häuptlingen bedroht, nicht 
umsonst nimmt er Fieber, Ansteckung mit Lepra, Verzicht auf jede Art von euro- 
päischer Bequemlichkeit auf sich. Irgendwann, das weiß jeder von ihnen, kehrt 
er ja doch eines Tages nicht wieder. Da will er Geld raffen, ein Vermögen zu- 
sammenscharren, das ihm erlaubt, nach einigen Jahren die Südseeinseln auf 
Nimmerwiedersehen zu verlassen. Denn sein ganzes Abenteurerdasein ist ein Wett- 
rennen mit dem Tode. Es kommt nur darauf an, wer der Flinkere ist. 

So also werden die Kokosnüsse der Südsee eingekauft. Nicht als ganze Frucht, 
denn das wäre zu platzraubend. Sondern aus der harten Schale gelöst, in einige 
Stücke zerhackt, die über Feuer oder noch besser an der Sonne gedörrt werden. 
Diese Spalten, in Säcke verpackt, heißen dann Kopra. In diesem Zustande kommen 
sie nach Europa. Natürlich nicht nur aus der Südsee allein. Südamerika, Indien, 
die malaiischen Inseln, auch die Philippinen und Westindien liefern ebenfalls 
alle Kopra. Aber die Hauptausfuhr stammt eben doch mit aus Melanesien und 
Polynesien. Denn die Kokospalme braucht die Salzluft des Meerstrandes und ge- 
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'deiht am besten auf Korallenkalk bei Temperaturen zwischen +28 und 40° G 
Und wenn sie auch auf vielen unbewohnten Inseln wild wächst, so ist ihr doch 
Pflege nicht unlieb, ein Auspflanzen, ein rechtzeitiges Abernten. Mehr als hundert 
Nüsse reift sie nicht im ganzen, braucht ein Jahr für eine Nuß, trägt vor dem 
"fünften Lebensjahr überhaupt nicht. Wie dıe meisten dieser uralten Kulturpflanzen 
beginnt auch sie seit Jahren an einer geheimen, rätselvollen Krankheit da und 
dort dahinzusiechen. Ganze Kokoshaine dorren zuweilen ab, niemand weiß, war- 
um. Nicht einmal die Eingeborenen, die doch sonst mit Tier und Pflanze so 
wunderbar vertraut sind, wissen ein Mittel dagegen. Es ist so, als stürbe mit den 
kupferbraunen Stämmen und Völkern auch die Kokospalme dahin vor dem kalten 
und bösen Hauch der gewalttätigen Europäerwelt. 
„Das ist der zweite Punkt, der in dieser wichtigen — für uns so kläglich wich- 
tigen — Rechnung nicht stimmt. Weil die Insulaner sterben — weil sie in den 
überwiegend meisten Fällen auf gewissenlose Weise ausgerottet werden und sonst 
durch Kleider, Alkohol, Lepra und Syphilis zugrunde gehen —, ist die Kopra im 
Preise gestiegen. Nicht ganz in demselben Verhältnis, aber schwerwiegend genug. 
Sie hat in Marseille, einem der größten Koprahäfen der Welt, seit 1914 einen 
Sprung von 200 frs. pro Tonne auf ca. 4500 frs. gemacht. Das ist (die französische 
"Inflation abgerechnet) zwar bereits enorm, aber der Tod auf den schönen Südsee- 
"inseln hat doch noch ärger gehaust. Obgleich die Eingeborenen fast nie zuver- 
lässig gezählt werden, nimmt man doch an, daß die farbige Bevölkerung etwa 
von Neukaledonien, einem Land größer als Sachsen, von mehreren hunderttausend 
auf höchstens sechzehntausend gesunken sei. Zahlreiche Stämme sind auf allen 
größeren Inseln ins unerreichbare Innere gezogen oder begegnen, aus der Fülle 
ihrer schlimmen Erfahrungen heraus, dem Weißen mit haßerfüllter Feindselig- 
keit. Es gibt „Tribus“ (wie man einzelne Sippen mit eigener Sprache nennt), die 
nur noch 20, 30, 50 Menschen umfassen, die sich ständig vermindern, vor allem 
durch mangelnden Nachwuchs. Sie wollen sich nicht mehr fortpflanzen, sie 
wollen sterben, seit der weiße Mann ihnen ihr Land genommen hat, sie bedrückt 
und schlecht behandelt. So wie die Tahitier vor dem großen Religionskrieg auf 
ihrer Insel sich hinlegten und nicht mehr aufstanden, „weil die alten Götter tot 
seien und es für sie keinen Sinn mehr zu leben hätte“. Denn diese Wilden, auch 
die melanesischen Kannibalen, sind mit ihrer Empfindsamkeit, Grübelsucht und 
ihrem leidenschaftlichen Fanatismus für Gerechtigkeit gerade jenen Europäern, 
die in der Südsee viel Geld erwerben wollen, so gar nicht gewachsen. Es ist wie 
ein tragischer Zusammenprall zweier Gestirne. 
Aber heute kann nirgends in der Welt mehr ein politischer Fehler begangen 
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werden, ohne daß er sich nach einiger Zeit nicht in der gesamten Wirtschaft fühl- 


bar macht. Das rapide Steigen der Koprapreise ist eine Antwort auf die sinn- und 
gewissenlose Ausrottung der Eingeborenen auf fernen Eilanden im Stillen Ozean. 


Aber auch unter den günstigsten Verhältnissen würde die Kopra von Jahr zu Jahr | 
kostbarer werden, weil Europa durch das Anwachsen seiner Bevölkerung und 


durch die imıner stärkere Entnatürlichung seines Bodens mehr Fette braucht. 
Vor dem Weltkrieg wurden aus Kokosöl hauptsächlich Seifen und nur ein 


wenig Speisefette hergestellt und die Rückstände zu Kraftfuttermitteln verarbeitet. 
Heute verwendet man die ganze erste Auspressung für Speisefette, die zweite für 
Seifenöle und den Rest für mehrerlei Tiernahrungshilfen. Angesichts der Verhält- 


nisse in Europa ist keine Aussicht, daß in dieser Entwicklung in absehbarer Zeit 
eine rückläufige Bewegung eintritt. Im Gegenteil — auf lange hinaus muß mit 
einer Steigerung unseres Fettbedürfnisses gerechnet werden. 

Dieser unersättliche Feıthunger Europas ist also die Achse, um die sich ein 
ganzes Getriebe von Rädern bewegt, das bis zu den Antipoden hinüberreicht. An 
den Treibriemen — um diesen Vergleich fortzusetzen — hängen die wirtschaft- 
lichen Ausgleiche nicht nur Europas, sondern auch Amerikas. Denn da von den 
minderbemittelten Klassen in schnell zunehmendem Maße Kokosfette anstatt Butter 
und einheimischer Tierfette aus Gründen der Billigkeit verwendet werden, be- 
deutet jede Steigerung der Preise wirtschaftliche Unruhe, Lohnforderungen, Ver- 
schlechterung der Lebenslage vieler Millionen Menschen. Unter den zahllosen 
pflanzlichen Ölen kennen wir keines, das so hochwertig und zugleich so bekömm- 
lich wäre wie das der Kokosnuß. Auch sind alle anderen nicht in solchen enormen 
Mengen erreichbar. Sie kann also — vorläufig wenigstens — durch keinen anderen 
Rohstoff ersetzt werden. 

Hört aber die Ausfuhr aus Eingeborenenpflanzungen völlig auf, so verbindet 
sich damit nicht nur eine Verringerung der Kopramengen, sondern — im günstig- 
sten Fall — bei einer verstärkten Anlegung weißer Plantagen (die aber wirklich 
nicht überall schon aus Klimagründen möglich ist) auch eine sehr starke Steige- 
rung der Rohkoprapreise. Denn der weiße Farmer ist nicht mit einer Handvoll 
Tabak oder einer Flasche Branntwein zufrieden. Er kennt den Wert seines Pro- 
duktes, er will verdienen. Er braucht die Kräfte von Kulis für seine Pflanzung, 
er will sich die Abgeschiedenheit von Europa bezahlen lassen. Alle Strapazen und 
Gefahren, alle Schmerzen der Heimatlosigkeit werden sich im Preise für seine 
Kokosnüsse ausdrücken. 

So steht Scylla gegen Carybdis. Sicher ist nur dies, daß seit dem großen Krieg 
alle diese Zusammenhänge ins Schwanken gekommen sind. Daß es keinen Status 


| 
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0 gibt, zu dem sie je zurückkehren werden. Daß eine Weltplanwirtschaft nötig 
re, um den Folgen der unzureichenden und kurzsichtigen Kolonialwirtschaft 
af den Südseeinseln zu entgehen, und daß es diese Weltplanwirtschaft der Pro- 
ıktion nicht gibt und wohl auch sehr lange noch nicht geben wird. 

Solche Probleme, wenn man von jenseits des Äquators auf Europa blickt, ver- 
unkeln wie ein Schatten die Heimat. Kokospolitik ist ein Wort, das heute zum 
tenmal vielleicht auf ein weißes Stück Papier geschrieben wurde. Aber nur der 
nkundige kann daran zweifeln, daß es einst ein Damoklesschwert werden kann, 
las pendelnd und beklemmend über unseren Köpfen hängt, Und daß niemand 
u sagen vermag, ob weitsichtige Organisation zugunsten des wirtschaftlichen 
Weltausgleiches es rechtzeitig entfernt, oder ob es einmal verwundend auf uns 


iederfallen wird. 


Curt-Miırtices v. Eınem: 
AMERIKAS WAHRE REGIERUNGSMETHODENI 


I 

Die Eigentümlichkeit, das Ausland und alles, was von ihm kommt, höher zu 
jewerten als eigene Erzeugnisse, haben wir Deutsche auch heute noch trotz aller 
?olgen des Krieges und der nachfolgenden Erfahrungen aus dem Vorgehen der 
Welt gegen uns nicht verloren. So wie es Jahrhunderte hindurch Frankreich und 
lann England war, wohin wir schielen mußten, so ist es heute Amerika. Ab- 
rdnungen unserer Regierungen, unserer Wissenschaft, unserer Verkehrsleute, 
ınserer Polizei, unserer Baumeister und unserer Künstler, alles muß nach Amerika, 
ım diesen Riesen auf Erden und seine Taten zu bewundern und zu bestaunen 
ınd wenn möglich nachzumachen. Ob hinterher das Rezept für uns paßt oder 
ticht, ist gleichgültig. Die Hauptsache ist, es stammt aus Amerika. Das ist 
igentlich recht beschämend für uns, denn es zeigt, wie wenig wir Amerika 
ınd die Amerikaner kennen, auch an den Stellen, die sie berufsmäßig kennen 
nüßten. Im Volke spukt immer noch der Unsinn — und der Begriff Volk geht 
n dieser Hinsicht sehr hoch hinauf —, Amerika sei das Land der Gerechtigkeit, 
ler Freiheit, jeder Einwanderer trage den Marschallstab des Millionärs im Tornister. 
Wenn er das nicht erreiche, so erreiche er wenigstens ein freies Leben auf freier 
scholle oder das Leben eines Kleinrentners in der eigenen Villa. Kurz, es ist das 
sand, wo jeder alles erreichen kann. 

In Wirklichkeit sieht die Sache etwas anders aus. Die Begriffe Zivilisation und 
Kultur werden leider häufig miteinander verwechselt, trotzdem sie relativ wenig 
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miteinander zu tun haben. Zivilisation ist ein rein materieller Wert, währe ii 
Kultur ein ethischer Wert ist. Wenn man von der Kultur der Amerikaner spricht,, 
so meint man gemeinhin die Zivilisation, denn die Kultur in Amerika ist in den: 
meisten Fällen ein Vakuum. Man kann ohne weiteres zugeben, daß die Zivilisation; 
in Amerika, die technischen Fortschritte eine sehr hohe Stufe erreicht haben,, 
daß manches in Amerika vorbildlich ist, dank der ungeheuren Summen, die das 
Land während des Krieges verdient hat. Amerika steht sicher in vielen Dingen, 
an der Spitze, die sich mit Geld erreichen lassen, vor allem dann, wenn es sich: 
um den eigenen Vorteil und das Geldverdienen handelt. Die Reichtümer des: 
Landes sınd riesengroß, die Ausdehnung gleichfalls. Ungeheure Gebiete sind noch 
fast unbesiedelt. Die Schätze an Erdöl, Holz, Eisen, Gold, Edelsteinen sind noch ı 
lange nicht gehoben und harren vielfach noch der Erschließung. Das Betriebs- - 
kapital dafür hat der Krieg hereingebracht, dadurch, daß die Weltbörse von ı 
London nach New York sich verschob und die Wallstreet heute der Bankier der’ 
ganzen Welt geworden ist. Und „zum Gelde drängt, am Gelde hängt doch alles“. . 

Der Kulturzustand des Durchschnittsamerikaners, auch wenn er arriviert ist, , 
ist, gemessen an seinen geistigen Bedürfnissen und Ansprüchen, an den Ansprüchen, 
die er an die Schönheit seiner Umgebung, an seine geistige Nahrung stellt, äußerst : 
niedrig. „To make Money“, das Dollarmachen, ist die Hauptsache und erfüllt: 
das ganze Leben. Das Achtzylinderauto ist der Adelsbrief. Je mehr Geld ich 
nach außen zeigen kann, desto mehr bin ich. Häuser, Einrichtungen, Bilder, 
Kunstgegenstände, Grammophone, Kino, Bücher, Zeitungen, alles ist nach 
Schema F, und jeder, der sich’s leisten kann, hat es genau wie sein ebenso reicher 
Nachbar. Eine Individualität, ein eigener Stil, eigene Bedürfnisse, die sich von 
denen des Nachbarn unterscheiden, sind kaum in Ansätzen vorhanden. Alles macht 
die Fabrik oder der Architekt, der Kunstberater, der Kinoheld und der Mode- 
schriftsteller. Der Unterschied in den Lebensansprüchen richtet sich nur nach 
dem Geldbeutel, und das Leben ist in Mittelstädten von einem Stumpfsion, daß 
bei uns selbst der Halbgebildete verzweiflungsvoll die Wände hinauflaufen würde, 
wenn er dieses Leben bis zum Tode führen sollte. 

Wie gesagt, das Dollarmachen ist alles. Das ist die Eigenschaft, die dem ganzen 
Volke vom obersten Staatsmann bis zum geringsten Arbeiter den Stempel auf- 
drückt. Das Raffen, Raffen und wieder Raffen ist für den reichen Mann das 
Streben nach mehr Geld, häufig nicht einmal nach Macht — denn dann wäre 
es bis zum gewissen Maße verständlich —, beim Arbeiter die Angst vor dem 
Alter, da der Staat in keiner Weise eine soziale Gesetzgebung, wie sie bei uns 
selbstverständlich ist, kennt. 
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Die Methoden, wie dieses Geld erworben wird, sind denkbarst brutal und von 
‚einer Rücksichtslosigkeit, von der wir uns gottlob bei uns keinen Begriff machen 
'können. 

"Wir sollten uns dagegen wehren, amerikanisiert zu werden, denn es bedeutet 
‚keinen Fortschritt, sondern einen Rückschritt. Gerade das, was unsere besondere 
Eigentümlichkeit unter den Völkern der Erde ausmacht, das geistige Leben, 
würde bei einer Amerikanisierung, zu der wir leider auf dem besten Wege sind, zur 
Kirchhofsruhe verdammt werden. Selbst der Staat, der bei uns dazu da ist, den Aus- 
gleich zwischen den verschiedenen Wirtschaftsforderungen im Innern zu schaffen 
und nach außen uns die Ruhe und den Frieden zu bewahren, damit wir ruhig 
‘leben und streben können, ist dort nichts weiter wie der Büttel des Kapitalismus, 
wie der Handelsagent der Bank. 

' „Ein Bund von Republiken“ nennt sich die U.S. A. Nach außen ist die Demo- 
kratie das Aushängeschild; Freiheit und Gleichheit wird gepredigt und für 
Außenstehende scheinbar hochgehalten. In Wirklichkeit ist es die schärfste Auto- 
kratie, die rücksichtsloseste Expansionspolitik, die gemeinste Unterjochung alles 
dessen, was nicht Millionen auf redlichem und unredlichem Wege zusammen- 
gerafft hat. Nur der reiche Mann ist dort wahrhaft frei und läßt sich von keinem 
"Gesetz beugen. 

Die Summe der geistigen Eigenschaften der einzelnen Menschen eines Volkes 
zeigt sich bis zu einem gewissen Maße in der Art der Außenpolitik seiner Regierung 
und in der Ausnutzung der ihm von der Natur gegebenen Hilfsmittel. So wie 
wir Deutschen leider als einzelne Menschen — wenn auch aus edlen Gründen — 
häufig zu einer übertriebenen Objektivität neigen, zu einer Eigenschaft, die beim 
einzelnen noch verständlich ist, so sehr neigt auch unsere Regierung zur An- 
erkennung fremden Rechts und fremder Wünsche und Eigentümlichkeiten unter 
Hintansetzung der Wünsche und Notwendigkeiten des eigenen Volkes. 

Auch die amerikanische Außenpolitik läßt sich cum gran salis aus den Eigen- 
tümlichkeiten der ersten Bürger, die Amerika besiedelten, erkennen. Es gilt heute 
noch, abgesehen vom Reichtum, als ein Adelsbrief, zu den ersten 400 Einwanderern 
der Mayflower zu gehören. Diese 400 und das, was sie an Verwandten in der 
ersten Zeit nach sich zogen, waren Puritaner. Der Puritanismus hat neben 
anderen zwei eigentümliche Grundsätze. Der eine zeigt sich schon in seinem 
Namen, d. h. die Puritaner halten sich für das auserwählte Volk Gottes, genau 
wie die Juden und Engländer, und sehen auf andere mit erheblichem geistigen 
Hochmut herab. Der zweite ist der Grundsatz, der dem amerikanischen Leben 
seinen Stempel aufgedrückt hat: „Gott hat dir ein Pfund verliehen, mit dem du 
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REN i 
wuchern mußt. Nutzest du das, was du an Geld und Gut, an Arbeitskräften und 
geistigen Fähigkeiten bekommen hast, nicht restlos aus, so tust du deine Pflicht | 


1" 


gegenüber Gott nicht und begehst damit eine Sünde gegen den heiligen Geist.“ 1 


In dıesem zweiten Ausspruch haben wir schon das Dollarmachen um jeden 


Preis, und aus diesen beiden Grundsätzen ist ohne weiteres die Politik der Ver- 


einigten Staaten in ihrer häufig mehr wie merkwürdigen Begründung zu er- 


klären. 


Es ist auch für uns von großem Wert, besonders weil wir heute eines der 


hauptleidtragenden Völker sind, die Methoden des amerikanischen Staates zu 
beobachten; die Methoden, die‘ es seinen Bürgern ermöglichen sollen, immer 
wieder neue Erdgebiete und Völker sich zu unterwerfen und aus ihnen, ihrer 
Arbeit und den Schätzen ihres Landes den Dollar herauszuziehen. Seit dem 
Augenblick, da die U.$. A. den Begriff der Monroe-Doktrin im Jahre 1898 ver- 
ließen, zeigt diese Methode eine solche Summe von Roheit, rücksichtsloser Aus- 
nutzung der Macht und Auspowerung fremder Völker, ein solch gänzlich gleich- 
gültiges Umgehen mit dem Leben der Menschen, mit ihrem Glück und ihrer 
Zufriedenheit, mit der Selbständigkeit fremder Staaten, daß man erschrecken 
muß. Aus der imperalistischen Wirtschaftsgeschichte der Vereinigten Staaten und 
dem Schema, das ihre Regierung in vielen Fällen zur Ausnutzung der Völker 
benutzt und auch heute wieder auf uns anwendet, können wir entnehmen, was 
uns noch bevorsteht. 

Die amerikanische Regierungsart hat eine Eigentümlichkeit, die sie von allen 
anderen Regierungen unterscheidet. Während alle anderen Regierungen ein ge- 
wisses Eigenleben führen und sich nicht ohne weiteres von einzelnen Interessenten 
vorspannen lassen, vor allem aber in der Anwendung ihrer Machtmittel zugunsten 
Einzelner — mit Ausnahmen — vorsichtig sind, ist die amerikanische Regierung 
ausgesprochen das ausführende Organ der Kapitalinteressen der Banken und des 
Handels. Man kann sogar so weit gehen, daß man behauptet, die amerikanischen 
führenden Regierungsmitglieder sind eigentlich nur Abteilungschefs der Groß- 
banken und Handelshäuser. Das werden wir beweisen. 

Die Handelsspionage treibt Amerika — analog dem Vorgehen Frankreichs und 
Englands während der Ruhrbesetzung und der Besetzung des Rheingebietes — 
nicht nur durch seine offiziell anerkannten Handelsspione: die Konsulate und die 
Handelsattaches der Gesandtschaften und Botschaften, sondern auch durch seine 
Offiziere, vornehmlich seine Marineoffiziere. Die Aufträge, die die führenden 
Marineoffiziere bei Manövern und Reisen erhalten, sind häufig ausgesprochen 


handelspolitischer Art. Der amerikanische Marineoffizier ist, entgegen den 
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sepflogenheiten unserer früheren und heutigen Marine, angehalten, alle von ihm in 
remden Ländern entdeckten Wirtschaftsmöglichkeiten sofort seiner Regierung zu 
nelden. Daher kommt häufig auch ein mit der Zeit immer klarer werdender Zu- 
ammenhang zwischen Marine und Handelshäusern, der sich häufig zuspitzt bis 
ur Übernahme von führenden Marineoffizieren in leitende Stellungen der Banken 
ınd Handelshäuser selber. Wenn die Marine oder der offizielle Vertreter der Ver- 
inigten Staaten irgendeine Wirtschaftsmöglichkeit bedeutender Art in einem 
remden Land nachgewiesen hat, so wird gewöhnlich zuerst diesem Lande 
‚on der amerikanischen Regierung ein Kredit angeboten. Der Kredit ist sehr oft 
jar nicht notwendig und nicht erwünscht. Er wird zurückgewiesen. Darauf wird 
ler fremden Regierung durch Amerika ein Angebot eines zwangsweisen Kredites 
‚emacht unter gleichzeitiger Androhung des Sturzes der Regierung für den Fall, 
laß sie die Annahme dieses Kredites erneut verweigert. Der Kredit wird durch 
Vermittlung der Regierung von Privatbanken begeben, die schon vor Beginn der 
Verhandlungen der amerikanischen Regierung ihren Willen, in das fremde Land 
inzudringen, bekannt gegeben haben. Selbstverständlich sind mit diesem Kredit 
llerhand für das Land unangenehme Bedingungen zur Sicherheitsleistung ver- 
yunden: so die Hergabe von Zöllen, Steuern, Eisenbahnobligationen, Bergwerken, 
lvorkommen usw., genau wie es auch im Dawes-Vertrag vorgesehen ist. Ist 
lieser Kredit untergebracht, und die Regierung schwach und mit allem einver- 
tanden, so hat Amerika festen Fuß gefaßt, und das Weitere spielt sich in ver- 
1ältnismäßiger Ruhe ab, wenn auch die Schulden des Staates gewöhnlich in einer 
lerartig rapiden Form sich steigern, daß für dieses Land ein Herauskommen aus 
jer Schuldenlast nie zu denken ist. 

- Nimmt die fremde Regierung den Kredit unter keinen Umständen gutwillig 
in, so werden gewöhnlich die Konsulen in diesem Lande angewiesen, mit Privat- 
jersonen zusammen die überall vorhandenen Unzufriedenen zu bewaffnen, mit 
5eld zu versehen und eine Revolution anzuzetteln. Da Amerika mit größeren 
jummen nicht knausert, führt eine derartige Revolution meistens zum Erfolg. 
Jamit ist für die amerikanische Regierung die Möglichkeit gegeben, nunmehr mit 
ler bewaffneten Macht „zur Beruhigung des Landes und zur Herbeiführung nor- 
naler und friedlicher Verhältnisse“ einzugreifen. Aus der Landung entstehen auf 
eden Fall Schwierigkeiten und persönliche Reibereien zwischen Landbewohnern 
ınd der amerikanischen Militärmacht, evtl. werden solche Fälle auch künstlich 
‘onstruiert. Der Erfolg ist ein Haftbarmachen der fremden Regierung und er- 
jeute Schulden, die sie gegenüber Amerika eingehen muß. Daraus entspringt ge- 
vöhnlich eine Besetzung des Landes oder von Teilen desselben und eine Über- 
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nahme der Regierungsaufgaben durch führende Marine- oder Armeeoffiziere der 
Vereinigten Staaten. 

Als Berater für diese treten zum ersten Male die Besitzer bzw. Direktoren der: 
mächtigsten amerikanischen Banken auf, denen ohne weiteres erlaubt wird, auch | 
Kriegsschiffe für ihre Reisen zu benutzen. Schon damit ist der enge Zusammen- 
hang zwischen Regierung und den Vertretern des Kapitals geoffenbart. Unter dem 
Einfluß der Besetzung wird nunmehr in dem Lande eine Wahl herbeigeführt, die: 
nur eine Regierung bestimmen darf, die die Forderungen Amerikas anerkennt, , 
und sich bereit erklärt, alle, auch die härtesten Bedingungen auf sich zu nehmen... 
Selbstverständlich muß die fremde Regierung auch die ungerufenen Eindringlinge : 
sowie die militärischen Operationen bezahlen. 

Nun sind Admirale und Landoffiziere Verwalter der Regierungsmacht des feind- 
lichen Landes, übernehmen die Aufsicht über Zölle und Banken und erwerben ı 
für die amerikanischen Banken Konzessionen aller möglichen Art in dem be-: 
treffenden Lande, um die Monopolstellung des amerikanischen Kapitals auf den: 
verschiedensten Gebieten zu erreichen und sicherzustellen. Diese Besetzung ; 
dauert gewöhnlich einige Jahre und hat die härtesten Maßregeln zur Folge. Jeder, , 
der in irgendeinem Sinn in dem Verdacht steht, sich den amerikanischen Wün- : 
schen entgegensetzen zu können, wird kurzerhand während der Revolution er-: 
schossen, zur Auswanderung gezwungen, oder auch bei Nacht aus den Häusern ı 
und von der Straße geholt und bei zwangsweisen öffentlichen Arbeiten körper- - 
lich so heruntergebracht, daß er stirbt. Damit ist die Frage des Widerstandes ; 
auf die einfachste Art erledigt, denn ein toter Hund beißt nicht. 

Die regierenden amerikanischen Offiziere, die ja nunmehr Statthalter für die: 
Unternehmungen Amerikas geworden sind, beeilen sich, für die Banken heraus- 
zuholen, was herauszuholen geht, und sind meistens am Ende der Besetzung selbst : 
Inhaber bedeutender Konzessionen. Sie bringen diese Konzessionen häufig bei ihrer 
Übernahme in leitende Posten bei Banken, Handels- und Industrieunternehmungen, 
als Einlage hinzu. 

Hätte man früher unseren Offizieren das Verlangen, sich für Privatinteressen 
der Banken und des Handels persönlich einzusetzen, gestellt, so wäre aus erklär- 
lichen Gründen der Reinlichkeit ganz bestimmt die Ausführung eines derartigen 
Befehls von den Offizieren verweigert worden, selbst auf die Gefahr hin, daß es 


ihnen Kopf und Kragen kosten könne. Derartige Befehle waren bei uns un- 
möglich. 


TER 
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Die Luftpolitik Deutschlands und der europäischenKleinstaaten 


_ Nicht allein die Größe und Bevölkerungszahl Deutschlands sind dafür maß- 
zebend, daß die deutsche Luftpolitik bestimmend und richtunggebend auf die 
Luftpolitik des übrigen Mitteleuropa und weiterhin auf die Luftpolitik Europas 
iberhaupt eingewirkt hat. Dem hohen Stand des gesamten deutschen Verkehrs- 
wesens, der auch durch vorübergehende, mit den Kriegsfolgen zusammenhängende 
Rückschläge i in der allgemeinen Entwicklungstendenz nicht beeinträchtigt wurde, 
st es zu danken, daß auch sofort in der Nachkriegszeit die Verbindungen mit den 
Nachbarstaaten nicht nur erhalten blieben, sondern auch die aktive und initiative 
Rolle Deutschlands aufrechterhalten werden konnte. Damit waren ganz allgemein 
tuf verkehrspolitischem Gebiete der deutschen Luftfahrt Vorbedingungen gegeben, 
lie ihr bei richtiger Ausnützung der günstigen Position und in richtiger Erkennt- 
is der luftverkehrsgeographisch günstigen Lage einen unbedingten Vorsprung 
ichern müßten. Diese verkehrspolitisch und verkehrsgeographisch besonders gün- 
tige Lage Deutschlands wurde aber wesentlich beeinträchtigt durch die sog. „Be- 
sriffsbestimmungen “ des Versailler Vertrages. 
- Wenn ein Beweis dafür notwendig wäre, daß bewußte Luftpolitik erst eine Er- 
senntnis der Nachkriegszeit ist, so ıst dieser Beweis durch die Begriffsbestimmungen 
rbracht. Diese Bestimmungen, die Deutschland jede Art militärischer Luftfahrt 
verbieten, und die ferner für Deutschland auch Maximalgrenzen hinsichtlich der 
Schnelligkeit, der Motorenstärke und der Steigfähigkeit seiner Flugzeuge fest- 
etzen, haben zwar eine vorübergehende handelspolitische Bedeutung gehabt, weil 
lie deutsche Flugzeug- und deutsche Flugmotorenindustrie den Bau der bisher 
rzeugten Typen größtenteils einstellen mußte, aber eigentliche luftpolitische Mo- 
ive fehlen in diesen Begriffsbestimmungen vollkommen. Es wäre für die Diktat- 
nächte gewiß ein leichtes gewesen, auch noch zu verfügen, daß nicht nur, wie 
s vorgesehen war, ihre Militärflugzeuge, die über die vorgeschriebene Größen- 
ilasse hinausgehen, Deutschland überfliegen dürfen, sondern daß auch ihre Ver- 
sehrsflugzeuge, selbst wenn sie den Vorschriften der Begriffsbesummungen nicht 
:ntsprechen, deutsches Gebiet überfliegen und in Deutschland zwischenlanden 
lürfen. 

Diese Begriffsbestimmungen stellten die deutsche Luftfahrtindustrie zunächst vor 


ine ganz neue Aufgabe: Die Schaffung einer reinen Verkehrsflugzeugtype, deren 


EUER 


874 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 10: 


Leistung nicht die in den Begriffsbestimmungen festgelegte Höchstgrenze über - 
steigt. Es gelang der deutschen Privatindustrie sehr rasch, Flugzeuge und Motor D| 
zu bauen, die trotz der in den Begriffsbestimmungen vorgesehenen Knebelung di | 
Entfaltung eines Luftverkehrs ermöglichten, und es war ausschließlich private: 
Initiative, die die deutsche Luftfahrt der Nachkriegszeit geschaffen hat. 

Nach Ablieferung der ursprünglich eingesetzten umgebauten Kriegsflugzeuge: 
und nach der Übergabe des Zeppelinluftschiffs, das ı919 den Verkehr zwischen 
Friedrichshafen über München, Berlin bis Stockholm durchführte, war die tech-- 
nische Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der deutschen Luftfahrt das neu- 
geschaffene deutsche Verkehrsflugzeug. Damit war eine vollständig neue Flugzeug- 
type und zugleich auch das wichtigste Instrument aktiver Luftpolitik erstanden. 

Man hat in den Ententeländern sehr bald nach Friedensschluß erkannt, daß 
Versailles trotz aller Umsicht eine gewisse Lücke gelassen hatte, und man gründete: 
zu diesem Zweck die Cina (Commission Internationale de Navigation Aerienne), 
die, als Völkerbund der Luftfahrt gedacht, selbstverständlich ohne deutsche Be- 
teiligung ins Leben gerufen wurde und auf dem Gebiete der zivilen Luftfahrt allen 
ihren Mitgliedern Gleichberechtigung einräumte. Aber auch die inzwischen in 
Deutschland entstandenen Luftverkehrsinteressenten blieben nicht müßig und 
schlossen sich 1919 im Haag mit Dänen, Schweden, Finnen, Holländern und Dan- 
zigern zur Jata (International Air Traffic Association) zusammen. Mit diesem Zu-- 
sammenschluß ist die Richtung der ersten luftpolitischen Ansätze gekennzeichnet. . 
Die von Kopenhagen über Hamburg, Bremen und Amsterdam nach London füh-- 
rende Luftlinie, der sog. Europa-Nordwestflug, bedeutete die enge Angliederung ; 
Skandinaviens an Deutschland, und sie zeigte, wie notwendig es bei dem damaligen ı 
Stande der Luftfahrt war, dıe europäische Linienführung in Zusammenarbeit mit: 
Deutschland festzusetzen. Als 1921 auch die auf dieser Strecke verwendeten Flug-: 
zeuge den Versailler Begriffsbestimmungen geopfert werden mußten, war der erste: 
wirklich zwischenstaatliche Luftverkehr erledigt. Aus der Verwirrung, die damit: 
in Deutschland eintrat, zeichnete sich aber sehr bald und sehr klar die neue Rich-. 
tung ab. Parallel mit der Entwicklung eines planmäßigen Luftverkehrs in Deutsch- . 
land selbst wurde die Weiterführung der deutschen Linie nach dem Osten vor- 
bereitet. Verträge mit den russischen Randstaaten und mit Rußland selbst gaben 
diesen Bestrebungen, die sich mit der großen Linie der deutschen Gesamtpolitik 
jener Zeit deckten, die notwendige Unterlage. 

In dieser Zeit kommt die Technik der deutschen Luftpolitik in weitgehendem 
Maße zugute, das erprobte deutsche Ganzmetall-Verkehrsflugzeug wirkt werbend 
für den Luftfahrtgedanken überhaupt. 
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Die auf den innerdeutschen Strecken gewonnene Erfahrung gestattet es den 
deutschen Luftfahrtunternehmen, ihre Ziele immer weiter zu stecken, und nur die 
durch die politische Konstellation dieser Zeit bedingten Schranken verhindern eine 
allseitige Entfaltung der deutschen Luftfahrt. Die technische Überlegenheit des 
deutschen Verkehrsflugzeuges bringt die Ausdehnung der deutschen Luftfahrt nach 
dem stammverwandten Österreich, nach Ungarn und nach der Schweiz, gleich- 
zeitig gelingt die Wiederherstellung der Verbindung Englands über Holland mit 
Rußland, wo ebenso wie in den Randstaaten und in Schweden das Ganzmetallflug- 
zeug sich als der beste Schrittmacher deutscher Luftfahrtinteressen erwiesen hatte. 
- Die in gleicher Weise von Voraussicht und Energie zeugenden Schritte der da- 
‚maligen Führer der deutschen Luftfahrt haben die durch die Begriffsbestimmungen 
hervorgerufene Schwächung der deutschen luftpolitischen Situation mit Hilfe des 
technisch überlegenen Verkehrsflugzeuges ausgleichen und Deutschland die Position 
sichern können, die seiner luftverkehrsgeographischen Lage entspricht. 
Deutschland hat die Führung in der Verbindung Rußlands mit dem Westen. 
Es hat die Verbindung Westeuropas mit dem nahen Osten vorbereitet. Daß die 
Tschechoslowakei der Verbindung von Nordsee und Ostsee mit Österreich zunächst 
Schwierigkeiten entgegensetzte, hat sich für diesen Staat bestimmt unangenehmer 
“fühlbar gemacht als für Deutschland, und seine spätere Verknüpfung mit dem 
‚deutschen Luftverkehr war für die Entwicklung seiner eigenen Luftfahrt be- 
fruchtend. 

Durch die für die Niederhaltung der deutschen Luftfahrt aufgestellten Begriffs- 
bestimmungen hatte es Deutschland in der Hand, die Verbindung Straßburg—Prag 
über deutsches Gebiet zu durchschneiden und die Franzosen zu einem Umweg zu 
zwingen, der weder der Wirtschaftlichkeit noch der Sicherheit der für Frankreich 
so wichtigen Verbindungsstrecke zu den Staaten der Kleinen Entente förderlich 
war. Mit der Aufhebung der Begriffsbestimmungen konnte dieser Verkehr über 
deutsches Gebiet wieder aufgenommen werden, nachdem auf der Basis der Gegen- 
seitigkeit Verträge zwischen Frankreich und Deutschland geschlossen wurden. 
Durch diese Verträge ist der deutschen Luftfahrt die Möglichkeit gegeben worden, 
ihre Linien bis Paris und aus der Schweiz über Genf, Marseille bis Spanien zu 
erstrecken. Es ist wohl nur eine Frage der Zeit, bis Polen unter dem Zwang ver- 
kehrspolitischer Notwendigkeit den Luftverkehr mit Deutschland aufnimmt, und 
so ist nach sieben Jahren zielbewußter deutscher Luftpolitik Deutschland die rich- 
tunggebende Zentrale europäischer Luftfahrt. 

Daß das Streben deutscher Luftpolitik über Europa hinausgeht, zeigen die Er- 


kundungsflüge, die von Spanien aus nach den Kanarischen Inseln unternommen 
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Handelspolitik wegbereitend voranzugehen und ihre Ziele zu fördern. Über ihre E 
Tätigkeit in Südamerika und in Innerasien wird im Rahmen der betreffenden Ab- 
schnitte noch zu sprechen sein. | 

Wenn hier schon darauf hingewiesen wurde, daß die deutsche Luftpolitik das 
bestimmende Moment für die luftpolitischen Maßnahmen der kleineren Nachbar- 
staaten war, so muß zum Verständnis der Gesamtfrage europäischer Luftfahrtpolitik 
auf das Sonderinteresse der einzelnen Staaten aufmerksam gemacht werden. 

Die stark westliche Orientierung Skandinaviens bringt die Schaffung schwe- 
discher Linien über Holland nach England und dänischer über Holland, Belgien 
nach Frankreich. Die geopolitische Verbundenheit der Ostseestaaten findet auch 
luftpolitisch in der Führung der Luftlinien ihren Ausdruck, die vorübergehend 
in der Nordeuropa-Union eng zusammengeschlossen waren. Daß der Luftverkehr 
zwischen Finnland und Schweden besonders ausgebaut wurde, ist nicht allein der 
Tatsache zuzuschreiben, daß in beiden Ländern die Einführung des deutschen 
Ganzmetallflugzeuges einen wesentlichen Fortschritt des Luftverkehrs brachte, 
sondern hat letzten Endes auch tiefere politische Bedeutung. Die Beeinflussung 
der Luftpolitik der Randstaaten durch die Sowjetunion soll in dem Abschnitt 
Rußland behandelt werden. 

Die betonte Isolierung Polens vom deutschen Luftverkehr hat der polnischen 
Luftpolitik eine gewisse einseitige Tendenz gegeben, denn die Verbindung von 
Paris über Prag nach Warschau widerspricht rein verkehrsgeographisch den 
Grundsätzen des Luftverkehrs. Immerhin ist durch diese Linie der Anschluß an 
Frankreich und eine gewisse Verbindung mit dem Führerstaat der Kleinen Entente 
erreicht. Das weitere Bestrebens Polens, durch den Ausbau einer Flugverbindung 
nach Rumänien die Verbindung zur Kleinen Entente über dieses mit Polen besser 
harmonierende Land zu finden als über die Tschechoslowakei, zu der politische 
Gegensätze bestehen, kennzeichnet auch den Willen Polens, unter Umgehung der 
Sowjets ans Schwarze Meer zu kommen und die traditionelle Freundschaftsver- 
bindung mit der Türkei durch einen Luftverkehr zu verstärken, nachdem auf- 
klärende polnische Besuchsflüge bereits stattgefunden haben. Durch die Verbin- 
dung von Danzig über Warschau nach Wien unterstreicht Polen mit aller Deut- 
lichkeit sein Interesse an Danzig und verbindet damit gleichzeitig Danzig, d.h. 
die Ostsee, über Wien mit dem Adriatischen Meer. Die innerpolnische Linie, die 
im Anschluß an die Linie Danzig—Wien von Krakau nach Osten führt, ist der 
erste Schritt auf dem Wege nach Rumänien, dem später wohl auch eine Ab- 
zweigung nach der Ukraine folgen wird. 


@% BÖHM: WELTWIRTSCHAFT UND WELTLUFTPOLITIK H 877 


' Schon die Flugverbindung Ostsee—Adria weist Wien einen bedeutungsvollen 
Platz in der europäischen Luftfahrt zu, und in geschickter Ausnützung der so 
überaus günstigen luftverkehrsgeographischen Lage Österreichs hat es dieses 
Land verstanden, weit über den Rahmen seiner politischen Bedeutung in die 
‚europäische Luftfahrt einzugreifen, so daß heute nicht nur diese wichtige euro- 
päische Nord-Süd-Verbindung, sondern auch die Verbindung von Westeuropa 
nach dem nahen Osten über Österreich geführt wird, ein Umstand, der Öster- 
reich und Wien als Mittler zwischen Ost und West weitere Bedeutung verleiht. 

In einer ähnlich günstigen Lage wie Österreich ist auch die Tschecho- 
slowakei, die als Durchgangsland europäischer Nordsüd- und Ostwest-Verbin- 
‚dungen ihrer aufstrebenden Landeshauptstadt Prag neue wirtschaftliche Werte 
zuführen konnte. Als Vormacht der Kleinen Entente ist die Verbindung der 
Tschechoslowakei mit Frankreich, auf die schon hingewiesen wurde, besonders 
wichtig, und die Vermittlerrolle der tschechoslowakischen Republik zwischen der 
Kleinen Entente und dem gleichfalls nach Frankreich orientierten Polen findet 
seinen luftpolitischen Ausdruck in der Flugstrecke Prag—Warschau. 

Dem wirtschaftlichen Bedürfnis der Tschechoslowakei in gleicher Weise wie 
den wirtschaftlichen Absichten Hollands verdankt die Fluglinie Prag—Rotterdam 
“ihr Entstehen, die den Wert der holländischen Häfen für die als Ein- und Aus- 
-fuhrland gleich wichtige tschechoslowakische Republik bewußt betont. 

Der Verwaltung der in seiner horizontalen Gliederung nicht gerade glücklich 
gewählten Form des Landes kommt ein schon frühzeitig errichteter Luftverkehr 
aus Böhmen und Mähren nach der Provinz Karpato—Rußland sehr zustatten. 
Alle Versuche, Bratislava (Preßburg) zuungunsten Wiens zu einem Luftfahrt- 
zentrum zu entwickeln, sind infolge der wirtschaftlichen Gravitationskraft Wiens 
und seiner lagemäßigen Vorzüge vergeblich gewesen, da Österreich durch recht- 
zeitige Aufnahme aktiver Luftpolitik den Wert dieser gegebenen Vorteile auszu- 
nutzen wußte. 

Ungarn, das aktive Luftpolitik im eigentlichen Sinne des Wortes nicht be- 
treibt, ist durch den notwendigen Verbindungsweg nach dem Balkan die Rich- 
tung seiner Luftpolitik vorgeschrieben, die durch die Verbindungen mit Wien 
und mit Belgrad Ausdruck findet. 

Die technische und wirtschaftliche Entwicklung Jugoslaviens und Rumä- 
niens haben bisher eine eigene Luftpolitik nicht entstehen lassen, alle dahin- 
gehenden Äußerungen steben im Zeichen großfranzösischer Beeinflussung, wenn 
auch aus innerpolitischen Motiven die Luftverbindung von Belgrad über Zagreb 


nach der Adria bedeutungsvoll wäre. 
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Ähnlich wie in diesen Ländern sind auch die Voraussetzungen in Bulgarien > 
wo mit deutschem Material zunächst eine Verbindung von Sofia nach dem 
Schwarzen Meer ins Leben gerufen wurde, die als Zwischenstück einer Luftbrücke 
nach dem nahen Osten zu werten ist. Ze | 

Die Türkei hat auf aktive luftpolitische Äußerungen bisher verzichtet, sie hat | 
es aber in der Hand, den Ausbau und die Weiterführung der Linien nach Vorder- 
und Mittelasien richtunggebend zu beeinflussen. 

Es wäre im Anschluß hieran auch noch die Schweiz zu erwähnen, in der die 
Linie nach dem nahen Osten gewissermaßen den Ursprung nahm und die heute 
als die natürliche Vermittlerin zwischen Mittel- und Westeuropa auch auf dem 
Gebiete der Luftfahrt ihre naturgegebene Bestimmung erfüllt, und die mit weiterer 
Vervollkommnung der Flugtechnik trotz des hohen Alpenwalls auch das Ver- 
bindungsland zwischen Mitteleuropa und dem Mittelmeer bilden wird. 

Die rein westliche Orientierung Belgiens fand auch bei der Schaffung des 
belgischen Luftverkehrs ihren ersten Ausdruck dadurch, daß zunächst die Ver- 
bindung mit den Hauptstädten Paris und London aufgenommen wurde. In der 
richtigen Erkenntnis seiner wirtschaftlichen Bedeutung als Exporteur und Im- 
porteur Mitteleuropas wurde eine Luftverbindung mit dem Elsaß und der Schweiz 
durch eine Luftlinie über Straßburg nach Basel hergestellt. 

Der Versuch, Belgisch-Kongo durch einen Luftverkehr dem Mutterlande näher- 
zubringen, ist in greifbarer Form noch nicht gemacht worden, aber verschiedene 
Einzelflüge lassen darauf schließen, daß diese Möglichkeit in Erwägung gezogen 
wird. Zunächst hat man in Belgisch-Kongo selbst die im Interesse der Verwal- 
tung dieses ungeheuren Kolonialgebietes so wichtigen Luftverbindungen geschaffen, 
die durch eine rasche und regelmäßige Verbindung des Landinnern mit den 
Küstenstädten die Position Belgiens als Kolonialmacht entschieden gefördert haben. 

So wie Belgiens Rolle in der Luftfahrt durch seine Stellung in der Weltwirt- 
schaft maßgebend beeinflußt wird, ist auch die — zumindest die europäische — 
Luftpolitik Hollands durch wirtschaftliche Erwägungen bestimmt und durch 
die günstige Lage Hollands als Übergangsland für den Luftverkehr Englands und 
Frankreichs nach den skandinavischen und ÖOstseeländern und nach Deutschland 
zu einem wichtigen europäischen Faktor geworden. Die glückliche Lage in diesem 
Kraftlinienfeld europäischer Luftpolitik hat die Luftfahrt Hollands zu einer Ent- 
wicklung gebracht, die es dem Lande ermöglicht, die Luftfahrt auch den Er- 
fordernissen seiner Kolonialpolitik dienstbar zu machen. Militärische Erkundungs- 
flüge nach Holländisch-Indien waren der Auftakt, Postflüge folgten, und im Herbst 
dieses Jahres wird von Amsterdam über Karachi—Rangoon—Bangkok und Palem- 


as Sal 2; 
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bang nach Batavia ein probeweiser Postflugdienst eingerichtet. Damit ist das hol- 
ländische Kolonialreich durch eine neue rasche Verkehrsmöglichkeit mit dem 
Stammland verbunden, und die Errichtung eines internen Luftverkehrsdienstes 
in Holländisch-Indien trägt der Festigung der Verwaltung und dem Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl dieses Inselgebietes ebenso Rechnung wie den Notwendigkeiten 
pazifischer Gesamtpolitik, die, im Rahmen des pazifischen Kreises dargestellt, besser 
verständlich sein werden. 

Mehr noch wie dies durch irgendein anderes Verkehrsmittel versinnbildlicht 
könnte, zeigt die Luftfahrt die Verknüpfung der einzelnen europäischen 
Staaten miteinander und die enge Verbundenheit, die trotz aller politischen Hinder- 
nisse und Schranken eine so weitgehende gegenseitige Abhängigkeit bedingt. 

_ Wenn man vom Standpunkt der Luftfahrt das politisch-geographische Bild 
Europas betrachtet, so ist es vergleichbar dem politisch-geographischen Bild dieses 
Erdteils auf einer Weltkarte, auf der die einzelnen europäischen Länder zu kaum 
meßbaren Gebilden werden. Hat im Zeitalter des Straßen- und Kanalverkehrs 
die Karte der Provinz oder des Landes Bedeutung gehabt, so ist durch die fort- 
schreitende Entwicklung der Eisenbahn das Verkehrsbild über die Landesgrenzen 
hinaus gewachsen, und die Luftfahrt mit ihrer Möglichkeit, Kontinente in Stunden 
Zu durchqueren, muß eine Umwälzung der politischen Grundeinstellung mit sich 
bringen, die die Luftfahrt als ständig wachsender Faktor in ihre Rechnung auf- 
nehmen muß. 


ErıIcH ÖBsrT: 
LITERATURBERICHT AUS EUROPA UND AFRIKA 


Alfred Hettner: EnglandsWeltherrschaft. 
Vierte, umgearbeitete Auflage des Werkes „Eng- 
lands Weltherrschaft und der Krieg“. “«. VI und 
219 Seiten mit 38 Kärtchen im Text. Verlag 
von B. G. Teubner, Leipzig-Berlin 1928. 


Jeder, der die früheren Auflagen der Hettner- 
schen Kriegsveröffentlichung zur Hand genommen 
hat, wird es dankbar begrüßen, daß diese Neu- 
auflage erscheinen konnte. Der Krieg hat das 
Britische Reich selbst, 
von ihm und unsere Stellung zu ihm in so vieler 
Beziehung einschneidend geändert, daß eine Neu- 
bearbeitung dringend geboten erschien. 


aber auch unser Wissen 


Mit einer Darstellung der Naturbedingungen 
der mutterländischen Inselwelt führt Hettner den 
Leser in die britischen Probleme ein: Lage, Form, 
Küstenbeschaffenheit, Bau und Minerallagerstätten, 
Klima, Pflanzen- und Tierwelt. Eine feine Skizze, 
die das begünstigende Zusammenwirken der Natur- 
faktoren klar herausarbeitet. Die grob schema- 
tischen geologischen Profile ($. 11) könnten m. E. 
in einer zukünftigen Neuauflage ohne Schaden 
fortfallen. — Die Ausführungen über die Natur- 
bedingungen finden ihre Ergänzung durch eine 
Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung, in 
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der das Werden von Volkstum, Staat und Ver- 
fassung kurz, aber treffend gekennzeichnet wird. 

Auf der so gewonnenen Grundlage baut sich 
nun das nächste Hauptkapitel auf, die Entwick- 
lung der Weltherrschaft. Ganz besonders geglückt 
scheint uns hierin der Abschnitt „Die Umbildung 
von Land und Volk“. Wir lenken die Aufmerk- 
samkeit namentlich auch auf die lehrreichen 
Kärtchen ıı und ı2 über die Städte in Groß- 
britannien 1801 und ıg21. Das nun glücklich 
28 Jahre alte Kärtchen ı4 (Bevölkerungsdichte) 
vertrüge wohl nachgerade eine Modernisierung. 

Nach einer kurzen Erörterung des Themas „Die 
Angelsachsen und die englische Sprache in der 
Welt“ wendet sich Hettner jetzt dem Britischen 
Reich zu und behandelt Ursprung und Wachs- 
tum, Eigenart und Wert der Kolonien, Lage, 
Ausdehnung und Zusammenhang des britischen 
Kolonialreiches, innere Verfassung. Den bewußt 
sehr knapp gehaltenen Text (Ägypten und der 
Orient auf ı!/, Seiten!) ergänzen auch hier viele 
wertvolle Kärtchen, deren Schwarz- Weiß-Manier 
meist recht leserlich ist. 

Englands Verkehrsmacht ist das folgende Haupt- 
kapitel gewidmet. Ausführlich dargestellt werden 
die Probleme der Schiffahrt und Seeherrschaft 
(S. 104— 122), nur ganz kurz gestreift die Luft- 
schiffahrt. Die Fragen des Eisenbahn- und Auto- 
verkehrs im Britischen Reich finden mit Aus- 
nahme einer kurzen Notiz auf S. 116/117 keinerlei 
Erörterung; dagegen ist der von H. Schmitt- 
henner für die früheren Auflagen ausgearbeitete 
Abschnitt „Kabel, Funkentelegraphie und Nach- 
richtenwesen“ im wesentlichen auch hier über- 
nommen worden. 

Sehr gründlich erörtert Hettner sodann Eng- 
lands Weltwirtschaft ($S. 132— 173). Er behandelt 
die Struktur der englischen Volkswirtschaft, die 
einzelnen Produktionszweige und die wirtschaft- 
liche Weltstellung. Leider versagt es sich der 
Verfasser, die modernen Wirtschaftsprobleme der 
Nachkriegszeit zu erörtern und für die akuten 
Wirtschaftsnöte Großbritanniens auch nur einiges 
Gewiß betont Hettner im 
Vorwort, daß „eine auf das Dauernde gerichtete 
geographische Behandlung sich hüten müsse, 
Augenblicksbilder zu geben“. Aber kann man 
in bezug auf die schwere englische Wirtschafts- 


Material mitzuteilen. 


“nicht durch Konjunkturschwankungen, sondern ıf 
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krisis wirklich von Augenblicksbildern sprechen? 
Handelt es sich aber um chronische Nöte, die: 


durch Strukturwandlungen der Wirtschaft hervor- 
gerufen werden, dann darf m. E. auch der Geo-: 
graph nicht mehr an ihnen vorübergehen. —. Ä 
Die Figur 38 ($. 170) „Selbstbefriedigung des: 
Britischen Reichs“ sollte in einer Neuauflage 
durch eine bessere Darstellung ersetzt werden. 
Drei politische Kapitel schließen das Werk ab:: 
„Die Wehrkraft“ ($. 174-181), „Englische 
Politik“ (S. 182-201) und „Englands Welt-. 
herrschaft und ihre Zukunft“ ($. 202—213). Daı 
in diesen Abschnitten vielfach und bewußt die: 


eigene persönliche Meinung des Verfassers vor-- 


getragen wird, halten wir eine Kritik nicht für 

angebracht. Wir achten jede ehrliche politische » 

Ansicht, auch wenn sie sich mit der unsrigen ı 

nicht deckt. Hettner tritt warmen Herzens dafür 

ein, daß England auch uns Deutschen die Bahn ı 

frei geben möge zur Betätigung unter anderen ı 

Völkern und in anderen Erdräumen, und emp-: 

fiehlt im übrigen ein vorsichtiges Zusammen- - 

gehen mit Großbritannien: „Wir dürfen nicht; 
vor England kriechen und um seine Gunst buhlen, ‚ 
uns von ihm auch nicht in einen Gegensatz zu 

Rußland oder den Vereinigten Staaten treiben 

lassen. Aber wir müssen neue Gegensätze ver- 

meiden. Nur in England im Verein mit den 

Vereinigten Staaten haben wir einen Rückhalt . 

gegen Frankreich und seine Trabanten, und nur ' 

wir können das Gleichgewicht auf dem Kontinent . 

wiederherstellen, das für England die Vor- 

bedingung seiner Weltreichstellung ist. Wie wir 
an England, so muß dieses einen Rückhalt an 

Deutschland suchen.“ 

JohannesZiekursch: PolitischeGeschich- 
te des neuen deutschen Kaiserreiches. 
Zweiter Band: Das Zeitalter Bismarcks 
(1871—ı8g0). 484 Seiten. Frankfurter Societäts- 


Druckerei G. m. b. H., Abteilung Buchverlag, 
Frankfurt a. M. 1927. 


Den ersten Band dieses großangelegten Ge- 
schichtswerkes zeigten wir in dieser Zeitschrift 
Bd. 1927 $. 355 an. Der jetzt vorliegende zweite 
Band behandelt die Entwicklung vom Frank- 
furter Frieden bis zum Sturze Bismarcks. Mit 
der Ziekursch eigenen knappen, aber ungemein 
wirkungsvollen Sprache kennzeichnet der Ver- 


leidenschaftslos und unparteiisch sowohl 
ie äußere wie die innere Politik Bismarcks in 
diesem Zeitabschnitt. Daß die beiden Teilgebiete 
getrennt, nacheinander behandelt werden, hat 
natürlich seine Schattenseiten, indem oftmals die 
Fäden abreißen, um an anderer Stelle wieder 
RE zu werden. Aber die Materie ist 
in der äußeren und in der inneren Politik eben 
C och zu verschieden, und durch die Teilung des 
s toffs bewirkt Ziekursch eine fast dramatisch 
wirkende Klarstellung der großen Bismarck-Tra- 
gödie: der unerreichte Meister der Außenpolitik 
ermag die soziale Bewegung weder zu verstehen 
noch zu meistern, er durchschaut nicht die geistige 
Entwicklung der Nation und zerreibt sich im Kampf 
mit diesen Gewalten, die er gern bannen möchte, 


an denen aber selbst sein eiserner Wille zerschellt. 

Wir kennen kein Buch, das in gleicher Be- 
herrschung der Materie eine gleich vorzügliche 
Zusammenfassung aller politischen Faktoren der 
siebziger und achtziger Jahre bietet. Wir kennen 
aber auch keine wissenschaftliche Untersuchung 
dieser Periode, die eine menschlich so ergreifende 
Darstellung der Dämonie Bismarcks enthält, wie 
das gewiß nicht unkritische, aber gänzlich un- 
polemische Werk Ziekurschs. 

Dem Erscheinen des abschließenden dritten 
Bandes, das Zeitalter Wilhelms II., sehen wir 
mit großer Spannung entgegen. 

Kalender des deutschen Rechtes 1928. 

Herausgegeben in Verbindung mit dem Institut 

für Grenz- und Auslandstudien e. V. und dem 


Ausschuß Entlastung. Schriftleitung Dr. Max 
Hildebert Boehm. 


Ein Kalender, der auf jeder Seite irgendeine 
Tatsache dev Friedensverträge, irgendeine Frage 
des Grenz- und Auslanddeutschtums behandelt. 
Der Name M. H. Boehms bürgt dafür, daß nur 
unumstößliche Tatsachen gebracht und chau- 
vinistische Entgleisungen durchaus vermieden 
werden. Der gerade durch seine kühle Objektivi- 
tät doppelt wirksame Kalender verdient die 
wärmste Empfehlung. 

Karl Mehrmann: Locarno-Thoiry-Genf 
in Wirklichkeit. Eine Bilanz der Rheinland- 
räumung. 207 Seiten. Verlag von Reimar Hobbing, 
Berlin 1928. 

Der bekannte Vorkämpfer für die Befreiung des 
Rheinlandes schildert in sehr wirkungsvoller 
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Sprache, wie in Frankreich Angst vor dem 
volksstarken Nachbarn im Osten und traditionelle 
Politik einer Ausdehnung nach Osten zusammen- 
wirken, um jenen Drang nach „Sicherheit“ und 
Faustpfändern zu erzeugen, der einer wirklichen 
und dauerhaften Aussöhnung zwischen Deutsch- 
land und Frankreich im Wege steht. Mehrmann 
zeigt nun im einzelnen, wie die beiden Nachbar- 
nationen in den letzten Jahren miteinander ge- 
rungen haben, um die Freiheit der Rheinlande 
zu erreichen bzw. die „Sicherheit“ gen Osten 
zu wahren. Alle irgendwie in Frage kommenden 
Tatsachen werden genau so objektiv beschrieben 
wie die beiderseits angewandten Methoden. Man 
erhält so einen vortrefflichen und durchaus 
sachlichen Überblick und wird dem Verfasser 
beipflichten, wenn er behauptet, daß es nun 
Sache der deutschen Regierung sei, endlich die 
Erfüllung des uns vertraglich zustehenden Rechtes 
auf alsbaldige Räumung der Rheinlande zu for- 
dern. Es kann nur eines der beiden Prinzipien 
herrschen: Machtpolitik oder internationale Tole- 
ranz. Die internationale Toleranz aber macht 
dreierlei zum Gesetz: 

ı) Das Recht auf Eigengestaltung der Staats- 
form jedes Volkes; 

2) den unbeschränkten Anspruch auf volle 
d. h. 


Kontroll- und Sanktionsrechtes; 


Souveränität, also das Verbot jeglichen 
3) das Recht auf die Gesamtzusammenfassung 
aller beieinander wohnenden Volksgenossen in 
einem Volksstaat. 

Die Schrift von Mehrmann muß aufs wärmste 
empfohlen werden. Nach dem oftmaligen und 
weitreichenden Entgegenkommen, das wir be- 
wiesen, ist tatsächlich Frankreich bei 
Deutschland in Schuld. Die französischen Staats- 


jetzt 

männer mögen uns nicht länger mehr mit 

schönen Redensarten abspeisen ; Taten allein können 
zeigen, wohin Frankreichs Politik wahrhaftig ab- 
zielt. 

LeoBöhmer:Dierheinische Separatisten- 
bewegung und die französische Presse. 
ı28 Seiten. Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart- 
Berlin-Leipzig 1928. 

Die Kontinuität der traditionellen Rheinpolitik 

Frankreichs erweist sich mit aller Deutlichkeit 

in dieser interessanten Studie, die für einen be- 
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stimmten Fall die Wechselbeziehungen zwischen 
zeitgeschichtlichen Ereignissen und der modernen 
Großpresse untersucht. Mit einer Fülle von 
Zitaten wartet der Verfasser auf, um zu zeigen, 
wie sich die verschiedenen publizistischen Gruppen 
Frankreichs zur Separationspropaganda und her- 
nach zum Zusammenbruch des rheinischen 
Separatismus gestellt haben. Die Schrift erhält 
auch dadurch noch besonderen Wert, daß sie 
eine Charakteristik der Separatistenführer bringt 
(Dorten, Smeets, Matthes; $. 70—97). 
Ruhrbesetzung und Weltwirtschaft. Eine 
internationale Untersuchung der Einwirkungen 
der Ruhrbesetzung auf die Weltwirtschaft. 
“ Herausgegeben von Prof. Dr. Ernst Schultze. 

Bd. 3 der Schriften des Weltwirtschafts-Instituts 

der Handelshochschule Leipzig. 256 Seiten. Ver- 

lag von G. A. Gloeckner, Leipzig 1927. 

Es war ein glücklicher Gedanke des Heraus- 
gebers, 23 getrennte Urteile über das Thema 
„Ruhrbesetzung und Weltwirtschaft“ zu einem 
Buche zu ‚vereinigen. Deutsche, Schweizer, Hol- 
länder, Franzosen und Belgier, Engländer und 
Iren, Schweden und Balten, Ungarn und Bulgaren, 
Italiener und Amerikaner treffen sich hier in dem 
Bemühen, jeder für den Bereich seines Studien- 
gebietes objektiv die Auswirkungen der Ruhr- 
besetzung nachzuweisen. Die Verfasser sind keines- 
wegs unbedingte Deutschenfreunde; um so be- 
merkenswerter ist es, daß das Ergebnis all der vielen 
Einzeluntersuchungen im großen und ganzen das 
nämliche ist: die Ruhrbesetzung wirkte sich aus 
in weltwirtschaftlichen Kreislaufstörungen, Ver- 
kehrswirrwarr, Minderung der Kaufkraft und des 
Kaufwillens, Sonderkonjunkturen mit herben 
Rückschlägen, Preissteigerungen, Wachsen der 
Arbeitslosigkeit, Betriebs- und Arbeiterwande- 
rungen, Verhinderung der Kapitalbildung, Speku- 
lation und Geldverluste. Der Schlag, der die 
deutsche Wirtschaft an ihrem Lebensnerv treffen 
sollte, wirkte sich schädigend über die gesamte 
Weltwirtschaft aus. 

Für eine Neuauflage würden wir empfehlen, 


Gleichheit 


Sorge zu tragen, damit man leichter und sicherer 


für möglichste aller Maßangaben 
vergleichen kann. Der unaufhörliche Wechsel 
der Währungsangaben ist schon eine arge Be- 
lastung; daß aber z. B. die Kohlenförderung 
bald in metrischen, bald in englischen Tonnen 
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angegeben wird, sollte der Herausgeber künftig- 
hin vermeiden. 
Gerhard Röllig: Wirtschaftsgeographie« 
Sachsens. ı48 Seiten mit 26 Kärtchen im 
Text. Verlag von Ferdinand Hirt & Sohn, Leipzig; 
1928. 
Unter Verarbeitung eines umfangreichen, sons il 
nicht leicht zugänglichen Materials hat der Ver 
fasser eine wirtschaftsgeographische Monographiex 
des Freistaats Sachsen geschaffen, die als Material- 
sammlung und um des Fleißes willen Anerkennu ng x 
verdient. Zur Darstellung gelangen die Land-. 
wirtschaft, die Lebensmittelversorgung, die Be- 
völkerung, die Industrie. Die zahlreichen wir- 
kungsvollen Kärtchen sind zu loben; die Art 
der Bewältigung des Stoffes und die textliche« 
Darstellung lassen bisweilen noch etwas den An- 
fänger erkennen. 


Otto Brandt: Heinrich Rantzau undk 
seine Relationen an die dänische 
Könige. Eine Studie zur Geschichte des# 


16. Jahrhunderts. 106 Seiten mit 4 Abbildungen.ı 
Verlag von R. Oldenbourg, München-Berlinr 


1927. 
Eine höchst interessante Epoche und eineni 
nicht minder beachtenswerten Staatsmann bringt: 
Brandt mit der vorliegenden Schrift dem Ver- 
ständnis des deutschen Lesers nahe. Wir blicken, 
indem wir die über 1000 Berichte Rantzaus a 
drei dänische Könige (1555—1598) verfolgen, 
tief in das politische Getriebe jener Zeit hinein, 
lernen gleichsam das zentrale politische Nach- 
den europäischen Norde 
kennen und bewundern den Scharfblick Rantzaus, 
der seinen Herrschern über alle wichtigen Vor- 
gänge in Nah und Fern klug zu berichten ver- 
steht. — Es ist sehr verdienstlich, daß uns Brandti 
endlich etwas eingehender mit diesen Schätzen des: 
Kopenhagener Reichsarchivs bekannt gemacht hat.. 


richtenbüro für 


Carl Brockhausen und Maria L. Klaus- 
berger: Deutsch-Österreich. Kultur, 
Politik, Wirtschaft. Meyers Wörterbücher.. 
313 Seiten mit ı Kärtchen. Verlag H. Meyer; 
Halberstadt 1927. 

Ein recht empfehlenswertes Büchlein, das int 

Lexikonart über alle Zweige des öffentlichent 
Lebens in Österreich berichtet. Sowohl Volks-- 


wirtschaftler Kaufleute wie: 
Journalisten werden zweifellos mit Nutzen zul 


dem Band greifen. Die Angaben über Kultur,, 


wie Industrielle, 


Politik und Wirtschaft sind fast stets historisch 
gut unterbaut, das Zahlenmaterial zuverlässig und 
geschickt ausgewählt. 


Egon Scheffer: Österreichs wirtschaft- 
liche Sendung. Grundlagen einer gesamt- 
‚deutschen Volkswirtschaft. VI und 298 Seiten 
I 4 Tabellen im Anhang. Hölder-Pichler- 
; Tempsky A.-G., Wien und Leipzig 1927. 

P ‚Trotz mancher Weitschweifigkeit und Unklar- 
heit sicherlich lesenswert. Verfasser spricht erst 
vom Sinn der Volkswirtschaft (S. 1-43), dann 
von den Grundphänomenen der mitteleuropäischen 
Nachkriegswirtschaft (S. 44—147), ehe er zu 
seinem eigentlichen Thema kommt: der Be- 
deutung und Zukunftsmöglichkeit der öster- 
reichischen Wirtschaft im Falle einer deutsch- 
österreichischen Staatsvereinigung. Eingehend 


werden nun Vor- und Nachteile einer wirtschaft- 
lichen Verschmelzung erörtert für die Landwirt- 
‘schaft, die Kraftstoffwirtschaft und die Industrie 
(Eisen- und eisenverarbeitende Industrie, Holz- 
und Sägeindustrie, Papier- und Zelluloseindustrie, 
chemische Industrie, Textilindustrie, Zucker- 
industrie). Der Verfasser sieht das Heil sowohl des 
"Deutschen Reiches wie Österreichs in einer mög- 
lichst bald durchzuführenden politischen Ver- 
schmelzung, der alsdann ein planmäßiger Aus- 
bau der gesamtdeutschen Volkswirtschaft zu 
folgen hat. Die Zukunft Großdeutschlands er- 
blickt Scheffer in der Schaffung einer in Frieden 
und Freundschaft sich vollziehenden Ergänzungs- 
wirtschaft mit dem Osten. 

Die österreichischen Alpen. Eine zu- 
sammenfassende Darstellung bearbeitet von 
O. Abel, E. Brückner +, F. M. Exner, 
M. Ferstel, A. Haberlandt, V. Junk, 
A.Köhler, R.Lach,O.Lehmann, H.Leit- 
meier, N. Lichtenecker, A. Marchet, 
O. Menghin, Th. Pintner, O. Reche, 
E. Reisch, F.E. Sueß, H. Tietze, H.Volte- 
lini, R. Wettstein; herausgegeben von Hans 
Leitmeier. 414 Seiten mit 102 Abbildungen 
im Text und 38 Tafeln auf Kunstdruckpapier. 
Verlag von Franz Deuticke, Leipzig und Wien 
1928. 

Das Sammelwerk ist aus Vorträgen der volks- 
tümlichen Universitätskurse in Wien hervor- 
gegangen und behandelt in leicht verständlicher 
Sprache, ohne einheitlichen Rahmen eine Fülle 
von Problemen aus Natur und Kultur der öster- 
reichischen Alpen. Jeder der Beiträge gründet 
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sich auf eigenen Forschungen des betr. Ver- 
fassers, so daß das Buch nicht nur dem inter- 
essierten Laien, sondern auch dem Wissenschaftler 
mancherlei Anregung bietet. Auf die einzelnen 
Aufsätze hier näher einzugehen, verbietet der 
Raum. Für Geographen und Geopolitiker werden 
die folgenden Arbeiten von besonderem Wert sein: 

F. E. Sueß, Der geologische Bau der Ostalpen 
(ausgezeichnete Einführung!). 

OÖ. Lehmann, Die Oberflächengestaltung der 
österreichischen Alpen (Gipfelflur, Talstufen !). 

F. M. Exner, Das Klima der Alpen. 

E. Brückner, Die Ostalpen in der Eiszeit. 

O. Menghin, Urgeschichte der Ostalpenländer. 

O. Reche, Die Bevölkerung der österreichischen 
Alpen. 

O. Lehmann, Die Besiedlung und die Verkehrs- 
straßen der österreichischen Alpen (mit guten 
Karten !). 

A. Haberlandt, Die Volkstrachten der Alpen. 


Norbert Krebs: Die Östalpen und das 
heutige Österreich. Eine Länderkunde. 
Zweite, wesentlich erweiterte Auflage der „Län- 
derkunde der österreichischen Alpen“. Erster 
Band: Systematischer Teil. XIII und 330 Seiten. 
Zweiter Band: Regionaler Teil. X und 496 Sei- 
ten. Mit 116 Textabbildungen, 29 Tafeln und 
Karten. Verlag von J. Engelhorns Nachf., Stutt- 
gart 1928. 


Die Neuauflage stellt tatsächlich ein vollkommen 
neues Werk dar. Die gesamten ÖOstalpen sind 
jetzt in den Kreis der Betrachtung eingezogen, 
auch wo sie außerhalb Österreichs liegen, und 
ganz Österreich erfährt eine erschöpfende Dar- 
stellung, auch wo dieser Rumpfstaat über die 
Alpen hinausgreift. 

Es wird schwer, einem solchen grundlegenden 
Riesenwerk im Rahmen einer notgedrungen 
knappen Besprechung einigermaßen gerecht zu 
werden. Heben wir zunächst hervor, daß der 
Literaturnachweis, eng gedruckt, die Seiten 429 
bis 464 beansprucht und mit seinen 1913 Num- 
mern das Werk als eine ungemein fleißig und 
gediegen durchgeführte Untersuchung kennzeich- 
net, in der restlos alles einigermaßen belangvolle 
Material verarbeitet worden ist. Das zweite Merk- 
mal wird der Leser nicht minder deutlich spüren, 
wenn er sich Krebs anvertraut: daß hier einer 
der besten Kenner der Ostalpen zu uns spricht, 
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ein vielgewanderter Forscher, dem zugleich die 
Gabe ungemein anschaulicher Darstellung ver- 
liehen ist. 

Der erste Band (systematischer Teil) behandelt 
vor allem die Entstehungsgeschichte der Alpen, 
den Einfluß des geologischen Baus auf die For- 
men des Gebirges, die Eiszeit und ihren Formen- 
schatz, die morphologischen Erscheinungen der 
Gegenwart, Klima, Vegetation, Besiedlung, die 
wirtschaftlichen Verhältnisse, die gegenwärtige 
Verteilung der Bevölkerung. Dieser Band ist 
augenscheinlich als Einführung und Propädeutik 
gedacht, als Wegbereiter nicht nur für den Fach- 
mann, sondern auch für alle Liebhaber der Berge, 
die den Wunsch haben, das Geschaute tiefer zu 
erfassen und sich mit den mannigfachen wissen- 
schaftlichen Problemen allgemeiner Art zu be- 
schäftigen. Von diesem Standpunkt aus geurteilt, 
wird man den ersten Band nur begrüßen kön- 
nen, wenngleich die Darstellung hier und da 
vielleicht durch knappere Fassung hätte gewin- 
nen können. Die behagliche Breite, mit der bei- 
spielsweise die verschiendenen Ansichten über den 
Bau der Alpen vorgetragen werden, wirkt ohne 
Zweifel etwas ermüdend und trägt schwerlich 
dazu bei, das Problem in aller Schärfe zu erfassen. 

Den Hauptnachdruck legt natürlich auch Krebs 
auf den zweiten Band, den regionalen Teil. 
Meisterhaft die landeskundliche Gliederung der 
Ostalpen und des heutigen Österreichs, packend 
und fesselnd die auch anthropogeographischen 
Belangen voll gerecht werdende Darstellung der 
Teilgebiete, ungemein anregend die überall heraus- 
gearbeitete Wechselwirkung zwischen Natur und 
Mensch, Volk und Staat, Umwelt, Sitten und 
Gebräuchen. Zu unserem Bedauern müssen wir 
uns an dieser Stelle darauf beschränken, die 
Überschriften der Kapitel zur Kennzeichnung 
des überreichen Inhaltes anzuführen: Vorarlberg 
und das Allgäu, das rhätische Hochland, -das 
Herz Tirols, die tirolisch-bayerischen Kalkalpen, 
der Tauernbogen und seine Randzonen, die west- 
lichen Südalpen, Innerösterreich, die östlichen 
Südalpen, die östlichen Nordalpen, das Wiener 
Becken und das nördliche Burgenland, das öster- 
reichische Alpenvorland und die Landschaften 
nördlich der Donau, Wien und das heutige 
Österreich. 
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Die Ausstattung des Werkes mit Karten, Bil-- 
dern und Skizzen ist geradezu verschwenderischa 
schön zu nennen. Dabei ist alles wohl überl 
und trefflich dazu angetan, das geschriebenes 
Wort zu erläutern. Wir rühmen neben dem glän- 
zend zusammengestellten Bildmaterial vor allem: 
die wichtigen Karten, bei denen durch fast rest-- 
los eingehaltene Einheitlichkeit des Maßstabess 
eine leichte Vergleichsmöglichkeit geboten wird. 

Für eine Neuauflage nur einige kleine Wünsche: 
Auf Taf. V und VI finden wir die Wahl des 
Rasters für die Höhenstufe 1000—1500 bzw.; 


2400—2800 m nicht sonderlich glücklich; wir 
verstehen sehr wohl die besondere Absicht des 
Verfassers, aber unser an orographische Karten- 
bilder gewöhntes Auge gewinnt durch den hellen 
Ton leicht einen falschen Eindruck. — Den 
Namen „Burgenland“ erklärt Krebs (II S. 222) 
u. E. nicht richtig; die Bezeichnung ist unseres 
Wissens jungen Ursprungs und geht darauf 
zurück, daß das ehemalige Deutsch-Westungarn 
die Gespanschaften Ödenburg, Wieselburg, 
Eisenburg und Preßburg umfaßte. 


Adolf Rieth: Die geographische Ver- 

breitung des Deutschtums in Rumpf- 
Ungarn in Vergangenheit und Gegen- 
wart. Schriften des deutschen Ausland-Instituts ; 
Stuttgart, kulturhistorische Reihe, Bd. 18. Her- - 
ausgegeben in Verbindung und mit Unterstüt- - 
zung der Stiftung für deutsche Volks- und | 
Kulturbodenforschung in Leipzig. 102 Seiten ı 
mit 4 Karten. Ausland und Heimat Verlags- - 
Aktiengesellschaft, Stuttgart 1927. 

Rieth untersucht in seiner sehr zu begrüßenden ı 
Abhandlung das ländliche und städtische Deutsch- - 
tum in Rumpfungarn und schildert für jeden ı 
Einzelbezirk die Entwicklung des Deutschtums ; 
in den Jahrzehnten 1880—1920. Auch die Aus - 
wanderung ungarländischer Deutscher (in den ı 
Jahren 1905—ı10 fast 27000 Personen) wird im | 
den Kreis der Betrachtung einbezogen. Nach 
Rieth betrug die Zahl der Deutschen im Bereich 
des heutigen ungarischen Staatsraumes im Jahre 
1880 rund 583000; die offizielle Statistik des. 
Jahres 1920 gibt die Zahl 551200 an, doch 
glaubt der Verfasser, daß im heutigen Rumpf- 
ungarn weit über 600000 Menschen mit deut- 
scher Muttersprache leben. — Für die ungemein 
gründliche Untersuchung und die sehr lehr- 
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eichen Karten schulden wir dem Verfasser auf- 
ichtigen Dank. 


tichard von Mach: Aus bewegter Bal- 
kanzeit, 1879-1918. 274 Seiten mit mehre- 
ren Bildnistafeln. Verlag von E. $. Mittler 
'& Sohn, Berlin 1928. 

Bis ı891 als Offizier, seitdem als Bericht- 
rstatter der „Kölnischen Zeitung“ hat von Mach 
nsgesamt 39 Jahre in Bulgarien zugebracht, 
band und Leute vorzüglich kennen gelernt und 
ich das Vertrauen der bulgarischen Herrscher 
ınd vieler Staatsmänner erworben. Im vorliegen- 
len Buche bietet er Ausschnitte aus seinen Er- 
nnerungen und läßt den Leser die bulgarische 
zeschichte vom Frieden von San Stefano (1878) 
sis zum Abfall Bulgariens im Weltkrieg (Sep- 
ember 1918) durchwandern. In allen Abschnit- 
en finden sich interessante, neue historische 
Angaben oder zum mindesten neue und vertiefte 
Auffassungen von der historisch-politischen Pro- 
slematik Bulgariens. Da Bulgarien lange Zeit 
sin wichtiger Knotenpunkt der westeuropäischen, 
"ussischen und türkischen Politik war und diese 
Tatsache vom Verfasser immer wieder klar heraus- 
gearbeitet wird, dürften die Erinnerungen von 
Machs eines weiten Leserkreises sicher sein. Das 
Buch verdient entschieden Beachtung. 


Margherita 6. Sarfatti: Mussolini, Le- 
bensgeschichte nach autobiographi- 
schen Unterlagen. Einzig autorisierte deut- 
sche Ausgabe, herausgegeben von Alfred M. 
Balte. XVI und 342 Seiten mit zahlreichen, 
größtenteils unveröffentlichten Photos und Auto- 
graphien. Paul List Verlag, Leipzig 1927. 

Die Venezianerin Sarfatti, einst Sozialistin wie 
Mussolini und schon damals seine Mitarbeiterin, 
lann Redakteurin an der von Mussolini neu- 
gegründeten interventionistisehen Tageszeitung 
‚Popolo d’Italia“, schließlich begeisterte Vor- 
kämpferin für den Faschismus, hat uns diese 
Lebensgeschichte geschenkt, von dem der fa- 
chistische Heros selbst im Vorwort bemerkt: 
„Dieses Buch gefällt mir, denn es stellt mich, 
ingeachtet der Freundschaft und der Arbeits- 
ınd Ideengemeinschaft, in die richtige Beziehung 
ur Zeit, zum Raum und zu den Ereignissen.“ 
In 48 glänzend geschriebenen Kapiteln hören 
wir von dem äußeren und inneren Werdegang 
Mussolinis. Ihn hier wiederzugeben, hieße wesent- 
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liche Teile des Buches abdrucken, Ein solches, 
tief innerlich erlebtes Buch kann nicht gut „be- 
sprochen“, es muß gelesen werden. Auch wer 


den autobiographischen Notizen Mussolinis mit 


Skepsis begegnet, auch wer sich gegen die ver- 
führerische Begeistertheit der Sarfatti auflehnt, 
wird dennoch ganz stark in den Bann dieses 
Buches gezogen werden. Niemand von uns hat 
den genügenden Abstand, um zu. entscheiden, 
ob Mussolini wirklich so ward und ist, wie die 
Sarfatti es darstellt. Als Denkmal dessen, wie 
seine nächsten Mitkämpfer den Führer des Fa- 
schismus ansehen und erleben, ist dem Buch in 
jedem Falle ein großer Wert eıgen. Auch Geg- 
ner des faschistischen Systems werden sehr viel 
daraus lernen können. 


Hans Mortensen: Die litauische Wan- 
derung. 18 Seiten. Aus den Nachrichten der 
Gesellschaft der Wissenschaften zu Göttingen, 
philologisch-historische Klasse, 1927. 


Verfasser berichtet über den augenblicklichen 
Stand der Forschung über die litauische Wan- 
derung und trägt das Ergebnis seiner eigenen 
Studien über diesen Gegenstand vor. Verfolgt 
wird die Einwanderung von Osten nach Westen 
seit dem Jahre 1400 unter Hervorhebung der 
Rolle, die die Flußlinien und Wasserscheiden 
hierbei gespielt haben. 

Kai Donner: Bei den Samojeden in Si- 


birien. 202 Seiten mit 65 Abbildungen und 
ı Karte. Verlag von Strecker & Schröder, Stutt- 


gart 1927. 

Der schwedisch-finnische Gelehrte Dr. Kai Don- 
ner bereiste in den Jahren ıg1ı—ı3 und 1914 
das Samojedengebiet zwischen Ob und Jenissei, 
dem Sajanschen Gebirge und dem Eismeer, um 
Sprache und Kultur der hier wohnenden Natur- 
völker zu studieren. Er lebte sich derart vor- 
züglich in seine Aufgabe ein, daß ihn am Ende 
selbst die Eingeborenen nicht von einem echten 
Samojeden zu unterscheiden vermochten. Kein 
Wunder denn, daß der Forscher einen Einblick 
in das materielle und geistige Leben der Samo- 
jeden gewann, wie es nur wenigen beschieden 
sein dürfte. Im vorliegenden Buch berichtet Kai 
Donner in sehr anschaulicher Weise von dem 
Verlauf und den Ergebnissen seiner mühsamen 
und entbehrungsreichen Reisen. Stehen auch 
volkskundliche Fragen naturgemäß im Vorder- 
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grund, so versteht es Kai Donner doch zugleich, 
dem Leser eine höchst eindrucksvolle Vorstel- 
lung von Wald und Tundra, sommerlichen 
Stromlandschaften und winterlichen Schneeeinöden 
zu vermitteln. Wer Mensch und Natur dieses 
westlichen Sibirien wahrhaft erleben will, wird 
mit größtem Nutzen zu dem auch hinsichtlich 
der Ausstattung nur zu lobenden Buche Kai 
Donners greifen. 


Bischof Meyer: Nach Sibirien im Dienste 
der evangelisch-lutherischen Kirche. 
203 Seiten mit zahlreichen Bildern und einer 
Karte. Verlag von C. L. Ungelenk, Dresden- 


' Leipzig 1927. 

Mit der evangelisch-lutherischen Diaspora im 
großen sibirischen Raum macht uns der Verfasser 
eingehend vertraut. Von Moskau führt der Weg 
Bischof Meyers über Samara nach Omsk und 
weiter über Nowosibirsk, Tomsk, Krasnojarsk bis 
Irkutsk. Allenthalben wurden von den größeren 
Städten aus Exkursionen in die nähere und 
weitere Umgebung unternommen, um mit mög- 
lichst vielen der evangelisch-lutherischen Ge- 
meinden die Verbindung herzustellen (deutsch- 
stämmige und andere Kolonisten). Das Buch be- 
handelt selbstverständlich in erster Linie kirch- 
liche Fragen, hat aber darüber hinaus Wert, 
weil es eine anschauliche Reisebeschreibung bietet 
und das sibirische Auslanddeutschtum trefflich 
zeichnet. Geographisch nicht unwichtig ist über- 
dies die Schilderung der Ausflüge in Trans- 
baikalien; Meyer drang auf teilweise noch wenig 
bekannten Wegen bis zur heiligen Stadt der 
Burjaten vor und besuchte Chambo-Dazan, das 
Zentralheiligtum der burjatischen, tungusischen 
und mongolischen Lamaiten in Sibirien. 
Koloniale Studien. Hans Meyer zum sieb- 

zigsten Geburtstage (22. März 19528). 

Dargebracht von seinen Freunden, 

Verehrern und Schülern. Herausgege- 

ben von Karl H. Dietzel und Hans Ru- 

dolphi. XVI und 341 Seiten mit zahlreichen 


Bildtafeln und Textfiguren. Verlag von Dietrich 
Reimer (Ernst Voßen), Berlin 1928. 


Dem hochverdienten Führer und Senior der 
deutschen Kolonialgeographie ist zu seinem 
70. Geburtstage diese Festschrift gewidmet wor- 
den, die in ihrer erstaunlichen Vielseitigkeit ein 
gutes Abbild des unermüdlich schaffenden, tief 
schürfenden Jubilars ist. 


Das Werk zerfällt in vier Teile: ı. Kolonialwi t= 
schaft und Kolonialpolitik; 2. Afrika; 3. Der Großex 
Ozean und seine Umrandung; 4. Amerika. 

Aus der großen Fülle der Einzelbeiträge seient 
hier nur einige wenige genannt, um dem Leser: 
einen Begriff vom Inhalt dieser sehr bedeutungs- 
vollen Festschrift zu bieten: 1 

Hans Zache: Weltwirtschaft und Kolonial-- 
politik. | 

Eduard Hahn: Zur Wirtschaftsgeschichte von 
Afrika. e| 

Fritz Jaeger: Das Windhuker Hochland. 

Erich Krenkel: Das Faltengebirge Ost- undi 
Südafrikas. 

Karl Haushofer: Zur Geopolitik des Pazifischen: 
Ozeans. i 

Wilhelm Volz: Der Mensch in der malaiischenn 
Inselflur. 

Walter Geisler: Die Wirtschafts- und Lebens- 
räume des Festlandes Australiens. 

Walter Behrmann: Beiträge zur Rassenkundeg 
des Inneren von Neuguinea. 

Hans Maier: Die Nordmandschurei als Kolonial- 
und Wirtschaftsgebiet. 

Karl H. Dietzel: Südamerika als kolonialer Erd- 
teil. 

Als Anhang ist ein Verzeichnis der Schriften: 
Hans Meyers beigegeben; es kennzeichnet mitt 
seinen 225 Nummern die emsige Schaffenskraft ı 
des Gefeierten. Die deutsche Wissenschaft ist mit! 
Recht stolz auf die vornehme Persönlichkeit Hans; 
Meyers, dessen Namen in der Geschichte der! 
Wissenschaft für alle Zeit seinen hohen Klang; 
bewahren wird. Wir wünschen dem Jubilar in: 
treuer Verehrung einen gesegneten Lebensabend. . 
Jambo watu! Das Kolonialbuch der Deut-- 

schen. Herausgegeben von Willy Bolsinger: 

und Hans Rauschnabel unter Mitarbeit zahl-: 

reicher erfahrener Kolonialpioniere. 300 Seiten ı 

mit zahlreichen Abbildungen nach Original- : 


radierungen der Herausgeber. Verlag Christoph | 
Steffen, Stuttgart—Gablenberg 1926. 


Deutsche Männer und Frauen, die jahrelang in 
den alten Kolonien gelebt haben, Kolonial- 
pioniere aus Wissenschaft, Schutztruppe, Ver- 
waltung, Mission, Handel und Verkehr kommen 
in diesem wertvollen Sammelwerk zu Wort, um 
sich über ihre Erfahrungen und Erlebnisse in 
den deutschen Kolonien zu äußern. Das Buch 


ar ; ee unserer Kolonien gedacht 
n diesem Sinne das Vorwort des Reichs- 
sidenten von Hindenburg); aber es ist in der 
Mat weit mehr: ein schlichtes und doch stolzes 
enkmal deutschen Schaffens in Übersee, ein 
eugnis dafür, wie ernst und tief der Kolonial- 
leutsche versuchte, sich in die Probleme seiner 
aen Heimat zu versenken. Gern und mit Nut- 
en wird jeder dieses packende Buch zur Hand 
“ehmen als Kulturdokument unserer Kolonial- 
Meutschen. Der reiferen Jugend vor allem sei es 
yärmstens empfohlen. 
ohannes Paul: Die territoriale Aus- 
ibreitung der britischen Herrschaft in 
SüdafrikabiszurGründung Rhodesiens. 
Eine politisch-geographische Studie zur neueren 


Ü Kolonialgeschichte. 92 Seiten mit zwei Bunt- 
druckkarten. Dissertation Leipzig 1927. 


l Eine ebenso gründliche wie geschickte Unter- 
Suchung, die in vorbildlicher Klarheit die fol- 
enden Etappen darstellt: 


. Wachstum der Kolonie durch stetige Aus- 
sreitung der Siedelungen (1652—1836). 

J II. Der große Burentrek, die Gründung und 
britische Annexion Natals und die Errichtung 
der „Vertragsstaaten“ (1836— 1845). 

IV. Die Gründung, britische Anerkennung und 


ande (1836—ı865). 

) VW. Die Vorstufen der neuen britischen Expan- 
sion: Basutoland, Griqualand-West und die De- 
lagoabaifrage (1860—1875). 

‘Heinrich Schnee: Nationalismus und 


Imperialismus. XVI und 375 Seiten. Verlag 
‘ von Reimar Hobbing, Berlin 1928. 


| Der ehemalige Gouverneur von Deutsch-Ost- 
lafrika hat seine im Winter 1926/27 an der 
Hochschule für Politik in Berlin gehaltenen Vor- 
träge in Buchform erscheinen lassen. In der Dar- 
‚stellung ist auch die seitdem erfolgte neueste 
Entwicklung berücksichtigt worden. Wir be- 
grüßen dieses Werk aufs freudigste, denn Na- 
tionalismus und Imperialismus sind zu politischen 
Schlagwörtern geworden, und es tut gut, hier 
einmal eine gründliche Klärung eintreten zu 
lassen. Die Erörterung eines solchen Themas 
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muß natürlich die ganze Welt ins Auge fassen; 
aber für kaum einen anderen Erdteil sind die 
Darlegungen Schnees so wichtig wie für Europa. 
Deshalb mag uns gestattet sein, das Werk im 
Rahmen unseres Referats anzuzeigen. 

Als Nationalismus begreift Schnee ganz allge- 
mein das auf die Förderung der Zwecke der 
eigenen Nation gerichtete Streben; Imperialis- 
mus definiert er als Ausdehnung der politischen 
und wirtschaftlichen Macht von Großmächten 
auf fremde Länder und Völker und deren Orga- 
nisation. Er verfolgt nun die historische Ent- 
wicklung dieser beiden wichtigen Kräfte neu- 
zeitlichen Weltgeschehens und geht dann zu einer 
ausführlichen und besonders lesenswerten Dar- 
stellung vom Wirken des Nationalismus und 
Imperialismus in den Hauptstaaten der Welt über: 
Britisches Weltreich, Vereinigte Staaten, Japan,Ruß- 
land, Frankreich, Italien. Eine erstaunliche Fülle 
von Material ist in jedem Abschnitt verarbeitet 
und verleiht dem Buch auch als Nachschlage- 
werk besonderen Wert. Dabei ist die Darstellung 
durchweg fesselnd, so daß es geradezu schwer 
wird, die Lektüre an einem der Hauptabschnitte 
zu unterbrechen. Einen besonderen Hinweis ver- 
dient der Abschnitt „der Bolschewismus in seinem 
Verhalten zum Nationalismus und Imperialismus“ 
(S. 225—241). 

Schnee schließt sein bedeutsames Werk mit 
einer Betrachtung von Gegenwart und Zukunft 
des Nationalismus und Imperialismus ab. Er 
glaubt keineswegs an ein baldiges Ende dieser 
beiden Triebkräfte, hofft aber, daß sich unter 
Selbstbeschränkung des Imperialismus der Groß- 
mächte eine Gestaltung der Weltverhältnisse er- 
reichen läßt, welche der friedlichen Entwicklung 
und dem Fortschritt der Menschheit dient. 


AdolfReichwein: Die Rohstoffwirtschaft 
der Erde. 639 Seiten. Verlag von Gustav 
Fischer, Jena 1928. 


Dieses hervorragende Werk auch im Bereich 
meines Referats anzuzeigen, ist mir aufrichtiges 
Bedürfnis. Der weitgereiste und vielerfahrene 
Verfasser vermittelt in seinem auch in Bezug auf 
Literaturquellen recht gut fundierten Buch gewiß 
in der Hauptsache Material für eine erdum- 
spannende Rohstoffwirtschaft und Wirtschafts- 
ordnung, aber die Länder der Alten Welt und 
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namentlich Europas spielen dabei eine so wich- 
tige Rolle, daß ich vom Standpunkt meines 
Referats an dieser höchst aufschlußreichen Ver- 
öffentlichung nicht vorübergehen darf. 

Nur wer wie der Referent selbst einmal durch 
Jahre mit der Sammlung und Sichtung welt- 
wirtschaftlichen Materials verbracht hat, kann 
voll und ganz den Fleiß und die Mühewaltung 
beurteilen, die sich in diesem Buche dokumen- 
mentieren. Reichwein behandelt in nahezu er- 
schöpfender Weise die Saatwirtschaft, die Plan- 
tagenwirtschaft, die Weidewirtschaft, die Wald- 
wirtschaft, die Bergwirtschaft der Metalle (Eisen, 
Kupfer, Blei, Zink, Zinn, Aluminium) und die 
Kraftwirtschaft (Kohle, Torf, Erdöl, Wasserkraft). 
In jedem dieser Abschnitte werden getrennt die. 
Mangel- und Überschußländer dargestellt und 
zur Kennzeichnung und Begründung wichtige 
Angaben wirtschafts- und sozialpolitischer Natur 
eingeflochten. Dadurch wird die an sich schon 
so lehrreiche, mit statistischen Tabellen über- 
reich ausgestattete Schrift in einem Maße inter- 
essant gestaltet, daß man tatsächlich mit Span- 
nung von einem zum andern Kapitel übergeht. 
Wie meisterhaft versteht es Reichwein, die Ge- 
treidewirtschaft Europas zu kennzeichnen ($. 5 
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bis 62); wie spannend schildert er die D 
der Obst- und Gemüsekultur ($. 173—209), au 
der die Wirtschaft unseres Vaterlandes gar man 
ches lernen könnte; wie wuchtig wirkt das Ka 
pitel über den Kampf zwischen Rüben- une 
Rohrzucker ($. 209-234) u. a. m. Als geradezu 
einzigartiges Nachschlagewerk bewährt sich da: 
Buch Reichweins nicht minder bezüglich de: 
Weidewirtschaft, der Waldwirtschaft, der Metall 
wirtschaft und der Kraftwirtschaft. Überall wire 
man zuverlässige Auskunft über die Stellung de: 
europäischen Wirtschaft im Rahmen der Roh 
stoffweltwirtschaft erhalten, in jedem Abschnit: 
werden die wichtigen Wirtschaftsstaaten de: 
Abendlandes in ihrer Bedeutung als Mangell 
oder Überschußländer gekennzeichnet. Ein er: 
gänzender Anhang, der die Probleme der künst: 
lichen Bewässerung und künstlichen Düngung; 
die Früchte im Britischen Reich, Pflanzenöle una 
Pflanzenfette, die Wolle und seltene Zusatz: 
metalle (Nickel, Chrom, Vanadium) behandelt! 
schließt das Werk Reichweins ab. Wir sina 
gewiß, daß dieses Buch vielen Lesern der „Zeit: 
schrift für Geopolitik“ als Gegenstück zu de: 
Referenten Studie über „England, Europa und 
die Welt“ höchst willkommen sein wird. 
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Wen der Aufsatz von C. M. von Einem „Amerikas wahre Regierungsmethoden“ interessiert, wird 
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Von dem großen Sammelwerk: „Der Rhein“, herausgegeben von Karl Haushofer, Kurt Wieden- 
‚feld und, in Verbindung mit Hermann Oncken, Paul Wentzcke, ist der erste Teil von Band 1 er- 
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„Das Buch bringt viel mehr, als der Titel erwarten lassen sollte und der rein politisch orientierte 
Leser zu finden glaubt.“ Diese Worte aus der Besprechung von Karl Haushofer „Grenzen*, 
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L Auf den diesem Heft beigefügten Prospekt des Verlages List & von Bressensdorf sowie den dem 
67 Septemberheft einliegenden des Verlages B. G. Teubner sei besonders verwiesen. — 


Europäische Revue, Heft 7, M. 2.— 
Aus dem Inhalt: Gundolf, Cäsar und Brutus — Dean Inge, Einige Christenheit — ‚Becker, Die 


Kontinente im Rat des Vöikerbundes — Bratianu, Rumänische Stabilisierung —.. Wolfskehl, 
Mussolini und sein Faschismus. 


Berlin-Grunewald, Anfang Oktober 1928. Kurt Vowinckel Verlag G.m.b.H. 
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